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Erfurt, Plenarsaal

Vor Eintritt in die Tagesord-
nung

Blechschmidt, DIE LINKE 4017, 4018,
Bühl, CDU 4017, 4018,

4021,
Braga, AfD 4019, 4019,

4019, 4020, 4020, 4020,
Hey, SPD 4020,
Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 4020,

Thüringer Gesetz über die wei-
tere Harmonisierung wahl-
rechtlicher Vorschriften mit
dem Wahlrecht des Bundes so-
wie zur Neueinteilung der
Wahlkreise

4021,

Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/3068 korrigierte
Fassung -
dazu: Beschlussempfehlung des

Innen- und Kommunalaus-
schusses
- Drucksache 7/3606 -



dazu: Änderungsantrag der Frak-
tionen DIE LINKE, der
CDU, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/3658 -

ZWEITE BERATUNG

Der Änderungsantrag wird angenommen. Die Beschlussempfehlung
wird unter Berücksichtigung der Annahme des Änderungsantrags
angenommen.

Der Gesetzentwurf wird unter Berücksichtigung der Annahme der
Beschlussempfehlung in ZWEITER BERATUNG sowie in der
Schlussabstimmung jeweils angenommen.

Marx, SPD 4021, 4023,
Sesselmann, AfD 4022,
Walk, CDU 4024,
Bergner, FDP 4025,
Dittes, DIE LINKE 4026,
Maier, Minister für Inneres und Kommunales 4028,

Thüringer Gesetz zur Gewähr-
leistung einer verfassungsge-
mäßen Alimentation sowie
über die Gewährung einer An-
erkennungsleistung für ehe-
malige angestellte Professoren
neuen Rechts

4029,

Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 7/3575 -
ERSTE BERATUNG

Der Gesetzentwurf wird an den Haushalts- und Finanzausschuss
überwiesen.

Taubert, Finanzministerin 4029, 4036,
Kemmerich, FDP 4030,
Kowalleck, CDU 4031,
Merz, SPD 4032,
Kießling, AfD 4033,
Schaft, DIE LINKE 4035,

Änderung der Geschäftsord-
nung des Thüringer Landtags

4038,

Antrag der Fraktionen DIE LIN-
KE, der SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/3580 -

Der Antrag wird angenommen.

Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 4038,

Befristete Zulassung von
Nachtzielgeräten ermöglichen

4038,
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Antrag der Fraktion der FDP
- Drucksache 7/2019 -
dazu: Für eine dauerhafte und

wirkungsvolle Einbindung
der Thüringer Jäger bei
der Bekämpfung der Afri-
kanischen Schweinepest
und invasiver Wildarten
sowie gegen eine Schlech-
terstellung der Thüringer
Jägerschaft im Waffen-
und Jagdrecht
Alternativantrag der Frak-
tion der AfD
- Drucksache 7/2289 -

Der Antrag wird angenommen. Damit unterbleibt eine Abstimmung
über den Alternativantrag.

Bergner, FDP 4039, 4041,
Schütze, AfD 4039, 4041,
Dr. Wagler, DIE LINKE 4040,
Gottweiss, CDU 4042,
Weil, Staatssekretär 4043,

Wahl eines Mitglieds der Kom-
mission nach Artikel 10 Grund-
gesetz (G 10-Kommission) ge-
mäß § 2 Abs. 2 des Thüringer
Gesetzes zur Ausführung des
Artikel 10-Gesetzes

4045, 4060,

Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/3638 -

Die erneut vorgeschlagene Abgeordnete Herold erreicht in geheimer
Wahl bei 81 abgegebenen gültigen Stimmen mit 26 Jastimmen, 51
Neinstimmen und 4 Enthaltungen nicht die erforderliche Mehrheit der
Mitglieder des Landtags.

Weltzien, DIE LINKE 4045,
Schütze, AfD 4045,

Fragestunde 4045,

a) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten König-Preuss (DIE LINKE)
Aberkennung der Gemeinnützigkeit von Vereinen
- Drucksache 7/3600 -

4045,

wird von Staatssekretär Götze beantwortet. Zusatzfragen.

König-Preuss, DIE LINKE 4045, 4047,
4047,

Götze, Staatssekretär 4046, 4047,
4047,

Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 52. Sitzung - 02.07.2021 4011



b) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Müller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Planung und Finanzierung zur Reaktivierung der Werrabahn
- Drucksache 7/3601 -

4047,

wird von Staatssekretärin Karawanskij beantwortet. Zusatzfrage.

Müller, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 4047,
Karawanskij, Staatssekretärin 4047, 4048,
Wahl, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 4048,

c) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Henke (AfD)
Umgehungsstraße B 2/B 175
- Drucksache 7/3602 -

4048,

wird von Staatssekretärin Karawanskij beantwortet. Zusatzfragen. Staatssekretärin
Karawanskij sagte dem Fragesteller Abgeordneten Bergner zu seiner ersten Zu-
satzfrage die entsprechende Aufstellung und zu seiner zweiten Zusatzfrage die
Nachreichung der konkreten Mitarbeiterzahlen zu.

Henke, AfD 4048,
Karawanskij, Staatssekretärin 4049, 4050,

4050, 4050,
Bergner, FDP 4050, 4050,

4050, 4050,

d) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Baum (FDP)
Digitalgestützte Unterrichtsformate für den Klinik- und Hausunterricht
- Drucksache 7/3604 -

4050,

wird von Minister Holter beantwortet. Zusatzfragen. Minister Holter sichert der Fra-
gestellerin Abgeordneter Baum die Nachreichung weiterer Informationen zu ihren
beiden Zusatzfragen zu.

Baum, FDP 4050, 4052,
4052, 4053,

Holter, Minister für Bildung, Jugend und Sport 4051, 4052,
4052,

e) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Herrgott (CDU)
Neubau von Leitplanken im Saale-Orla-Kreis entlang der Bundesstraße 90
- Drucksache 7/3605 -

4053,

wird von Staatssekretärin Karawanskij beantwortet. Zusatzfragen. Staatssekretärin
Karawanskij sagte dem Fragesteller Abgeordneten Herrgott zu seiner ersten Zu-
satzfrage zu, den entsprechenden Entwurf zur Verfügung zu stellen.

Herrgott, CDU 4053, 4054,
4054, 4054,

Karawanskij, Staatssekretärin 4053, 4054,
4054,

f) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Thrum (AfD)
Verkehrsbelastung in der Heberndorfer Straße in der Ortslage Wurzbach im Saale-
Orla-Kreis
- Drucksache 7/3607 -

4054,

wird von Staatssekretärin Karawanskij beantwortet. Zusatzfrage.

Thrum, AfD 4054, 4055,
Karawanskij, Staatssekretärin 4055, 4055,
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g) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Montag (FDP)
Versorgungssituation von an Long-COVID erkrankten Kindern und Jugendlichen in
Thüringen
- Drucksache 7/3615 -

4055,

wird von Ministerin Werner beantwortet. Zusatzfragen. Ministerin Werner sagte
dem Fragesteller Abgeordneten Montag die Nachreichung einer ergänzenden Ant-
wort zu seiner ersten Zusatzfrage, bezogen auf die Pläne zur Nachbesserung bei
den Behandlungskapazitäten für Kinder und Jugendliche im Bereich Long-COVID,
zu.

Montag, FDP 4055, 4057,
4057, 4058,

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 4056, 4057,
4057,

h) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Bühl (CDU)
Auszahlung der Gelder an Kur- und Erholungsorte
- Drucksache 7/3616 -

4058,

wird von Staatssekretär Götze beantwortet.

Bühl, CDU 4058,
Götze, Staatssekretär 4058,

i) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Henkel (CDU)
Bundesstraße 62 in der Ortslage Krayenberggemeinde
- Drucksache 7/3617 -

4058,

wird von Staatssekretärin Karawanskij beantwortet. Zusatzfragen. Staatssekretärin
Karawanskij sagte dem Fragesteller Abgeordneten Henkel die Antwort auf seine
erste Zusatzfrage im Ableich mit den Antworten auf die Zusatzfragen des Frage-
stellers Abgeordneten Bergner zur Mündlichen Anfrage in 7/3602 zu.

Henkel, CDU 4058, 4060,
Karawanskij, Staatssekretärin 4059, 4060,

Garantiert gut versorgt – Medi-
zinische Leistungen in ganz
Thüringen sichern

4061,

Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 7/2041 -

Der Antrag wird an den Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit
und Gleichstellung überwiesen.

Zippel, CDU 4061, 4065,
4067,

Montag, FDP 4061, 4070,
Pfefferlein, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 4062,
Dr. Lauerwald, AfD 4064, 4065,
Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 4067,

Besuch der Strafvollzugskom-
mission in den Justizvollzugs-
anstalten (JVA) wieder ermögli-
chen

4071,
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Antrag der Fraktion der AfD
- Drucksache 7/2053 - Neufas-
sung -
dazu: Arbeit der Strafvollzugs-

kommission unterstützen
Alternativantrag der Frak-
tion der FDP
- Drucksache 7/3417 -
Neufassung -

Die beantragten Überweisungen des Antrags und des Alternativan-
trags an den Ausschuss für Migration, Justiz und Verbraucherschutz
werden jeweils abgelehnt.

Der Antrag und der Alternativantrag werden jeweils abgelehnt.

Czuppon, AfD 4071,
Stange, DIE LINKE 4072, 4073,
Herold, AfD 4074, 4077,

4077,
Tiesler, CDU 4075,
Dr. Bergner, FDP 4076,
Adams, Minister für Migration, Justiz und Verbraucherschutz 4077,

Thüringer Gesetz zur Umset-
zung des Glücksspielstaats-
vertrags 2021

4080,

Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/2284 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 7/3654 -

dazu: Suchtprävention im
Glücksspiel verbessern
Entschließungsantrag der
Fraktionen DIE LINKE, der
CDU, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/3656 -

ZWEITE BERATUNG

Die Beschlussempfehlung wird angenommen. Der Gesetzentwurf
wird unter Berücksichtigung der Annahme der Beschlussempfehlung
in ZWEITER BERATUNG sowie in der Schlussabstimmung jeweils
angenommen.

Der Entschließungsantrag wird angenommen.

Hande, DIE LINKE 4080,
Kalich, DIE LINKE 4081,
Herrgott, CDU 4082,
Kießling, AfD 4082,
Götze, Staatssekretär 4084,
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Erstes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Schiedsstellen-
gesetzes

4085,

Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 7/3340 -
ERSTE BERATUNG

Der Gesetzentwurf wird an den Ausschuss für Migration, Justin und
Verbraucherschutz überwiesen.

Sesselmann, AfD 4085,

Zweites Gesetz zur Änderung
des Thüringer Gesetzes über
das Petitionswesen

4086,

Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/2042 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Petitionsausschusses
- Drucksache 7/3639 -

ZWEITE BERATUNG

Die Beschlussempfehlung wird angenommen. Der Gesetzentwurf
wird unter Berücksichtigung der Annahme der Beschlussempfehlung
in ZWEITER BERATUNG sowie in der Schlussabstimmung jeweils
angenommen.

Müller, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 4086, 4090,
Gröning, AfD 4086, 4093,
Müller, DIE LINKE 4087, 4092,
Tiesler, CDU 4089,
Dr. Bergner, FDP 4091,
Marx, SPD 4092,
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Anwesenheit der Abgeordneten: 
Fraktion DIE LINKE: 

Beier,  Bilay,  Blechschmidt,  Dittes,  Engel,  Gleichmann,  Hande,  Hennig- 
Wellsow,  Kalich,  Keller,  König-Preuss,  Korschewsky,  Lukasch,  Dr. Lukin,  
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Schaft, Schubert, Stange, Dr. Wagler, Weltzien, Wolf 

Fraktion der AfD: 

Aust,  Braga,  Cotta,  Czuppon,  Frosch,  Gröning,  Henke,  Herold,  Höcke, 
Hoffmann,  Jankowski,  Prof.  Dr.-Ing.  Kaufmann,  Kießling,  Kniese,
Laudenbach, Dr. Lauerwald, Möller, Mühlmann, Rudy, Schütze, Sesselmann,
Thrum 

Fraktion der CDU: 

Bühl,  Gottweiss,  Henkel,  Herrgott,  Heym,  Kellner,  Dr.  König,  Kowalleck, 
Malsch,   Meißner,   Mohring,   Schard,   Tasch,   Tiesler,   Tischner,   Urbach,  
Prof. Dr. Voigt, Walk, Worm, Zippel 

Fraktion der SPD: 

Dr. Hartung, Hey, Dr. Klisch, Lehmann, Liebscher, Marx, Merz, Möller 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Henfling, Müller, Pfefferlein, Rothe-Beinlich, Wahl 

Fraktion der FDP: 

Baum, Bergner, Dr. Bergner, Kemmerich, Montag 

Anwesenheit der Mitglieder der Landesregierung: 
Ministerpräsident  Ramelow,  die  Minister  Adams,  Holter,  Maier,  Taubert, 
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Beginn: 9.12 Uhr

Präsidentin Keller:
Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, ich heiße Sie herzlich willkommen zu unse-
rer heutigen Sitzung des Thüringer Landtags, die
ich hiermit eröffne.

Ich begrüße auch die Vertreterinnen und Vertreter
der Landesregierung und die Vertreterinnen und
Vertreter der Medien genauso wie die Zuschauerin-
nen und Zuschauer am Livestream. 

Schriftführer zu Beginn der heutigen Sitzung ist
Herr Abgeordneter Reinhardt. Die Redeliste führt
Frau Abgeordnete Dr. Bergner.

Für die heutige Sitzung haben sich Frau Abgeord-
nete Eger, Herr Abgeordneter Emde, Frau Ministe-
rin Siegesmund und Frau Ministerin Taubert, ob-
wohl ich sie sehe, entschuldigt. Dann offensichtlich
zeitweise, ja, Frau Taubert? Gut. 

Einige Hinweise zur Tagesordnung: Wir waren bei
der Feststellung der Tagesordnung übereingekom-
men, die Tagesordnungspunkte 8, 16, 18, 28, 29
und 31 auf jeden Fall aufzurufen. Ich gehe davon
aus, dass sich kein Widerspruch erhebt, diese Ta-
gesordnungspunkte in der genannten Reihenfolge
aufzurufen, um die Abarbeitung zu gewährleisten.

Nach der Mittagspause wird vereinbarungsgemäß
die Wahl zu Tagesordnungspunkt 77 erneut aufge-
rufen, während der Auszählung der Stimmen die
Fragestunde zu Tagesordnungspunkt 78 fortgesetzt
und nach der Bekanntgabe des Wahlergebnisses
zu Tagesordnungspunkt 77 der Tagesordnungs-
punkt 73 aufgerufen. Die in der Plenarsitzung am
Mittwoch neu aufgesetzte Wahl zu Tagesordnungs-
punkt 77 a wurde gestern zurückgenommen.

Sollte nach dieser Abarbeitung der Tagesordnung
noch Beratungszeit verbleiben, käme vorbehaltlich
anderslautender Festlegungen als Nächstes der Ta-
gesordnungspunkt 4 zum Aufruf.

Wird dieser Tagesordnung widersprochen bzw. gibt
es Bemerkungen? Bitte, Herr Abgeordneter Blech-
schmidt.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:
Danke, Frau Präsidentin. Werte Kolleginnen und
Kollegen, auch mit Blick auf die Tagesordnung und
den gegenwärtigen Stand der Abarbeitung würden
wir um die Ergänzung zweier Tagesordnungspunkte
bitten. Das ist als Erstes der Tagesordnungs-
punkt 5, Thüringer Gesetz zur Umsetzung des
Glücksspielstaatsvertrags. Das gilt ab 01.07. – be-
kanntermaßen seit gestern – und der Thüringer

Landtag hat noch keine Zustimmung gegeben.
Demzufolge bitten wir um Aufnahme in die Tages-
ordnung heute zur Abarbeitung. Auch bei Tagesord-
nungspunkt 10, Erstes Gesetz zur Änderung des
Thüringer Schiedsstellengesetzes, wäre die Not-
wendigkeit, zur Verabschiedung eines möglichen
Thüringer Schiedsstellengesetzes die jetzige erste
Beratung durchzuführen. Beide Punkte bitte am En-
de der Einordnung.

Präsidentin Keller:
Vielen Dank. Dann lasse ich darüber schon mal ab-
stimmen. Es gibt also den Antrag, Tagesordnungs-
punkt 5 in jedem Fall zum Ende des heutigen Tages
aufzurufen. Wer dem seine Zustimmung geben
kann, den bitte ich um das Handzeichen. Vielen
Dank. Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? Keine.
Dann ist das beschlossen. 

Dann gibt es den gleichen Antrag für Tagesord-
nungspunkt 10. Wer dem seine Zustimmung geben
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. Vielen
Dank. Gegenstimmen? Sehe ich nicht. Stimment-
haltungen? Sehe ich auch nicht. Dann ist das so
beschlossen. 

Dann frage ich nach weiteren Bemerkungen. Bitte,
Herr Abgeordneter Bühl.

Abgeordneter Bühl, CDU:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Ich will zum Ersten
informieren, dass die entsprechenden Abgeordne-
ten, die den Antrag zu Tagesordnungspunkt 73,
dem Untersuchungsausschuss, unterschrieben ha-
ben, diesen zurückgezogen haben. Im gleichen Zu-
ge sind zwei neue Anträge bei der Präsidentin in
folgender Reihenfolge eingegangen, nämlich „Treu-
hand in Thüringen: Erfolgsgeschichte oder Ausver-
kauf – Rolle und Untersuchung der Arbeit der Treu-
handgesellschaft in Thüringen“, Antrag auf Einset-
zung eines Untersuchungsausschusses, und als
Zweites: Antrag auf Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses „Politische Gewalt: Umfang,
Strukturen und politisch-gesellschaftliches Umfeld
politisch motivierter Gewaltkriminalität in Thüringen
und Maßnahmen zu ihrer Eindämmung“. Ich will
ganz klar sagen: Wir wollen uns hier nicht vorführen
lassen von Leuten, die 

(Heiterkeit DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Ihr
lasst euch von der AfD vorführen!)

mit der Tagesordnung bzw. Geschäftsordnung trick-
sen. Deshalb würde ich beantragen, dass wir die
Punkte heute auch noch in der genannten Reihen-
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folge abarbeiten, nämlich zum einen zuerst den An-
trag zur Treuhand und danach den Antrag zur politi-
schen Gewaltkriminalität.

Präsidentin Keller:
Ich nehme das entsprechend auf, zunächst die Be-
merkung, dass TOP 73 zurückgezogen ist, das ist
bei der Präsidentin auch eingegangen.

Dann gibt es den Antrag zur Einsetzung des Unter-
suchungsausschusses „Treuhand“ und als Zweites
die Einsetzung des Untersuchungsschusses „politi-
sche Gewalt“ – ich kürze das mal ab. Es gibt einen
Geschäftsordnungsantrag dazu. Herr Abgeordneter
Blechschmidt, bitte.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:
Ich unterstelle, Frau Präsidentin, dass Sie die Fra-
ge sowieso gestellt hätten, ob der Verkürzung der
Frist zugestimmt wird. Wir würden der Verkürzung
der Frist nicht zustimmen. Der Grund liegt darin be-
gründet, dass uns der Gegenstand der beiden Un-
tersuchungsausschüsse überhaupt nicht bekannt
ist. Erst nach Wissen über den Inhalt können wir ei-
ne entsprechende Votierung vornehmen.

Präsidentin Keller:
Danke, Herr Abgeordneter Blechschmidt. Ich hätte
bei der Abarbeitung jetzt ohnehin nach der ersten
Einsetzung des Untersuchungsausschusses die
Fraktion der CDU nach der Begründung der Dring-
lichkeit gefragt. Möchten Sie das tun? Dann bitte,
Herr Bühl.

Abgeordneter Bühl, CDU:
Sehr geehrte Damen und Herren, bei der ganzen
Aufregung hier muss man sich fragen, was gestern
passiert ist und was heute hier den Antrag auf
Dringlichkeit notwendig macht. Die AfD hat gestern
erneut in die unlautere Trickkiste des Parlaments
gegriffen, um das Parlament an der Nase herumzu-
führen.

(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Euch,
nicht das Parlament!)

Die gegebene Reihenfolge der Untersuchungsaus-
schüsse, die vorgegeben ist, wurde durch den kurz-
fristigen Rückzug des Antrags zum Untersuchungs-
ausschuss „Treuhand“ ausgehebelt. Das Angebot
eines Tausches des Zugriffsrechts, was ja auch
vonseiten der AfD gemacht wurde, wurde vonseiten
der Landtagsverwaltung aufgrund der rechtlichen
Gegebenheiten als verfassungsrechtlich nicht für
möglich erachtet, weil es die Systematik des Tau-

sches mit einem Einzelfall jetzt für die komplette
Zukunft ändern würde.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Sie stottern,
weil Sie lügen!)

Damit hätte die AfD den Zugriff auf den Vorsitz des
Untersuchungsausschusses zu politischer Gewalt-
kriminalität bekommen. Es kann nicht im Interesse
des Hohen Hauses sein, einer Fraktion, die im Blick
des Verfassungsschutzes steht, aufgrund von Trick-
sereien mit der Geschäftsordnung den neutralen
Vorsitz eines Ausschusses in die Hände zu legen,
der gerade extremistische Strukturen in diesem
Land beleuchten soll. Das kann nicht der Anspruch
sein.

(Beifall CDU)

Dabei ist das Aufklärungsinteresse hoch. Eine Viel-
zahl an Fällen von rechtsextremistisch, aber auch
linksextremistisch motivierten Taten und eine Viel-
zahl von Opfern machen es notwendig, dass wir
hier mit einer Betrachtung dieser Taten beginnen
müssen.

(Unruhe DIE LINKE)

Darauf haben sich die Fraktionen auch im Vorfeld
dieser Sitzung eingestellt und deshalb sollten die
demokratischen Kräfte des Landtags, die sich nicht
von der AfD vorführen und austricksen lassen wol-
len, heute diesem Antrag zur Platzierung auf der
Tagesordnung

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

als Abweichung von der Geschäftsordnung zustim-
men. Gemeinsam können wir heute ein Zeichen
setzen, damit solche Tricksereien eben hier nicht
zugelassen werden, sondern dass wir es möglich
machen, diese Themen, die wir heute auch auf der
Tagesordnung hatten, in der entsprechenden Rei-
henfolge zu behandeln. Nebenbei haben wir als
CDU-Fraktion einen Antrag zu einem Untersu-
chungsausschuss „Treuhand“ vorbereitet, der an-
ders als bei der AfD verfassungsrechtlich keine
Probleme bereitet und damit heute auch hier abge-
handelt werden kann. Deshalb wünsche ich mir,
dass wir heute diese Punkte hier auf der Tagesord-
nung platzieren, und hoffe auf Zustimmung im Ho-
hen Haus. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Präsidentin Keller:
Möchte jemand der Abgeordneten gegen die Dring-
lichkeit sprechen? Herr Abgeordneter Braga, bitte.
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Abgeordneter Braga, AfD:
Frau Präsidentin, ich spreche gegen die Dringlich-
keit. Frau Präsidentin, meine Damen und Herren,
gegen die Dringlichkeit dieses Antrags wurde ja
schon vom Kollegen Blechschmidt ausgeführt, dass
es für Fraktionen hier im Hause relativ schwierig ist,
der Dringlichkeit von Anträgen auf Einsetzung von
Untersuchungsausschüssen zuzustimmen, wenn
diese Anträge noch gar nicht vorliegen. Das ist der
erste Punkt und das ist die rein formale Betrach-
tung.

(Beifall AfD)

Es kann beim besten Willen nicht erwartet werden,
dass der Einsetzung von Untersuchungsausschüs-
sen zugestimmt wird. Das sind Institutionen, die
ernst zu nehmen sind. Das sind Gremien, die 

(Heiterkeit CDU)

– das sehen Sie/sieht die CDU-Fraktion wohl an-
ders? – nicht dem Wahlkampf dienen, wie es die
CDU-Fraktion offensichtlich bei der Einsetzung ih-
res Untersuchungsausschusses zum Thema
„Linksextremismus“

(Beifall AfD)

beabsichtigt hat, sondern das sind Gremien, die ei-
ne ernsthafte Aufgabe haben: die Aufklärung. Sie
erwarten von uns jetzt, dass wir der Einsetzung des
Untersuchungsausschusses zustimmen, ohne dass
wir die Anträge kennen – das ist der erste Punkt.

Der zweite Punkt, da bin ich über die Ausführungen
des Kollegen Bühl doch einigermaßen verwundert.
Ich bin deswegen einigermaßen darüber verwun-
dert, weil Herr Bühl – und das werden Sie nicht
gern hören, aber das werde ich jetzt sagen, weil mir
das überhaupt nicht gefällt, dass Sie hier nach vorn
kommen und die Unwahrheit erzählen, wider bes-
seres Wissen behaupten, dass es Ihre Fraktion sei,
die anders als meine Fraktion jetzt in der Lage ge-
wesen sei, ohne verfassungsrechtliche Bedenken
aus Ihrer Sicht einen Antrag auf Einsetzung eines
Untersuchungsausschusses „Treuhand“ zu erarbei-
ten und einzubringen. 

Herr Bühl, Sie waren es, der mich am Mittwoch
noch anrief und sagte: Herr Braga, ist Ihnen be-
kannt, dass die Verwaltung Bedenken hinsichtlich
Ihres Antrags hat? Und ich sagte: Ja, ist mir be-
kannt. Dann teilten Sie mir mit: Herr Braga, ich woll-
te Ihnen mitteilen, dass wir diese verfassungsrecht-
lichen Bedenken nicht teilen und dass wir der Ein-
setzung Ihres Untersuchungsausschusses sehr of-
fen gegenüberstehen. Das haben Sie mir mitgeteilt,
Herr Bühl, das wissen Sie auch. Das haben Sie ge-
tan. Sie wissen auch genau, 

(Unruhe CDU)

Herr Bühl, dass ich Sie in dem Moment, als meine
Fraktion es für notwendig erachtet hat, diesen An-
trag auf Einsetzung eines Untersuchungsausschus-
ses zurückzuziehen, darüber in Kenntnis gesetzt
habe, dass ich die Verwaltung darüber in Kenntnis
gesetzt habe

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Sie haben
doch zurückgezogen!)

und dass sofort das Angebot unterbreitet wurde, ei-
nen Tausch in der Reihenfolge des Vorschlags des
Vorsitzenden vorzunehmen.

(Unruhe CDU)

Präsidentin Keller:
Meine Damen und Herren, bitte!

Abgeordneter Braga, AfD:
Es scheiterte eben nicht an der Verwaltung.

(Unruhe CDU)

Sie haben behauptet, die Verwaltung des Landtags
hätte behauptet, ein Tausch sei nicht möglich, das
sei rechtlich nicht zulässig, und Sie wissen, es war
nicht so. 

(Beifall AfD)

(Unruhe CDU)

Es war nicht so, Herr Bühl. Meine Fraktion hat deut-
lich gemacht, dass sie Ihrem Ansinnen zur Einset-
zung eines Untersuchungsausschusses zur Unter-
suchung der politisch motivierten Gewaltkriminalität
in diesem Land zustimmt, dieses unterstützt. Das
tun wir auch nach wie vor. Die Aufgabe des Vorsit-
zes wollen Sie hier als Wahlkampfmanöver benut-
zen, wollen Sie nutzen, um einem bestimmten Mit-
glied Ihrer Fraktion offensichtlich eine öffentlich-
keitswirksame Rolle zu geben.

(Unruhe CDU)

Präsidentin Keller:
Herr Braga, es geht darum, gegen die Dringlichkeit
zu sprechen.

Abgeordneter Braga, AfD:
Ja, Frau Präsidentin, ich komme dazu. 

Das ist der einzige Zweck. Jetzt sind Sie es, die
hier einen Trick in der Geschäftsordnung nutzen
wollen,

(Unruhe CDU)
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und beim besten Willen nicht meine Fraktion. Ich
bin offen, transparent mit der

(Heiterkeit CDU)

Entscheidung meiner Fraktion umgegangen.

(Zwischenruf Abg. Bühl, CDU: Sie versuchen
hier, Unwahrheiten zu verbreiten!)

Wir haben Ihnen einen Tausch angeboten. Es
scheiterte nicht an uns, das wissen Sie. Sie verbrei-
teten hier die Unwahrheit. Danke schön.

(Beifall AfD)

Präsidentin Keller:
Damit kommen wir zur Abstimmung über die Auf-
nahme in die Tagesordnung. Herr Abgeordneter
Hey, bitte.

Abgeordneter Hey, SPD:
Frau Präsidentin, namens meiner Fraktion beantra-
ge ich eine Sitzungsunterbrechung mit einer Dauer
von 15 Minuten.

Präsidentin Keller:
Eine Sitzungsunterbrechung für 15 Minuten, bitte.
Das heißt also, um 9.41 Uhr treffen wir uns wieder
hier.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir setzen in un-
serer Beratung fort. Ich rufe auf wie vor der Unter-
brechung die Abstimmung zur Einordnung in die
Tagesordnung des Antrags der CDU-Fraktion zur
Einsetzung Untersuchungsausschuss „Treuhand“.
Wer der Aufnahme in die Tagesordnung unter Frist-
verkürzung …

Frau Rothe-Beinlich, bitte.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:
Frau Präsidentin, ich hätte eine Bitte: Niemand von
uns kennt den Text über den Antrag, der jetzt be-
schlossen werden soll. Könnten Sie ihn bitte einmal
verlesen? Dann wissen wir wenigstens, worum es
geht.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Also sorry, so
geht das doch nicht!)

Präsidentin Keller:
Ich schlage Ihnen vor – jetzt von meiner Seite –: Ich
unterbreche die Sitzung, wir drucken das aus und
jeder bekommt das an seinen Platz.

(Beifall DIE LINKE, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Herr Braga.

Abgeordneter Braga, AfD:
Danke, Frau Präsidentin. Ich bitte in diesem Zuge
die Verwaltung, zu prüfen, inwiefern hier möglicher-
weise gegen § 55 Abs. 2 der Geschäftsordnung
verstoßen wird, indem eine gleichlautende Initiative
eingebracht wird. Ich bitte die Verwaltung, das zu
prüfen.

Präsidentin Keller:
Ich unterbreche jetzt die Sitzung für eine halbe
Stunde. Um 10.15 Uhr setzen wir die Beratung fort.

Die Unterlagen zu beiden Ausschüssen werden
jetzt verteilt. Ich gebe noch einmal 15 Minuten Le-
sezeit dazu.

(Heiterkeit im Hause)

Wir setzen unsere Plenarsitzung fort.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir befinden uns
in der Abstimmung zur Tagesordnung. Hatten Sie
alle die Möglichkeit, die Drucksache 7/3665 zu le-
sen? Gibt es Widerspruch? Das kann ich nicht er-
kennen, dann setze ich die Abstimmung fort. Wer
dem Antrag zur Einsetzung …

Herr Abgeordneter Braga, bitte.

Abgeordneter Braga, AfD:
Herzlichen Dank. Frau Präsidentin, nach dem Da-
fürhalten meiner Fraktion liegt im Fall der Drucksa-
che 7/3666 ein Verstoß gegen § 55 Abs. 2 der Ge-
schäftsordnung vor. Ich bitte um die Einberufung
des Justizausschusses zur Prüfung.

Präsidentin Keller:
Zunächst, Herr Braga, habe ich die Drucksa-
che 7/3665 aufgerufen.

Abgeordneter Braga, AfD:
Ach so, Entschuldigung.

Präsidentin Keller:
Wir stimmen zunächst über die Drucksache 7/3665
ab und ich rufe die zweite ohnehin noch auf mit
Dringlichkeit usw. Das haben wir ja noch nicht ge-
macht.

Dann rufe ich zur Abstimmung über die Aufnahme
des Antrags auf Einsetzung eines Untersuchungs-
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ausschusses „Treuhand in Thüringen: Erfolgsge-
schichte oder Ausverkauf – Rolle und Untersu-
chung der Arbeit der Treuhandanstalt und der zu-
ständigen Niederlassungen im Gebiet des heutigen
Thüringens“ in Drucksache 7/3665 in die Tagesord-
nung auf. Wer seine Zustimmung zur Aufnahme in
die Tagesordnung unter Fristverkürzung gibt, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die
Stimmen aus der CDU. Wer ist gegen die Aufnah-
me in die Tagesordnung? Das sind die Stimmen
aus der AfD. Wer enthält sich? Das sind die Stim-
men aus der rot-rot-grünen Fraktion, also Bünd-
nis 90/Die Grünen, SPD und Linke, und FDP. Damit
ist die Aufnahme in die Tagesordnung abgelehnt,
es sei denn, es ergibt sich Widerspruch zur Zäh-
lung der Stimmen. Dann stelle ich fest, dass der
Antrag hier abgelehnt ist. 

Damit rufe ich zur Aufnahme in die Tagesordnung
den Antrag der CDU-Fraktion in der Drucksa-
che 7/3666 auf, Antrag auf Einsetzung eines Unter-
suchungsausschusses gemäß Artikel 64 Abs. 1
Satz 1 der Verfassung des Freistaats Thüringen in
Verbindung mit § 2 Abs. 1 UAG usw. Möchte die
antragstellende Fraktion, die CDU, zur Dringlichkeit
dieses Antrags sprechen? Herr Parlamentarischer
Geschäftsführer? Das ist nicht der Fall. Möchte je-
mand gegen die Dringlichkeit sprechen? Das ist
auch nicht der Fall?

(Zwischenruf aus dem Hause)

Formal gegen die Dringlichkeit. Dann nehme ich
das als Widerspruch, geltend für die Abstimmung
hier zur Aufnahme in die Tagesordnung. 

Herr Bühl, bitte schön. 

Abgeordneter Bühl, CDU:
Da eben der Antrag abgelehnt wurde, würde ich
jetzt diesen zurückziehen. 

(Heiterkeit AfD) 

Präsidentin Keller:
Damit ist der Antrag auf Aufnahme der Drucksa-
che 7/3666 in die Tagesordnung von der CDU-Frak-
tion zurückgezogen. 

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: Missbrauch
des Parlaments wird hier gemacht!)

Wir befinden uns in der Beratung zur Bestätigung
der Tagesordnung für den heutigen Tag. Gibt es
weitere Bemerkungen zur Tagesordnung? Das, se-
he ich, ist nicht der Fall. Dann frage ich: Wer mit
der geänderten Tagesordnung, den Aufnahmen in
die Tagesordnung, einverstanden ist, den bitte ich
um das Handzeichen. Das sind die Stimmen aus al-

len Fraktionen. Die Gegenstimmen? Ich sehe kei-
ne. Stimmenthaltungen sehe ich auch keine. Damit
können wir mit der Tagesordnung beginnen. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 8

Thüringer Gesetz über die wei-
tere Harmonisierung wahl-
rechtlicher Vorschriften mit
dem Wahlrecht des Bundes so-
wie zur Neueinteilung der
Wahlkreise
Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/3068 korrigierte
Fassung - 
dazu: Beschlussempfehlung des

Innen- und Kommunalaus-
schusses 
- Drucksache 7/3606 - 

dazu: Änderungsantrag der Frak-
tionen DIE LINKE, der
CDU, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/3658 - 

ZWEITE BERATUNG

Das Wort hat Frau Abgeordnete Marx aus dem In-
nen- und Kommunalausschuss zur Berichterstat-
tung. Bitte schön, Sie haben das Wort. Ich bitte das
Plenum jetzt auch wieder um die entsprechende
Aufmerksamkeit. Bitte, Frau Marx. 

Abgeordnete Marx, SPD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen, ich komme zur Berichterstattung
aus dem Innen- und Kommunalausschuss über das
Thüringer Gesetz zur weiteren Harmonisierung
wahlrechtlicher Vorschriften mit dem Wahlrecht des
Bundes sowie zur Neueinteilung der Wahlkreise –
Thüringer Wahlrechtsharmonisierungsgesetz –. Der
Gesetzentwurf des Thüringer Gesetzes über die
Harmonisierung wahlrechtlicher Vorschriften mit
dem Wahlrecht des Bundes sowie zur Neueintei-
lung der Wahlkreise – Thüringer Wahlrechtsharmo-
nisierungsgesetz – wurde durch Beschluss des
Landtags in seiner 42. Sitzung am 21. April 2021 an
den Innen- und Kommunalausschuss überwiesen.
Der Innen- und Kommunalausschuss hat den Ge-
setzentwurf in seiner 18. Sitzung am 23. April 2021,
seiner 19. Sitzung am 27. Mai 2021 und seiner
20. Sitzung am 24. Juni 2021 beraten sowie ein
schriftliches Anhörungsverfahren zum Gesetzent-
wurf durchgeführt. 
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Wesentliche Änderungen des Gesetzentwurfs stel-
len die Absenkung der erforderlichen Anzahl an Un-
terstützungsunterschriften für die Aufstellung von
Landeslisten und Wahlkreisvorschlägen für die
nicht im Landtag vertretenen Parteien und die Neu-
einteilung der Wahlkreise im Gebiet der kreisfreien
Stadt Erfurt dar. Die Anzahl der Unterstützungsun-
terschriften wurde mit dem Thüringer Gesetz für
den Fall der vorzeitigen Durchführung von Neuwah-
len im Jahr 2021 vom 23. März 2021 auf 125 für
Wahlkreisvorschläge und 500 für Landeslisten und
damit auf die Hälfte der nach dem Thüringer Lan-
deswahlgesetz erforderlichen Anzahl festgesetzt.
Die den Gesetzentwurf einbringenden Fraktionen
hielten es für angezeigt, die Anzahl der Unterstüt-
zungsunterschriften auf 50 für Wahlkreisvorschläge
und 200 für Landeslisten abzusenken, um den dop-
pelt erschwerten Umständen bei der Unterschriften-
sammlung Rechnung zu tragen, die sich aus der
pandemiebedingt erschwerten Kontaktaufnahme
und aus den verkürzten Sammlungsfristen bei einer
potenziellen vorzeitigen Neuwahl ergeben. 

Der Anzuhörende Dr. Fabian Michel, WWU Müns-
ter, und der Thüringer Landeswahlleiter befürworte-
ten eine solche nochmalige Reduktion der notwen-
digen Unterstützungsunterschriften. Im Rahmen der
politischen Abwägung und Kompromissfindung sind
die Fraktionen Die Linke, CDU, SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen zu dem Ergebnis gekommen,
dass diesen Umständen durch eine Festsetzung
der notwendigen Unterstützungsunterschriften auf
300 für Landeslisten und 75 für Wahlkreisvorschlä-
ge hinreichend Rechnung getragen wird. Diese Re-
gelung finden Sie nun in der Beschlussempfehlung
wieder. 

Weiterhin beinhaltete der Gesetzentwurf eine Neu-
einteilung der Wahlkreise 26 Erfurt III und 24 Er-
furt II, wobei der Stimmbezirk Johannesvorstadt
dem Wahlkreis 24 zugeordnet werden sollte. Diese
Neueinteilung der Wahlkreise ist notwendig gewor-
den, weil die durchschnittliche Bevölkerungszahl im
Wahlkreis 26 zum 30. Juni 2020 um mehr als
25 Prozent, nämlich plus 27,44 Prozent von der
durchschnittlichen Bevölkerungszahl aller Land-
tagswahlkreise abwich. Nach § 2 Abs. 4 Satz 3
Thüringer Landeswahlgesetz ist eine Neueinteilung
der Wahlkreise zwingend vorzunehmen, wenn die
Bevölkerungszahl eines Wahlkreises von der
durchschnittlichen Bevölkerungszahl der Wahlkrei-
se um mehr als 25 Prozent abweicht. Hier geht es
quasi um das Problem der sonst fehlenden Gleich-
gewichtigkeit von Stimmen. 

Die Fraktion der CDU brachte einen Änderungsan-
trag zum Gesetzentwurf ein, der ebenfalls Gegen-
stand des schriftlichen Anhörungsverfahrens war.

Im Rahmen der Anhörung machten die Parteien
Die Linke und SPD deutlich, dass sie die von der
CDU-Fraktion beabsichtigte Änderung für einen zu
großen Eingriff hielten. Das war die sogenannte
Ring-Lösung rund um Erfurt.

Im Ergebnis der Ausschussberatung sieht die Be-
schlussempfehlung nunmehr vor, die Stimmbezirke
Ermstedt und Gottstedt dem Wahlkreis 24 und den
Stimmbezirk Frienstedt dem Wahlkreis 25 zuzuord-
nen.

Jetzt sozusagen außerhalb der Berichterstattung:
Mit Schreiben vom 25. Juni 2021 hat das Thüringer
Ministerium für Inneres und Kommunales dem Aus-
schuss jetzt jedoch neu mitgeteilt, dass dieser in
der Beschlussempfehlung enthaltene Zuschnitt des
Wahlkreises 25 aufgrund der aktuelleren Bevölke-
rungsberechnung vom 31. Dezember 2020 nun-
mehr mit 25,22 Prozent vom Bevölkerungsdurch-
schnitt der Wahlkreise abweicht und somit eine wei-
tere Änderung der Beschlussempfehlung angezeigt
wird. Dazu liegt Ihnen ein Änderungsantrag vor.
Herzlichen Dank.

(Beifall SPD)

Präsidentin Keller:
Damit eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat für
die AfD-Fraktion Abgeordneter Sesselmann.

Abgeordneter Sesselmann, AfD:
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Prä-
sidentin! Das Thüringer Wahldebakel begann be-
reits im November 2019, als seitens der Presse
Neuwahlen gefordert wurden, nach dem Prinzip: Es
wird so lange gewählt, bis das Ergebnis stimmt.
Nunmehr dreht sich der Wind, die Thüringer sind es
leid, ständig zur Wahlurne zu rennen. Hinzu kam
die allseits bekannte politisch verursachte Corona-
Krise mit ihren persönlichen und wirtschaftlichen
Einschränkungen, die sowohl das öffentliche als
auch das private Leben der Bürger lähmte.

(Zwischenruf Abg. Gleichmann, DIE LINKE:
Können Sie mal zum Thema reden!)

Genau in diesen Zeiten und nach der Wahl des
Kurzzeitministerpräsidenten Kemmerich, der nicht
den Mut hatte, das Land nach vorne zu regieren,
reifte der Entschluss, eine Neuwahl auch juristisch
unangreifbar vorzubereiten.

(Beifall AfD)

Der Wissenschaftliche Dienst hat hierzu ein ent-
sprechendes Gutachten vorgelegt, das sich mit der
rechtssicher durchführbaren Neuwahl beschäftigte.
Im Anschluss daran wurde das Thüringer Gesetz
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für den Fall der vorzeitigen Durchführung von Neu-
wahlen im Jahr 2021 für den Thüringer Landtag so-
wie zur Änderung weiterer wahlrechtlicher Vor-
schriften vom 23.03.2021 am 31.03.2021 im Ge-
setz- und Verordnungsblatt verkündet. Bereits un-
mittelbar danach ergab sich infolge aktueller Recht-
sprechung ein Änderungsbedarf.

Am 14.04.2021 reichten die regierungstragenden
Fraktionen mit dem Thüringer Gesetz über die wei-
tere Harmonisierung wahlrechtlicher Vorschriften
mit dem Wahlrecht des Bundes sowie zur Neuein-
teilung der Wahlkreise entsprechende Änderungs-
anträge ein. Das zeigt, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, wie sensibel das Thema zu hand-
haben ist. Gerade im Hinblick auf die aktuellen Ent-
scheidungen der Verfassungsgerichte kristallisiert
sich ein Anfechtungsschwerpunkt dieses Gesetzes
heraus.

Ich möchte gar nicht auf die Themenbereiche Erfri-
schungsgeld, Neueinteilung der Wahlkreise und
Paritätsfragen eingehen, denn es geht darum – und
das ist die streitentscheidende Frage: Wie viele Un-
terstützungsunterschriften müssen nun nicht im
Parlament vertretene Parteien für deren Wahlbe-
werber und deren Landeslisten vorlegen? Die
Wahlkreisvorschläge von im Parlament nicht vertre-
tenen Parteien – wir haben es von Frau Marx ge-
hört – müssen nach alter Gesetzeslage von 250
wahlberechtigten Unterstützern unterschrieben sein
und die Landeslisten nach § 29 Abs. 1 Thüringer
Landeswahlgesetz von 1.000 Wahlberechtigten.

Im Neuwahlgesetz, § 2, wurden die Quoren zu-
nächst halbiert. Und jetzt begann das Schauspiel.
Während Rot-Rot-Grün unter Verweis auf die Ent-
scheidung des Berliner Verfassungsgerichtshofs die
Herabsetzung auf 20 Prozent der ursprünglichen
Quoren als rechtssicher und unanfechtbar ansah,
wollte sich die CDU dieser Herabsetzung nicht beu-
gen. Schlussendlich einigte man sich wieder im
Hinterzimmer, letzte Woche am Donnerstag, dem
24.06.2021, bei Gesprächen parallel zum tagenden
Innen- und Kommunalausschuss,

(Zwischenruf Abg. Bilay, DIE LINKE: Das ist
kein Hinterzimmer!)

auf eine möglicherweise noch zulässige Obergren-
ze von 30 Prozent der ursprünglich beizubringen-
den Unterstützungsunterschriften von wahlberech-
tigten Bürgern: 75 Unterschriften für den Wahlkreis-
bewerber und 300 Unterschriften für die Landeslis-
te.

Diese Hinterzimmerpolitik von Rot-Rot-Grün zu-
sammen mit der CDU ist weder verfassungskon-
form noch in sonstiger Form demokratisch, denn
sie entspricht nicht dem Willen des Thüringer Wäh-

lers, welcher neben den Parteien aus den vorbe-
zeichneten Fraktionen auch die AfD und die FDP
gewählt hat.

(Beifall AfD)

Letztere Fraktionen werden bewusst und gewollt
am demokratischen Willensbildungsprozess nicht
beteiligt.

(Zwischenruf Abg. Bilay, DIE LINKE: Ihr sitzt
im Ausschuss und schweigt die ganze Zeit!)

In der Thüringer Landespolitik, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, geht es darum nicht um die
Durchsetzung sachgerechter Entscheidungen, son-
dern um die Durchsetzung fragwürdiger Mehrheits-
entscheidungen, in diesem Falle zulasten von nicht
parlamentarisch vertretenen Parteien. Die vorste-
henden Fraktionen der Nationalen Front und ihrer
Blockflöte CDU liefern daher das Anfechtungspo-
tenzial für die kleinen Parteien und tragen zur er-
neuten Unsicherheit der Rechtmäßigkeit der Land-
tagswahlen bei.

(Beifall AfD)

Auch im Hinblick auf die zu erwartenden Ergebnis-
se und die pandemiebedingten Mehrkosten einer
solchen Wahl wird eine Befriedung der Wähler wohl
kaum erzielt werden können. Damit beteiligen sich
die, die Neuwahl forderten, an einer bewusst und
gewollten Steuerverschwendung zulasten der Thü-
ringer Bürger.

(Beifall AfD)

Außer Spesen nichts gewesen! Das Neuwahl-
schauspiel nimmt langsam groteske Züge an. Es
bleibt zu befürchten, meine sehr verehrten Damen
und Herren, dass sich der Landtag am Schluss wie-
der mit sich selbst und nicht mit den Problemen der
Bürger auseinandersetzt.

(Beifall AfD)

Schade um die wertvolle Zeit, die fehlt, um wichtige
andere Projekte hier im Landtag zu beschließen.
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Präsidentin Keller:
Das Wort hat für die SPD-Fraktion Frau Abgeord-
nete Marx.

Abgeordnete Marx, SPD:
Verehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Herr Sesselmann, Sie haben doch eben
meiner Berichterstattung auch lauschen können
und gehört, wie oft wir uns im Innenausschuss mit
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dieser Problematik befasst haben. Und es gab
schon den Zwischenruf des Kollegen Bilay: Wo wa-
ren Ihre Anträge, wo waren Ihre Vorschläge? Immer
wieder hier in Ihren Reden, wahrscheinlich für das
AfD-TV, tun Sie so, als würde keiner irgendwas von
Ihnen aufnehmen oder diskutieren wollen. Aber
wenn nichts kommt, wenn Sie stumm sind, wenn
Sie still sind, was soll dann sozusagen beschlossen
werden?

(Zwischenruf Abg. Czuppon, AfD: Sie wissen
vielleicht nicht, wie die Mehrheitsverhältnisse
im Innenausschuss sind!)

Was wir bei der ersten Gesetzesänderung zunächst
einmal gemacht haben, war schlicht, eine Rege-
lungslücke zu schließen, die im Thüringer Wahl-
recht vorhanden war. Wir haben das Recht zur vor-
zeitigen Landtagsauflösung, das ist eine Verfas-
sungsbestimmung, die steht seit 1994 in der Thü-
ringer Landesverfassung. Aber es gab keine Vor-
schriften dazu, wie es bei den dann verkürzten Fris-
ten mit Unterstützerunterschriften zu handhaben ist.
Dass man in einer wesentlich kürzeren Zeit natür-
lich nicht die gleiche Anzahl von Unterschriften ver-
langen kann, lag auf der Hand. Diese Regelungslü-
cke wurde geschlossen.

Dann hatten wir die zweite Frage: Wie sieht es jetzt
aus mit der Pandemie, mit dem Problem, dass man
möglicherweise schwieriger an die Bürgerinnen und
Bürger herankommt bzw. die Bürgerinnen und Bür-
ger sich vielleicht auch scheuen, zu einer Unter-
schriftensammlung zu gehen, sich in Bewegung zu
setzen und diese Unterschriften abzugeben? Des-
wegen haben wir jetzt in einem zweiten Änderungs-
antrag vorgesehen, dieses Quorum weiter abzu-
senken.

Was wir unabhängig von Neuwahlen, vorzeitigen
Neuwahlen oder fristgemäßen Neuwahlen oder
was auch immer, machen müssen, ist schlicht, dass
wir Wahlkreise neu schneiden müssen, wenn sich
eine Bevölkerungsabweichung von über 25 Prozent
nach oben oder unten ergibt. Ich erkläre es gern
noch mal für die Zuschauerinnen und Zuschauer,
die sich nicht so genau mit dem Wahlrecht befas-
sen. Es geht darum: Bei einem Wahlkreis, wo ex-
trem wenig Leute wohnen, wo also die Abweichung
größer wäre als 25 Prozent vom Durchschnitt, wür-
de praktisch, wenn ein solch kleiner Wahlkreis –
klein, was die Einwohnerzahl anbelangt – einen di-
rekt gewählten Abgeordneten, eine direkt gewählte
Abgeordnete entsenden könnte, das Gewicht der
Stimmen in diesem Wahlkreis unzulässig erhöht.
Genauso gut oder genauso schlecht wäre es an-
dersrum: Wenn in einem Wahlkreis plötzlich ver-
hältnismäßig sehr viel mehr Menschen wohnen als
in einem anderen Wahlkreis, dann hätten die Stim-

men der Bürgerinnen und Bürger dort weniger Ge-
wicht. 

Wir ändern hier sozusagen den Wahlkreiszuschnitt,
nicht einfach nach Gutdünken, sondern nach ver-
nünftig erhobenen Bevölkerungszahlen. Da wir das
Problem hatten, dass in dem Gesetzgebungspro-
zess zum Neuzuschnitt der Wahlkreise noch mal ei-
ne neue Zahl der Wahlberechtigten eingegangen
ist, müssen wir jetzt mit diesem Änderungsantrag,
der Ihnen vorliegt, noch mal in die Beschlussemp-
fehlung des Innen- und Kommunalausschusses
einschneiden. 

Die neue Einteilung sehen Sie jetzt. Letztendlich
wird jetzt nur noch ein Ort mit gut 1.000 Einwoh-
nern in einen anderen Wahlkreis herübergezogen.
Damit ist diese Zahl wieder gerecht hergestellt. Und
damit schaffen wir die förmlichen Voraussetzungen,
und das muss hier nicht Anlass für irgendwelche
politischen Debatten oder irgendwelche Behauptun-
gen und Verschwörungen sein. Und, wie gesagt,
wenn Sie eigene wunderbare Ideen konstruktiver
Art zu haben meinen, dann lassen Sie es uns doch
das nächste Mal wissen und beschimpfen Sie uns
nicht einfach nur unqualifiziert in der Plenardebatte.
Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsidentin Keller:
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, gestatten
Sie mir einen Hinweis: Wir haben Ihnen deshalb
Gläser auf Ihre Tische gestellt, damit Sie Flaschen
und Thermoskannen bitte nicht oben auf den Plen-
artischen zu stehen haben. Deshalb stehen die
Gläser da. Vielen Dank.

Das Wort hat für die CDU-Fraktion Herr Abgeord-
neter Walk, bitte schön.

Abgeordneter Walk, CDU:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, ich will zunächst einmal unsere
Besucher auf der Besuchertribüne begrüßen. Dabei
handelt es sich um Mitglieder der Jungen Gruppe
der Gewerkschaft der Polizei, nicht nur aus Thürin-
gen, sondern auch aus Rheinland-Pfalz.

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, FDP)

Ich finde, es passt sehr gut, weil sie ein spannen-
des Projekt haben, was ich mal zusammenfasse
mit zwei Schlagworten: Demokratie und Respekt.
Das sind auch die Punkte, die wir uns hier im Ho-
hen Hause auch immer vornehmen. Ich glaube, die
Gelegenheit ist passend, dass ich Ihnen zum einen
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alles Gute wünsche für Ihr spannendes Projekt,
aber zum anderen auch danke stellvertretend für al-
le Kolleginnen und Kollegen. Ich finde, Sie machen
in einer wirklich schwierigen Zeit einen tollen Job.
Herzlichen Dank dafür.

(Beifall CDU)

Der vorliegende Gesetzentwurf verfolgt vor allem
zwei Zielrichtungen: zum einen das Absenken von
Unterschriftenquoren zur Landtagswahl 2021, aktu-
ell dazu Vorlage 7/2354, und in einem zweiten
Punkt die Wahlkreisneueinteilung im Wahlkreis Er-
furt, siehe Drucksache 7/3658. Am 14. April 2021,
Kollegin Marx hat es bei der Einführung gesagt, ha-
ben die rot-rot-grünen Fraktionen den vorliegenden
Gesetzentwurf eingereicht, um für den Fall einer
gleichzeitigen Durchführung der Bundestagswahl
und einer möglichen Landtagswahl am 26. Septem-
ber dieses Jahres weitere Vorkehrungen zu treffen.
Im Kern geht es bei dem Gesetzentwurf in dem ers-
ten Punkt um eine erneute Absenkung der Unter-
schriftenquoren für die Einreichung von Wahlkreis-
vorschlägen und Landeslisten zu einer möglichen
Landtagswahl in diesem Jahr. Die rot-rot-grünen
Fraktionen hatten vorgesehen, diese auf 50 für
Wahlkreisvorschläge und auf 200 für die Landeslis-
ten zu senken. Ich habe für meine Fraktion bereits
in der ersten Beratung und auch in früheren Debat-
ten immer wieder darauf hingewiesen und deutlich
gemacht, dass es für meine Fraktion natürlich wich-
tig und zwingend ist, die verfassungsrechtlichen
Hürden einzuhalten. Aber, das sage ich auch in al-
ler Deutlichkeit, wir haben auch immer wieder da-
rauf hingewiesen, dass Wahlkreis- und Landeslis-
tenvorschläge auch in Zeiten wie diesen, auch in
der pandemiebedingten Erleichterung zur Aufstel-
lung von Wahlvorschlägen nicht dazu führen darf,
dass sozusagen die demokratische Legitimation
der eingereichten Wahlvorschläge an Bedeutung
verliert. Deswegen gilt es, einen Kompromiss zu
finden. Ich finde – vorab schon einmal –, dass uns
das gelungen ist. Wir sagen, vielmehr muss doch
Maßstab sein, Wahlvorschläge dann zuzulassen,
bei denen auch ohne Sonderregelung eine ausrei-
chende Akzeptanz in der Bevölkerung vorgelegen
hätte. Das hat auch die Anhörung hier im Aus-
schuss gezeigt.

In der Beschlussempfehlung des Innen- und Kom-
munalausschuss vom letzten Donnerstag haben wir
dafür gesorgt, dass nun mit den vorgeschlagenen
75 Unterschriften für die Wahlkreisvorschläge und
die 300 Unterschriften für Landeslisten beide der
von mir eben genannten Aspekte aus unserer Sicht
ausreichend berücksichtigt werden. An dieser Stelle
möchte ich auch noch mal an die Reduzierung von
erforderlichen Unterschriften zur Bundestagswahl

erinnern. Der Bundestag hat entschieden, am 9. Ju-
ni 2021 ist ein entsprechendes Gesetz auf den Weg
gebracht worden. Da haben wir folgende Zahlen.
Für die Bundestagswahl in diesem Jahr gelten fol-
gende Quoren: Für die Landeslisten 442 Unter-
schriften und für die Kreiswahlvorschläge mindes-
tens 50 Unterschriften.

Damit komme ich zu dem zweiten Punkt und damit
zu den Zuschnitten im hiesigen Wahlkreis Erfurt. In
diesem Punkt geht es um die notwendige Anpas-
sung aufgrund von Bevölkerungsentwicklung in
dem Erfurter Wahlkreis. Ich verweise noch einmal
auf Kollegin Marx, dazu gibt es eine Beschlussemp-
fehlung aus dem zuständigen Ausschuss vom 24.
Juni dieses Jahres. Aufgrund der neuen Bevölke-
rungszahlen mit Stand vom 31.12.2020 waren wei-
tere marginale Änderungen in den Erfurter Wahl-
kreisen 24 bis 26 notwendig, welche wir mit dem
vorliegenden Änderungsantrag auch hinreichend
berücksichtigt haben. Durch die beabsichtigte Än-
derung wird nun verhindert, dass die Bevölkerungs-
zahl im Wahlkreis 25 Erfurt II um mehr als 25 Pro-
zent von der durchschnittlichen Bevölkerungszahl
aller Landtagswahlkreise abweicht. Damit kommen
wir als Gesetzgeber der Pflicht nach, die wir haben,
die zwingend erforderliche Wahlkreisneueinteilung
Wahlkreis Erfurt II im Vorfeld der möglichen Land-
tagswahl neu vorzunehmen und das Ganze, wenn
man so will, vernünftig und auch minimalinvasiv. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich komme
zum Schluss. Aus den von mir genannten Gründen
werden wir der Beschlussempfehlung aus dem In-
nen- und Kommunalausschuss und dem dazugehö-
rigen Änderungsantrag heute zustimmen. Ich be-
danke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall CDU)

Präsidentin Keller:
Das Wort hat Abgeordneter Bergner für die FDP-
Fraktion. 

Abgeordneter Bergner, FDP:
Vielen Dank. Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen, zunächst möchte ich
erst mal den Blick nach oben richten. Es ist ein rich-
tig schöner Anblick, mal wieder Besucher hier im
Hohen Haus sehen zu können, und als Innenpoli-
tiker freut man sich natürlich auch über diese fachli-
che Ausrichtung. Herzlich willkommen! 

(Beifall FDP)

Mit dem vorliegenden Entwurf sollen einerseits
wahlrechtliche Vorschriften angepasst werden, hier
unter anderem die noch immer umstrittenen Unter-
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schriftenquoren. Dazu hatte ich schon in der ersten
Lesung ausgeführt, dass wir das für bedenklich hal-
ten. Nicht nur, dass in einer Pandemie mit Kontakt-
beschränkungen das Sammeln von Unterschriften
wesentlich erschwert sein dürfte, auch der im Falle
einer Neuwahl verkürzte Zeitraum, der für das
Sammeln zur Verfügung steht, erschwert das zu-
sätzlich. Wir haben mittlerweile aber auch gelernt,
dass Rot-Rot-Grün und CDU weder Anmerkungen
der Opposition noch Ergebnisse der Anhörungen
wirklich zu interessieren scheinen, zumindest dann
nicht, wenn sie die eigenen Ziele nicht befürworten.
Sei es drum. 

Auch wurde die Einteilung der Wahlkreise in dem
vorliegenden Entwurf thematisiert, denn sobald die
Einwohnerzahl eines Wahlkreises um mehr als
25 Prozent vom Durchschnitt abweicht, müssen
Verschiebungen stattfinden. So ist das in Erfurt nun
der Fall. Die Änderungen wurden auch vorgeschla-
gen, erst von Rot-Rot-Grün, dann hat die CDU ei-
nen Gegenentwurf eingebracht, der die Einwohner
so den anderen Wahlkreisen zuzuteilen scheint,
dass sie selbst wieder bessere Chancen bei der
Wahl hat. Dann ist erst einmal gar nichts passiert,
weil sich nämlich CDU und Rot-Rot-Grün nicht eini-
gen konnten. Dann wurde es dringend und man hat
sich geeinigt. Nun kam nach der Beschlussempfeh-
lung eine weitere Änderung. 

Meine Damen und Herren, mal abgesehen davon,
dass wir hier über die Erfurter Einwohner sprechen,
also Personen, Wähler, die Sie schachbrettartig von
A nach B schieben, könnte man dieses Geschache-
re natürlich als peinlich bewerten, zumal der Ein-
druck bleibt, dass es sich dabei lediglich um wahl-
taktische Vorteile handelt. Allerdings wissen wir,
dass die Neueinteilung der Wahlkreise und auch ei-
ne Korrektur der Quoren notwendig sind. Und weil
wir, meine Damen und Herren, zu unserem Wort
stehen, dass wir Neuwahlen nicht verhindern wer-
den, enthalten wir uns bei diesem Entwurf. Ich dan-
ke Ihnen. 

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Nächster Redner ist Abgeordneter Dit-
tes von der Fraktion Die Linke.

Abgeordneter Dittes, DIE LINKE:
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, viel-
leicht zunächst mal, weil es keine Rolle gespielt
hat, die zwei nicht strittigen Punkte im ursprüngli-
chen Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen, näm-
lich die Anpassung der Regelung zur Vermeidung
von Wahlbeeinflussung am Wahltag an die für die

Bundestagswahl geltenden Regelungen und die Er-
höhung des Erfrischungsgeldes für die Wahlhelfer,
weil ohne die vielen Tausenden Wahlhelfer Wahlen,
egal welcher Art, in Thüringen nicht möglich wären.
Deswegen ist es gut, dass wir an dieser Stelle auch
die Anerkennung zeigen und das Erfrischungsgeld
angehoben wird. 

(Beifall DIE LINKE, CDU)

Auch das soll in der zweiten Lesung gesagt wer-
den. 

In der Tat, es gibt zwei strittige Punkte, über die wir
uns lange ausgetauscht haben. Herr Bergner, ich
schätze Sie ja als demokratischen Abgeordneten,
der auch keinem polemischen Streit aus dem Weg
geht. Aber das, was Sie hier gerade gesagt haben,
dass wir die Erfurter Wählerinnen und Wähler wie
auf dem Schachbrett umherschieben würden und
schachern würden, um einen politischen Vorteil zu
bekommen – das ganze Gegenteil ist sowohl mit
der Beschlussempfehlung des Innenausschusses
als auch mit dem Änderungsantrag der Fall. Ich
weise ausdrücklich und entschieden Ihren Vorwurf
zurück.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es kann doch kein Geschachere sein, wenn wir ge-
setzlich dazu verpflichtet sind, wie Frau Marx sagte,
und die Abweichung mehr als 25 Prozent in einzel-
nen Wahlkreisen betrug, es kann doch kein Ge-
schachere sein, wenn wir uns hier damit auseinan-
dersetzen, dass wirklich jede Stimme in Thüringen,
die ein Mensch zu einer Wahl abgibt, genauso viel
wert ist wie die Stimme eines anderen Menschen,
der zur Wahl gegangen ist. Das ist unsere verfas-
sungsrechtliche Aufgabe,

(Beifall DIE LINKE)

denn die Gleichheit der Wahl ist eine der fünf Wahl-
rechtsgrundsätze, die gilt es selbstverständlich ein-
zuhalten und dafür auch die gesetzlichen Voraus-
setzungen zu schaffen. Das ist kein Geschachere,
Herr Bergner, das ist verfassungsrechtlich verant-
wortungsvoller Umgang mit dem Wahlrecht in die-
sem Land.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich will es mal deutlich sagen: Wir haben uns eben
auch im Wissen um die Wahlkreisbindung von
Wählerinnen und Wählern, zu ihren Abgeordneten,
die in ihren Wahlkreisen tätig sind, von vornherein,
auch von diesem Pult aus, immer wieder dazu be-
kannt, in diesem Gesetzentwurf die verfassungs-
rechtliche Notwendigkeit zu berücksichtigen und
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tatsächlich nur im Fall des Änderungsantrags Frien-
stedt mit 1.354 Wählerinnen und Wählern vom
Wahlkreis 26 in den Wahlkreis 25 zu verschieben
und Salomonsborn mit 1.081 Wählerinnen und
Wählern vom Wahlkreis 25 in den Wahlkreis 24.
Wenn Sie jetzt mal die Gesamtzahl auch der Wahl-
kreise sehen – wir haben im Wahlkreis 25 immer
noch 56.656. Das zeigt doch, dass dieser Eingriff
minimalinvasiv ist und zu überhaupt keiner Verän-
derung der politischen Mehrheitsverhältnisse führt,
aber eben den Grundsätzen der Gleichheit der
Wahl gerecht wird. Da möchte ich mich bedanken,
dass wir in diesem Punkt Einigkeit erzielt haben.
Und es ist keine Hinterzimmerpolitik, wenn sich Ab-
geordnete darüber verständigen, welche Regelung
tatsächlich auch mehrheitsfähig wird. Es ist keine
Hinterzimmerentscheidung, sondern es ist, worauf
der Ausschussvorsitzende zu Recht hingewiesen
hat, eine Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses, der entsprechend den Wahlergebnissen
vom Oktober 2019 zusammengesetzt ist. Es ist ei-
ne zutiefst demokratische Entscheidung, die hier
vorgelegt worden ist.

Ich will aber auch zu dem zweiten Punkt noch et-
was sagen, zu den Quoren, Herr Walk. Ja, in der
Tat haben wir eine unterschiedliche Auffassung. Sie
haben die beiden Leitplanken beschrieben, eine
gewisse Hürde, die sagt, es muss garantiert, es
muss gewährleistet sein, dass auf der einen Seite
Kandidaten oder auch Landeslisten einen gewissen
Rückhalt in der Bevölkerung haben und dass auf
der anderen Seite natürlich dadurch auch keine Be-
einträchtigung insbesondere kleinerer Parteien
dargestellt werden kann, sondern dass Chancen-
gleichheit auch für kleinere Parteien herrscht.

Sie haben auch die Absenkung der Quoren zur
Bundestagswahl durch den Bundestag, aufgrund
der Corona-Pandemie, benannt. Nun haben wir
aber noch eine Besonderheit in Thüringen zu be-
rücksichtigen, wir haben nicht nur die Corona-Pan-
demie, eine möglicherweise auch im September
konkret bestehende Bedrohungslage, wir haben
möglicherweise auch ein anderes Kommunikations-
verhalten von Wählerinnen und Wählern, wenn sie
im Prinzip mit Parteien auch interagieren, aber wir
haben darüber hinaus möglicherweise auch noch
eine Wahl mit verkürzten Fristen, die es Parteien
nur in maximal 33 Tagen erlaubt, ihre notwendigen
Unterschriften zu sammeln. Und das ist etwas, was
wir gleichermaßen mit berücksichtigen müssen.
Wenn Sie hier darstellen, wie hoch die Quoren bei
der Bundestagswahl sind, dann kann ich Ihnen
auch sagen: Das, was wir heute unter den doppel-
ten Beeinträchtigungen für kleinere Parteien be-
schließen, liegt, was die Wahlkreiskandidaten an-
betrifft, immer noch über dem, was in Bundestags-

wahlkreisen bei verlängerten Fristen notwendig ist.
Bei der Landesliste ist es umgekehrt, da ist das Er-
fordernis bei der Bundestagswahl höher als das,
was wir heute beschließen.

Ich glaube aber, dass das, was wir heute beschlie-
ßen, die 75 notwendigen Unterstützungsunterschrif-
ten im Wahlkreis, was einen Prozentsatz von etwa
0,195 der Wahlberechtigten im Durchschnitt betrifft,
einer verfassungsrechtlichen Überprüfung standhal-
ten könnte. Das Bundesverfassungsgericht hat ge-
sagt, dass wir 0,26 an notwendigen Unterschriften
der Wahlberechtigten nicht überschreiten dürfen.
Wir unterschreiten dies. Aber ob es tatsächlich den
Bedingungen auch der Corona-Pandemie und der
verkürzten Frist entsprechen wird, das ist noch mal
zu diskutieren. Wir glauben, dass wir eine verant-
wortungsvolle Entscheidung, eine verantwortungs-
volle Abwägungsentscheidung getroffen haben. Ei-
ner verfassungsrechtlichen Bewertung, wenn sich
diese anschließt, sehen wir natürlich auch entge-
gen.

Ich will aber auch deutlich sagen, meine Damen
und Herren: In beiden Fällen, sowohl was die Wahl-
kreise anbetrifft, als auch die Quoren, haben wir
nach wie vor Handlungsbedarf. Was wir hier regeln,
ist nur in einem Fall der Quoren etwas für eine
möglicherweise im Jahr 2021 stattfindende Neu-
wahl, aber eben nicht für alle nachfolgenden Wah-
len. Und dort haben wir auch einen verfassungs-
widrigen Zustand, was die Quoren beispielsweise
für Wahlkreiskandidaten anbetrifft. Hier ist der Ge-
setzgeber gefordert, perspektivisch auch Änderun-
gen vorzunehmen und Vorsorge zu treffen für künf-
tige Wahlen mit verkürzten Fristen. Auch bei den
Wahlkreisen haben wir, auch wenn wir jetzt keinen
verfassungswidrigen Zustand mehr haben, eine
sehr große Spreizung zwischen einzelnen Wahl-
kreisen, Überschreitung und Unterschreitung des
Durchschnittswerts der Wahlberechtigten. Auch
hier wäre es notwendig, dass der Gesetzgeber sich
weit vor einer nächsten Wahl damit beschäftigt,
nicht nur an einer Stelle Korrekturen vorzunehmen,
sondern die weitestgehende Gleichheit dadurch si-
cherzustellen, dass er sich alle 44 Wahlkreise ge-
nauer anguckt. Das ist aber eine Verpflichtung, die
besteht nicht heute.

(Zwischenruf Abg. Walk, CDU: So wurde es
besprochen!)

Der Verpflichtung, die heute ansteht, kommen wir
mit dem Änderungsantrag und der Beschlussemp-
fehlung nach. Aber für die Zukunft hat der Landes-
gesetzgeber in Bezug auf das Wahlgesetz noch ei-
nige Hausaufgaben zu erledigen. Vielen Dank.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Ich habe jetzt keine weiteren Wortmel-
dungen. Wird noch das Wort gewünscht? Seitens
der Abgeordneten sehe ich keine weitere Wortmel-
dung. Möchte die Landesregierung Stellung neh-
men? Dann bitte, Herr Minister Maier.

Maier, Minister für Inneres und Kommunales:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, als Innenminister
und damit auch als der für das Wahlrecht zuständi-
ge Minister begrüße ich den Beschluss des Land-
tags zur Verabschiedung eines Thüringer Wahl-
rechtsharmonisierungsgesetzes.

Die Anpassungen diverser Regelungen des Lan-
deswahlrechts an die Vorschriften des Bundes er-
leichtern den Wahlorganen vor Ort ihre anspruchs-
volle Arbeit. Die Erhöhung des Erfrischungsgelds
ist ein Zeichen der Wertschätzung für das ehren-
amtliche Engagement der ca. 30.000 Wahlhelferin-
nen und Wahlhelfer, die wir in Thüringen für die
rechtssichere Durchführung der Wahlen benötigen. 

Ich begrüße es auch ausdrücklich, dass sich die
Mitglieder des Innen- und Kommunalausschusses
auf eine weitere Absenkung der notwendigen An-
zahl der Unterschriften für die nicht in den Parla-
menten vertretenen Parteien verständigen konnten.
Auch diese Regelung führt zu einer größeren
Rechtssicherheit und berücksichtigt sowohl die Er-
schwernisse für diese Parteien, unter den Bedin-
gungen einer Pandemie im öffentlichen Raum Un-
terschriften zu sammeln, als auch das verfassungs-
rechtliche Erfordernis, durch die Vorlage einer be-
stimmten Anzahl von Unterschriften die Ernsthaftig-
keit einer Bewerbung und Wahlteilnahme nachzu-
weisen.

Schließlich ist es zu begrüßen, dass sich die Regie-
rungsfraktionen mit der Fraktion der CDU sehr
kurzfristig für das Plenum nach der abschließenden
Beratung des Innen- und Kommunalausschusses
am 24. Juni 2021 auf eine Änderung der Einteilung
der Wahlkreise für das Stadtgebiet Erfurt verständi-
gen konnten. Nunmehr ist sichergestellt, dass alle
Wahlkreise in Thüringen unterhalb der verfassungs-
rechtlich kritischen Schwelle einer mehr als 25-pro-
zentigen Abweichung der durchschnittlichen Bevöl-
kerungszahl der Wahlkreise liegen. Diese Anpas-
sung war deshalb sehr kurzfristig erforderlich, weil
das Statistische Bundesamt erst letzte Woche ak-
tualisierte Bevölkerungszahlen veröffentlichte, die

noch berücksichtigt werden mussten und nunmehr
auch entsprechend berücksichtigt worden sind. 

Ich danke an dieser Stelle ausdrücklich Herrn
Krombholz als Landeswahlleiter für die schnelle
Reaktion und Berechnung dieser aktualisierten
Zahlen für Thüringen.

Auf gesetzlicher Ebene sind mit der Verabschie-
dung des vorliegenden Entwurfs die wesentlichen
Voraussetzungen für die Durchführung von vorzeiti-
gen Neuwahlen gleichzeitig mit der Bundestags-
wahl geschaffen. Ich danke für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank, Herr Minister. Ich beende damit die
Aussprache und wir kommen zu den Abstimmun-
gen, zunächst über den Änderungsantrag der Frak-
tionen Die Linke, der CDU, der SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen in der Drucksache 7/3658. Wer
diesem Änderungsantrag zustimmt, den bitte ich
um das Handzeichen. Das sind die Koalitionsfrak-
tionen und die Fraktion der CDU. Wer stimmt dage-
gen? Das ist niemand. Wer enthält sich der Stim-
me? Das sind die Mitglieder der FDP-Fraktion und
der AfD-Fraktion. Damit ist dieser Änderungsantrag
angenommen.

Wir stimmen dann über die Beschlussempfehlung
des Innen- und Kommunalausschusses in der
Drucksache 7/3606 unter Berücksichtigung des Ab-
stimmungsergebnisses zu dem Änderungsantrag
ab. Wer der jetzt veränderten Beschlussempfeh-
lung zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen.
Das sind wiederum die Koalitionsfraktionen und die
Fraktion der CDU. Wer stimmt dagegen? Niemand.
Wer enthält sich der Stimme? Das sind die Fraktio-
nen von FDP und AfD. Damit hat auch die Be-
schlussempfehlung die Mehrheit gefunden.

Dann stimmen wir jetzt insgesamt über den Gesetz-
entwurf der Fraktionen Die Linke, der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen in der Drucksache 7/3068 –
korrigierte Fassung – in zweiter Beratung unter Be-
rücksichtigung des Ergebnisses der Abstimmung
über die Beschlussempfehlung ab. Wer dem zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. Das sind erneut die Koalitionsfraktionen und
die Fraktion der CDU. Wer stimmt dagegen? Nie-
mand. Wer enthält sich der Stimme? Das sind die
Fraktionen von AfD und FDP. Damit ist der Gesetz-
entwurf unter Berücksichtigung des Ergebnisses
der Abstimmung über die Beschlussempfehlung an-
genommen.
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Wir kommen dann zur Schlussabstimmung. Wer
das eben befundene Ergebnis noch einmal in der
Schlussabstimmung bekräftigen möchte, den bitte
ich jetzt, seine Jastimme durch Aufstehen zu doku-
mentieren. Das sind die Abgeordneten der Koali-
tionsfraktionen und der CDU-Fraktion. Wer stimmt
gegen das Gesetz? Das ist niemand. Wer enthält
sich der Stimme? Das sind die Fraktionen von AfD
und FDP. Damit ist der Gesetzentwurf auch in der
Schlussabstimmung angenommen. Ich schließe
diesen Tagesordnungspunkt.

Wir kommen jetzt vereinbarungsgemäß zum Aufruf
des Tagesordnungspunkts 16

Thüringer Gesetz zur Gewähr-
leistung einer verfassungsge-
mäßen Alimentation sowie
über die Gewährung einer An-
erkennungsleistung für ehe-
malige angestellte Professoren
neuen Rechts
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 7/3575 - 
ERSTE BERATUNG

Wünscht die Landesregierung das Wort zur Be-
gründung? Das ist der Fall. Frau Ministerin, Sie ha-
ben das Wort.

Taubert, Finanzministerin:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren Abgeordneten, das Bundesverfassungsge-
richt hat am 4. Mai 2020 zwei maßgebliche Be-
schlüsse hinsichtlich der Amtsangemessenheit der
Alimentation von Beamtinnen und Beamten ge-
fasst. In diesen hat es zum einen die Prüfkriterien,
die es in seinen Beschlüssen aus dem Jahr 2015
festgelegt hat, konkretisiert und erstmalig eindeuti-
ge Vorgaben zur Festlegung des erforderlichen
Mindestabstands der Besoldung zum Grundsiche-
rungsniveau gemacht. Zudem hat es die verfas-
sungsrechtlichen Maßstäbe zur Feststellung des
Besoldungsbedarfs für das dritte Kind und weitere
Kinder neu aufgestellt. Berechnungen auf Basis der
nunmehr festgelegten Kriterien haben ergeben,
dass die verfügbare Nettoalimentation für die als
fiktive Bezugsgröße heranzuziehende vierköpfige
Alleinverdienerfamilie – das ist bei der gesamten
Bewertung außerordentlich wichtig – in den unteren
Besoldungsgruppen teilweise unter dem gebotenen
Mindestabstand von 115 Prozent zur Grundsiche-
rung liegt. Gleiches gilt hinsichtlich des Besol-
dungsbedarfs für das dritte Kind und weitere Kin-
der.

Ferner hat die Überprüfung ergeben, dass derzeit
das Grundgehalt der Besoldungsgruppe W3 nun-
mehr mehr als 10 Prozent unter dem Durchschnitt
des Bundes und der Länder liegt. Um eine verfas-
sungsgemäße Alimentation zu gewährleisten, ent-
hält der Gesetzentwurf daher rückwirkend ab 1. Ja-
nuar 2020 folgende Änderungen: In den Besol-
dungsgruppen A6 und A7 werden jeweils die Erfah-
rungsstufen 1 gestrichen. Ich will ergänzen, weil wir
auch schon im Haushalts- und Finanzausschuss
dazu auf Antrag der CDU-Fraktion gesprochen ha-
ben: Das bedeutet natürlich, dass Menschen mit ei-
ner geringeren Ausbildung die Möglichkeit, Beamtin
oder Beamter im Freistaat Thüringen zu werden,
damit völlig versagt wird. Zum Zweiten werden in
allen Besoldungsgruppen die kinderbezogenen Fa-
milienzuschläge in gleicher Höhe erhöht, und zum
Dritten wird in der Besoldungsgruppe W3 das
Grundgehalt erhöht. Auch in Thüringen gab es Wi-
dersprüche und Klagen von Beamtinnen und Be-
amten gegen die Besoldungshöhe. Für die Wider-
spruchsführer und Kläger, deren Verfahren noch
nicht abgeschlossen sind, wird daher eine Nach-
zahlungsregelung für frühere Jahre im Besoldungs-
gesetz implementiert. Der Gesetzentwurf gewähr-
leistet damit, basierend auf den derzeit vorliegen-
den Erkenntnissen, eine verfassungsmäßige Ali-
mentation in Thüringen. Er bewegt sich insbeson-
dere innerhalb des Gestaltungsspielraums, über
den der Besoldungsgesetzgeber hinsichtlich der
Strukturierung der Besoldung verfügt. So hat das
Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluss
hierzu ausgeführt, dass insbesondere keine Ver-
pflichtung bestehe, eine verfassungsgemäße Ali-
mentation über die Anhebung der Grundbesoldung
zu gewährleisten. Vielmehr steht es dem Besol-
dungsgesetzgeber frei, etwa durch höhere Fami-
lienzuschläge bereits für das erste und weiter für
das zweite Kind stärker als bisher die Besoldung
von den tatsächlichen Lebensverhältnissen abhän-
gig zu machen. Das heißt, das Bundesverfassungs-
gericht hat gesagt, die Kinder bringen die Erhöhung
mit ein und deswegen ist es rechtens, das auch
über die Familienzuschläge zu regeln. Wir sagen,
es ist auch geboten. 

Dies wurde im vorliegenden Gesetzentwurf berück-
sichtigt, denn von meinem Haus durchgeführte Be-
rechnungen haben ergeben, dass nur bei Familien
mit Kindern der Abstand zum Grundsicherungsni-
veau problematisch ist. Die Ursachen liegen hierfür
insbesondere in den zu berücksichtigten Kosten für
Kinderbetreuung sowie Bildung und Teilhabe. Um
eine verfassungsgemäße Alimentation zu gewähr-
leisten, sollen daher verursachergerecht die kindbe-
zogenen Bestandteile des Familienzuschlags ange-
passt werden. Ich weise darauf hin, dass die zu be-
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rücksichtigenden Berechnungsgrößen stetigen Ver-
änderungen unterliegen. Daher hat das Bundesver-
fassungsgericht dem Besoldungsgesetzgeber eine
kontinuierliche Kontroll- und Begründungspflicht
auferlegt. Es ist also eine ständige Aufgabe, die Be-
soldung auf ihre Verfassungsgemäßheit zu kontrol-
lieren und gegebenenfalls anzupassen. 

Darüber hinaus wird das Thüringer Finanzministe-
rium im nächsten Jahr das Besoldungsgefüge im
Freistaat Thüringen evaluieren. Hierbei sollen auch
aufkommensneutrale, strukturelle Veränderungen
zur Verbesserung der Attraktivität und der Zukunfts-
fähigkeit des Freistaats Thüringen geprüft werden. 

Meine Damen und Herren, der Gesetzentwurf wur-
de den kommunalen Spitzenverbänden sowie den
Spitzenverbänden der Gewerkschaften und Berufs-
organisationen mit der Möglichkeit zur Stellungnah-
me übersandt. Während der DGB den Gesetzent-
wurf insgesamt als guten Ansatz bewertete, lehnte
der Thüringer Beamtenbund leider den gewählten
Weg ab und fordert hingegen die Anhebung der
Grundgehaltssätze. Das würde bedeuten, in Zahlen
ausgedrückt, dass wir – weil ja vom TBB auch eine
Rückwirkung für alle Beamtinnen und Beamten ge-
fordert wird – rückwirkend einmalig 600 Millionen
aufbringen müssen und zukünftig jährlich 350 Mil-
lionen für Beamtinnen und Beamte. Das heißt, die
Diskrepanz zwischen Angestellten und Beamtinnen
und Beamten unseres Freistaats würde extrem
auseinanderfallen. 

Weitere über den Gesetzentwurf hinausgehende
Maßnahmen, die auf eine Erhöhung der Grundbe-
soldung hinwirken, sind jedoch in Anbetracht der
derzeitigen Haushaltssituation nicht angezeigt. 

Soweit insbesondere vom TBB kritisiert wird, dass
sich Änderungen nur auf das Allernotwendigste be-
schränken, möchte ich betonen, dass durch den
Gesetzentwurf die Familienzuschläge nicht nur in
den unteren Besoldungsgruppen und auch nicht
gestaffelt nach Höhe des Abstands zur Grundsiche-
rung, sondern für alle Beamtinnen und Beamten in
gleicher Höhe entsprechend dem Abstand zur
Grundsicherung, der sich bei der Besoldungsgrup-
pe A6 ergibt, angehoben werden sollen. Hierdurch
werden zugleich Ausstrahlungswirkungen in höhere
Besoldungsgruppen vermieden, welche von der
Verletzung des Mindestabstandsgebots in den un-
teren Besoldungsgruppen ausgehen können. Eine
Stellungnahme der Landesregierung zu den Aus-
führungen des Thüringer Beamtenbundes wurde Ih-
nen mit dem Gesetzentwurf vorgelegt. 

Sehr geehrte Damen und Herren, darüber hinaus
enthält der Gesetzentwurf ein Gesetz über die Ge-
währung einer Anerkennungsleistung für ehemalige

angestellte Professorinnen und Professoren neuen
Rechts. Danach sollen die Leistungen ehemals ost-
deutscher Professorinnen und Professoren, die sich
im Rahmen ihrer Angestelltentätigkeit nach der
friedlichen Revolution für unsere Hochschulen und
deren Erneuerung eingesetzt haben, jedoch trotz
ihrer Qualifikation und ihrer persönlichen Integrität
aufgrund des Erreichens der Höchstaltersgrenze
nicht in ein Beamtenverhältnis übernommen wer-
den konnten, durch eine Einmalzahlung in Höhe
von 12.000 Euro angemessen gewürdigt werden.
Sie hatten auch Haushaltsmittel für diesen Zweck in
den Haushalt 2021 eingestellt. Das zukünftige Ge-
setz bildet die Rechtsgrundlage für die Auszahlung
dieser Mittel.

Meine Damen und Herren, wir bitten, den Gesetz-
entwurf zur weiteren Beratung an den Haushalts-
und Finanzausschuss zu überweisen. Herzlichen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Ich eröffne die Aussprache und erteile
als erstem Redner dem Abgeordneten Kemmerich
von der FDP-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:
Sehr geehrte Damen und Herren, sehr verehrte
Frau Präsidentin, Frau Ministerin, liebe Zuhörer, Zu-
schauer, insbesondere diejenigen, die es betrifft,
die sicher auch lange Zeit darauf warten, weil es ja
auch häufig beklagt worden ist! Ich möchte mein
Augenmerk darauf richten, dass es von den
108 Seiten des Gesetzentwurfs tatsächlich einmal
fünf Seiten sind, die eigentliche Gesetzesänderun-
gen sind, die restlichen knapp 100 Seiten sind Er-
läuterungen, Berechnungsmodelle. Ich möchte nur
darauf hinweisen, dass es ein sehr komplexer
Sachverhalt ist; das haben Sie auch sehr gut aus-
geführt, Frau Ministerin. Deshalb will ich der Aus-
schussberatung nicht vorweggreifen. Das werden
wir sicher mit den Experten noch mal ausreichend
erörtern können.

Wie Sie ausgeführt haben, geht es hier um die An-
erkennungsleistung für angestellte Professoren, die
sogenannten Lückeprofessoren, und natürlich vor
allen Dingen um die Besoldungsanpassung auf ei-
ne angemessene Alimentation nach dem Urteil, das
Sie zitiert haben, aus dem Mai 2020. Den Weg, den
Sie gewählt haben, haben Sie beschrieben: Strei-
chung der ersten Erfahrungsstufen in den Gruppen
A6, A7 und Abstandswahrung über die Besoldungs-
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gruppen hinweg durch die Erhöhung der kinderbe-
zogenen Anteile des Familienzuschlags.

Ich möchte vorab aber auf zwei Punkte hinweisen,
nämlich die Außenwirkungen dieses ganzen Ver-
fahrens. Zum einen steht ja auch der öffentliche
Dienst, die öffentliche Hand vor einem massiven
Fachkräftemangel. Drei von vier Stellen werden
wegfallen in den nächsten 15 Jahren. Das Problem
hat ja nicht nur Thüringen, das hat nicht nur die öf-
fentliche Hand, sondern das hat ja die Wirtschaft
insgesamt. Wir wissen, dass von ungefähr 1 Million
zurzeit in Beschäftigung stehenden Menschen ca.
250.000 nach geltenden Methoden nicht zu beset-
zen sind, dass sie einfach aus dem Arbeitsmarkt
wegfallen. Das heißt, wir müssen also mit anderen
Methoden, mit neuen Methoden dafür Sorge tra-
gen, dass die vielfältigen Aufgaben, die auch hier
zu erledigen sind, in Zukunft erledigt werden kön-
nen. Wir Freien Demokraten haben auch mehrere
Anträge noch im Laufen im Parlament zur Steige-
rung der Attraktivität des Beamtentums, des öffent-
lichen Dienstes. Auch da gibt es sicherlich vielfälti-
ge Ansätze, das insgesamt zu verbessern. Aber ein
Satz ist, dass man attraktive Konditionen herstellt
für den öffentlichen Dienst. Es ist auch richtig, dass
nicht nur die Besoldung zählt, aber die Besoldung
außer Acht zu lassen, ist natürlich genauso fatal.

Nun hat es eine Reihe von Gerichtsentscheidungen
gegeben, wo auch die Alimentation eine Rolle ge-
spielt hat – Sie haben das zitiert. Das Alimentati-
onsprinzip umfasst ja auf Seiten des Dienstherrn
die gesamte Lebenszeit. Deshalb müssen wir da-
rauf achten, dass es nicht nur in der aktiven Zeit
greift, sondern auch in der Zeit des Ruhestands.
Und da ist ja zumindest strittig, ob mit der gewähl-
ten Methode, die Sie vorschlagen, auch – bei den
Ruhestandsbezügen wird es ja nicht oder nicht aus-
reichend angerechnet – dem Anspruch des Verfas-
sungsgerichtsurteils Genüge getan wird. Da werden
wir auf das Expertenvotum sehr gespannt sein, das
wir dann im Ausschuss zu diskutieren haben.

Was ich irritierend bis fatal finde, ist, dass der vor-
liegende Gesetzentwurf rückwirkend nur auf die Be-
amten angewendet werden soll, die geklagt haben
oder sich in einem nicht abgeschlossenen Rechts-
verfahren befinden. Ich glaube, das zerstört das
Vertrauen in unsere Rechtsstaatlichkeit. Ich weiß,
dass das fiskalische Herz anders schlagen muss,
aber es kann nicht davon abhängig sein, dass man
sich mit seinem Dienstherrn oder mit seinem Arbeit-
geber – ich sage es mal als Unternehmer – gericht-
lich auseinandersetzt, um am Ende Gerechtigkeit
zu erfahren.

(Beifall FDP)

Ich denke, es ist ganz wichtig, dass wir da für alle
Leute ein gleiches Maß in Anwendung bringen. 

Bei der Wahl des Mittels möchten wir auch noch
mal auf eines hinweisen: Man bildet eine Ver-
gleichsgruppe zu der Grundsicherung, reine Grund-
sicherung, aber wir haben ein großes Feld an Men-
schen, die auch Erwerbssicherung beziehen auf-
grund einer Aufstockung. Es ist insbesondere in Fa-
milien oftmals der Fall, dass Familien mit Kindern
aus dem Erwerbseinkommen und den Ansprüchen,
die sie gegenüber dem Gesetz aber haben, aufzu-
stocken haben, weil der Monatslohn nicht ausrei-
chen kann. Ich denke, dass man da andere Grup-
penvergleiche ziehen sollte, weil es doch am Ende
schwer vermittelbar wäre, wenn ein voll arbeitender
Thüringer Beamter weniger Alimentation erhält als
letztlich ein ebenso arbeitender Aufstocker. Ich
glaube, da ist noch eine kleine Dissonanz, aber
auch das können wir im Ausschuss entspannt klä-
ren. 

Insofern freuen wir uns auf die Diskussion im Aus-
schuss. Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Als nächstem Redner erteile ich Ab-
geordnetem Kowalleck von der CDU-Fraktion das
Wort. 

Abgeordneter Kowalleck, CDU:
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, die Finanzministerin hat inhaltlich schon
zum Thema gesprochen. Ich denke, da ist es an
dieser Stelle zunächst erst mal nicht notwendig,
noch mal auf diese detaillierten Einzelheiten einzu-
gehen. Wir hatten auch, wie Sie sagten, Frau Fi-
nanzministerin, im Haushalts- und Finanzaus-
schuss als CDU-Fraktion den Antrag eingebracht
bzw. über diese Thematik im Ausschuss schon ge-
sprochen, was auch insbesondere wichtig ist, denn
Sie wissen, dass im Vorfeld schon von den Beam-
tinnen und Beamten die Hinweise kamen. Sie sind
auch darauf eingegangen, dass schon ausführliche
Stellungnahmen vorliegen. Wir werden uns im zu-
ständigen Ausschuss damit beschäftigen. Ich den-
ke, es ist auch sinnvoll, dazu eine Anhörung vorzu-
nehmen, wo man auch noch mal auf die verschie-
denen Problembereiche eingeht. Für uns war es
wichtig, auch im Vorfeld das Gespräch zu suchen.
Wir hatten verschiedene Runden auch mit dem
Thüringer Beamtenbund. Wichtig ist uns insbeson-
dere, dass hier die Vorschläge aufgenommen wer-
den, dass wir als Fachpolitiker noch mal darüber
diskutieren, wo können wir Lösungen anbringen.
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Frau Finanzministerin hat es schon gesagt, dass es
hier mit dem Gesetzentwurf auch die Ansätze gibt.
Wir sind in der Pflicht, auch die Anregung des Bun-
desverfassungsgerichts entsprechend umzusetzen.
Das ist ein laufender Prozess. Ich bin jetzt mittler-
weile schon fast zwölf Jahre Mitglied im Haushalts-
und Finanzausschuss, und gerade die Thematik
der Besoldung beschäftigt uns regelmäßig. Es ist
unsere Pflicht auch als Land Thüringen, dass wir
für unsere Beamtinnen und Beamten Sorge tragen
und dies auch mit einer entsprechenden Besoldung
umsetzen. Das haben wir, denke ich, in den ver-
gangenen Jahren hier auch an dieser Stelle umge-
setzt – sicher nicht immer zur Zufriedenheit der Be-
amtinnen und Beamten, aber es ist am Ende auch
unsere Pflicht, diese Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts umzusetzen. Wir müssen eben auch
schauen, welche Möglichkeiten wir da auch haben.
Die fiskalische Komponente wurde da angespro-
chen. Natürlich darf man das nicht aus dem Auge
verlieren. Sie erinnern sich, mit dem vorletzten
Haushalt haben wir auch die 3-Milliarden-Grenze
überschritten, was die Personalausgaben angeht.
Auch die Finanzministerin hat das hier an dieser
Stelle erwähnt. Aber nichtsdestotrotz ist es notwen-
dig, dass auch unsere Beamtinnen und Beamten
eine gerechte Besoldung erhalten. Es wurde hier
an dieser Stelle auch schon angesprochen, gerade
auch im Wettbewerb mit der Privatwirtschaft stehen
wir heutzutage vor ganz besonderen Herausforde-
rungen. Der Beamtenbund hat ja in seiner Stellung-
nahme auch so ein Beispiel angeführt. Wenn man
sieht, dass man im öffentlichen Dienst teilweise
dann weniger als 40 Prozent erhält, dann ist das ei-
ne Aufgabe, die uns auch in den kommenden Jah-
ren beschäftigen wird. An dieser Stelle haben wir
auch schon über Themen wie Digitalisierung, Fach-
kräftegewinnung diskutiert. Wenn man dann in die
Privatwirtschaft, in die freie Wirtschaft schaut und
sieht, was gerade im Bereich IT für Fachkräfte be-
zahlt wird, dann ist es unsere Aufgabe, hier auch
mitzuhalten und die notwendigen Voraussetzungen
zu schaffen.

Aus diesem Grund ist es notwendig, das umfang-
reich im Haushalts- und Finanzausschuss zu disku-
tieren und entsprechend aufzurufen. Wir müssen
sehen, inwieweit wir hier auch unterstützen können,
mit den verschiedensten Argumenten auch umge-
hen können. Und wir werden als CDU‑Fraktion
auch weiter mit dem Beamtenbund und mit den an-
deren Vertretern der Beamtinnen und Beamten hier
im Freistaat im Gespräch bleiben, Lösungen su-
chen, damit wir auch hier im Bereich der Besoldung
eine gute Lösung finden. 

Heute ist es unsere erste Beratung zum Gesetzent-
wurf. Ich kann Ihnen an dieser Stelle versprechen,

dass wir uns weiterhin intensiv hier einbringen und
Lösungen suchen und auch notwendige Lösungen
finden werden. Erst mal an dieser Stelle vielen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Nächste Rednerin ist Frau Abgeord-
nete Merz für die SPD-Fraktion.

Abgeordnete Merz, SPD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen
und Kollegen Abgeordnete, liebe Zuschauerinnen
und Zuschauer! Eingangs wurde schon viel, auch
sehr detailliert von unserer Finanzministerin gesagt.
Ich will mich hier wirklich ganz speziell auf das Be-
soldungsrecht beschränken. Es wurde die Notwen-
digkeit oder das Interesse der sogenannten Lücke-
professoren kurz angerissen, das wir über diesen
Gesetzentwurf mit beraten. Aber es geht hier vor al-
lem maßgeblich um das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 4. Mai 2020, das sich auf Urteile
der Länder in Nordrhein-Westfalen und des Stadt-
staats Berlin bezogen hat. 

Neben der Bestätigung und inhaltlichen Prüfung der
fünf geltenden Parameter zur Überprüfung der Be-
amtenalimentation hat sich das Bundesverfas-
sungsgericht vor allem der Ermittlung des Alimenta-
tionsbedarfs für die dritten und weiteren Kinder zu-
gewandt. Im Ergebnis kommen die Richter zu dem
Statement, dass der Mindestabstand der unteren
Besoldungsgruppen zum Grundsicherungsniveau
nicht eingehalten wurde. Das muss nun angepasst
werden, schlussendlich müssen mindestens
15 Prozent über dem Grundsicherungsniveau lie-
gen. Als Vergleichsgröße wurde eine vierköpfige
Beamtenfamilie mit einem Alleinverdiener in der un-
tersten Besoldungsgruppe zugrunde gelegt. Hier
kann man schon gut streiten, ob das noch der nor-
malen Familie, der Durchschnittsfamilie bei uns
Rechnung trägt. 

Aber alles das können und werden wir dann im
Ausschuss mit beraten. Die Maßgaben der beiden
Beschlüsse sind auf Thüringen übertragbar und
wurden in den vorliegenden Gesetzentwurf einge-
bracht. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, im Großen
und Ganzen ist die Besoldung in Thüringen ordent-
lich geregelt und verfassungskonform. Bei vier von
fünf Parametern, die das Verfassungsgericht über-
prüft hat, liegt Thüringen im Soll. Im Vergleich zu
anderen Bundesländern beispielsweise findet sich
der Freistaat im Mittelfeld wieder. Lediglich bei den
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gesprochen, in der Summe unseren Landeshaus-
halt mit jährlich 340 Millionen Euro belasten. Hinter-
grund ist, dass diese Besoldungsgruppen nicht ein-
fach linear um einen Pauschalbetrag erhöht werden
können, denn dann würde der verfassungsgemäß
vorgegebene Parameter des Abstandsgebots zwi-
schen den einzelnen Besoldungsgruppen wieder
verletzt. Auch seitens des Verfassungsgerichts wur-
de in den Urteilen dargelegt, dass eine angemesse-
ne Alimentation durch den Dienstherrn und den Ge-
setzgeber erfolgen muss, dass dieser aber auch ei-
ne Einordnung unter anderem der finanziellen Leis-
tungsfähigkeit der öffentlichen Haushalte zugrunde
liegen soll. Vor dem Hintergrund gesunkener Steu-
ereinnahmen, einem höheren Schuldenstand auf-
grund der Pandemie und den damit verbundenen
Zusatzkosten kann niemand ernsthaft der Meinung
sein, dass wir pro Jahr bis zu 340 Millionen Euro
einfach mal so zusätzlich zur Verfügung haben; von
den bereits genannten Kommunen, die ebenfalls
von der Erhöhung massiv betroffen wären, nämlich
mit mehr als 5 Millionen Euro, ganz zu schweigen. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, aus meiner
Sicht wurde mit diesem Gesetzentwurf ein guter
Vorschlag unterbreitet, der die Besoldung unserer
Beamtinnen und Beamten verfassungskonform ge-
staltet. Über die Details werden wir wie gewohnt im
Ausschuss sicher auch viel debattieren und bera-
ten. Ich beantrage die Überweisung an den Haus-
halts- und Finanzausschuss. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Nächster Redner ist für die AfD-Frak-
tion Herr Abgeordneter Kießling. 

Abgeordneter Kießling, AfD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine werten Abge-
ordnetenkollegen, liebe Zuschauer an den Bild-
schirmen, vor allem auch liebe zuschauende Beam-
te an den Bildschirmen, heute geht es ja auch um
Ihre Belange! Danke auch Frau Ministerin Taubert
für die Einführung der Gesetzesvorlage. Ein moder-
ner, verlässlicher und leistungsfähiger öffentlicher
Dienst gehört zu den elementaren Voraussetzun-
gen für einen funktionierenden Rechts- und Sozial-
staat sowie für einen erfolgreichen Wirtschafts-
standort gerade hier in Thüringen. Der Freistaat
wird in seiner Verantwortung nur so gut funktionie-
ren, wie der öffentliche Dienst dort, wo die eigentli-
che Arbeit geleistet wird, nämlich an der Basis und
bei und an unseren Bürgern. Gerade dort sind die
vom Bundesverfassungsgericht ins Visier genom-
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W3-Professoren gab es Korrekturbedarf, was aber 
bereits im Gesetzentwurf zur Einführung des EU-Al-
tersgeldes mit erledigt wird. 

Der  hier  von  der  Landesregierung  vorgelegte  Ge- 
setzentwurf  greift  die  geschilderte  Beschlusslage
des Verfassungsgerichts auf und macht einen aus
unserer Sicht guten, zielgerichteten und angemes-
senen  Vorschlag  zur  Behebung  der  aktuell  nicht
vollständig  verfassungsgemäßen  Beamtenbesol-
dung in Thüringen. 

Die  Kernregelungen  in  Kürze  wurden  schon  be- 
nannt.  Es  geht  maßgeblich  um  die  Anhebung  der
Familienzuschläge. Pro Kind werden die Zuschläge
mitunter um mehr als 300 Euro angehoben. Allein
aus  familien-  und  sozialpolitischer  Sicht  kann  ich
das im Entwurf nur so begrüßen. Gleichzeitig kann
so  innerhalb  des  Besoldungsgefüges  kein  Un-
gleichgewicht  entstehen,  wenn  dadurch  der  Min-
destabstand hergestellt wird. 

Um den Mindestabstand zusätzlich zu gewährleis- 
ten,  wird  in  den  unteren  Besoldungsgruppen  A6
und  A7 die Eingangsbesoldung wegfallen. Es  wird
eine  Erstattungsregelung  für  Widerspruchsführer
und Kläger eingezogen. Da muss ich als Haushalts-
politikerin  Herrn  Kemmerich  aus  rein  fiskalischer
Sicht  widersprechen,  dass  momentan  nur  die  Wi-
derspruchsführer  eine Erstattung erhalten  würden.
Diese Anpassung gibt es freilich nicht zum Nulltarif.
Durch  die  dauerhafte  Anhebung  der  Kinderzulage
im  vorliegenden  Entwurf  entstehen  jährlich  Mehr-
kosten in Höhe von 50 Millionen Euro für das Land
Thüringen. Nicht zu vergessen sind die Kommunen,
deren Kommunalbeamte ebenfalls unter dieses Ge-
setz fallen.  Hier werden schätzungsweise  5 Millio-
nen  Euro mehr pro Jahr benötigt. Obendrauf  kom-
men  noch  mal  die  rund  4,6  Millionen  Euro  Nach-
zahlungen.  Mehrfach  wurde  von  verschiedenen
Seiten  in  diesem  Zusammenhang  die  Anhebung
der  allgemeinen  Grundbesoldung  ins  Spiel  ge-
bracht. Natürlich würde auch das eine verfassungs-
konforme  Alimentation gewährleisten. Aber, um  es
ganz einfach zu sagen, dieser Lösungsansatz ist in
der Sache nicht zielgerichtet und letztendlich leider
auch  nicht finanzierbar. Denn damit würden  Besol-
dungen  angehoben,  bei denen im Kern  keine  Un­
teralimentation vorliegt. Gerecht wäre das nicht. 

Wie  eingangs  erwähnt,  orientiert  sich  das  Verfas- 
sungsgericht  in  seinen  Leitsätzen  bei  der  Bewer-
tung an den Unterhaltskosten für Kinder. Das war
der besondere Fokus, der auch im Gesetzentwurf
aufgenommen worden ist. Die Anhebung der Fami-
lienzulage wurde dabei explizit auch durch das Ge-
richt hervorgehoben. Das ist eben auch der Maß-
stab für das Gesetz. Zudem würde eine Erhöhung
aller Grundbesoldungen, wie von einigen schon an- 



menen Beamten unterer Besoldungsgruppen zu fin-
den, denen seit 2008 – ich wiederhole, seit 2008 –
wegen fehlendem Abstand der Nettoalimentierung
zur Grundsicherung eine nicht auskömmliche Ali-
mentation bescheinigt werden muss. Wie nun die
diesbezügliche Kuh vom Eis gebracht werden soll,
zeigt der uns vorliegende Gesetzentwurf. In wel-
chem Maße beschämend dieser Gesetzentwurf ist,
führt Ihnen der Thüringer Beamtenbund in seiner
Stellungnahme von Mitte Juni 2021 auf über
30 Seiten aus. Dem ist inhaltlich wenig hinzuzufü-
gen. Dazu später noch mehr.

In erster Linie fordert meine Fraktion Sie heute in
erster Lesung auf: Verscherzen Sie es sich nicht
mit Ihren Beamten! Sie sind Ihnen nämlich nicht
mehr sicher, denn mit der Forderung der EU, nun
auch in Thüringen Altersgeld einzuführen, haben
sich die Rahmenbedingungen entsprechend deut-
lich geändert. Für die Beamten in Thüringen ist die
Einführung des Altersgeldes zu begrüßen, denn es
erlaubt ihnen, bereits erworbene Pensionsansprü-
che zu behalten, wenn sie ihren Dienst für den Frei-
staat beenden.

Für Sie, liebe Landesregierung, und für uns, die wir
als Abgeordnete eine für die Bürger funktionierende
Verwaltung benötigen, müsste diese neue Option
jedoch in höchstem Maße besorgniserregend sein
und sollte zum Nachdenken anregen. Thüringen
wird sich einiges einfallen lassen müssen, um die
unzufriedenen Beamten im Landesdienst zu halten,
wenn es ihnen noch einfacher gemacht wird, zu ge-
hen. Sollte der Mangel an Fachkräften nicht in die
Handlungsunfähigkeit abgleiten, müssen die Bedin-
gungen so gestaltet werden, dass Thüringer Beam-
tenverhältnisse im schärfer werdenden Wettbewerb
um kluge Köpfe konkurrenzfähig sind. Bundeslän-
der, denen zum Beispiel die Honorierungsbereit-
schaft fehlt, werden hinter anderen Ländern zurück-
bleiben. Dazu gab es auch Ausführungen in dem
Gerichtsurteil, das, wie gesagt, nicht der alleinige
Maßstab ist, wie die finanzielle Leistungsfähigkeit
gegeben ist. Hier lohnt gerade auch der Blick auf
den Umgang der Nachbarbundesländer mit der
Thematik der Alimentationsanpassung nach dem
Verfassungsgerichtsurteil. Sachsen-Anhalt, bei-
spielsweise, passte kürzlich die Besoldung fünf
Jahre rückwirkend an, unabhängig von der Anhän-
gigkeit irgendwelcher Rechtsbehelfe.

(Beifall AfD)

Der Freistaat Sachsen zahlte mit den Bezügen für
Juli 2018 für alle Beamten Nachzahlungen ab
01.01.2008, nachdem dort ebenfalls mit einem Bun-
desverfassungsgerichtsurteil 2015 das fehlende
Abstandsgebot zur Grundsicherung bemängelt wur-
de. Alles scheint also möglich, wenn man den Feh-

ler korrigieren will. Thüringen ist das einzige Bun-
desland, das extra für Besoldungsansprüche die
Verjährungsfrist von einem Jahr im Landesbeam-
tenbesoldungsgesetz festgeschrieben hat und so-
mit sogar hinter den Verjährungsfristen des BGB
bleibt, man höre und staune. Das auch nun im vor-
liegenden Gesetzentwurf – so soll es angewendet
werden gegen die Bestimmungen des BGB.

Werte Kollegen, was sollen sich da bitte vorhande-
ne Beamte wertgeschätzt fühlen, in Thüringen blei-
ben zu wollen?

(Beifall AfD)

Wie sollen da Nachwuchskräfte für den öffentlichen
Dienst in Thüringen gewonnen werden? War es
bisher anerkanntes Ziel, Arbeitsplätze im öffentli-
chen Dienst so auszugestalten, dass es gelingt,
qualifizierte Beschäftigte zu gewinnen, ist es jetzt
mit der Einführung des Altersgeldes eine noch viel
größere Aufgabe geworden, gute Beschäftigte zu
halten. Ein funktionierender Freistaat Thüringen be-
nötigt nachhaltig einen professionellen und loyalen
Umgang mit dem Personalkörper. Es ist wichtig, ge-
rade auch in Krisenzeiten eine funktionsfähige
Struktur zu haben. Wenn Sie Ihre Scheuklappen
ablegen, werden Sie erkennen, dass im öffentlichen
Dienst ein massiver Verlust von Erfahrungswissen
und ein fortschreitender Fachkräftemangel bevor-
steht, wenn nicht korrekt gehandelt wird. Menschen
verlassen eine Struktur, wenn sie ungerechtfertigt
Druck empfinden, die Frustrationsgrenze über-
schritten ist oder auf Dauer die Wertschätzung
fehlt, meine Damen und Herren.

(Beifall AfD)

In erster Linie gilt es, eine Arbeitsleistung zu entloh-
nen. Das funktioniert eben nicht über kinderbezoge-
ne Zulagen, welche zudem nicht ruhegehaltsfähig
sind. Sie haben nicht nur Beamte mit mehr als zwei
Kindern, für die im vorliegenden Gesetzentwurf
deutliche Gehaltsnachzahlungen vorgesehen sind.
Der Thüringer Beamtenbund hat auf 30 Seiten
mehr als deutlich den Finger in diese und andere
Wunden gelegt. Wenn sich künftig nur noch kinder-
reiche Beamte für einen Job im öffentlichen Dienst
Thüringens begeistern lassen und dort halten las-
sen, bis sie dann mit Altersgeld in die freie Wirt-
schaft abwandern, dann klingt das zwar nach ei-
nem guten Plan für Familienpolitik, aber nicht nach
einem zukunftsfähigen Personalkonzept für einen
funktionierenden Verwaltungsdienst für den Bürger.

(Beifall AfD)

Der heute in erster Lesung diskutierte Vorschlag
zur Umsetzung des Urteils des Bundesverfas-
sungsgerichts ist keine gute Lösung. Lassen Sie Ih-
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re Thüringer Beamten nicht länger Bittsteller sein,
fangen Sie endlich an, den Artikel 33 Absatz 5 un-
seres Grundgesetzes ernst zu nehmen und Ihre
Mitarbeiter im öffentlichen Dienst wertzuschätzen!
Diese Beamten, die weit weg von Erfurt sind, müs-
sen auch Probleme vor Ort lösen, die sie selbst hier
nicht einmal richtig mitbekommen.

Zusammenfassend – wenn man 2021 per Gerichts-
urteil aufgefordert wird, weil das Grundsicherungs-
niveau für Beamte offensichtlich seit 2008 nicht
mehr eingehalten war, dann wäre es das Mindeste,
eine ausgebliebene gesetzlich geregelte amtsange-
messene Alimentierung zeitanteilig nachzuholen.
Jedes Herauswinden aus gesetzlichen Verpflichtun-
gen ist jetzt fehl am Platz. Vor dem Thüringer Ver-
waltungsgericht in Weimar sind zahlreiche Klagen
anhängig. Was jetzt Gesetz werden soll, sollte un-
bedingt einer dortigen Überprüfung standhalten
können, auch um weitere Klagekosten für den Frei-
staat zu vermeiden. 

Schon allein, dass das Bundesverfassungsgericht
im letzten Absatz seines 39 Seiten langen Urteils
vom 4. Mai 2020 explizit ausführt, dass es nicht da-
rauf ankommt, ob Widersprüche oder Klagen für
Nachzahlungsansprüche noch offen sind, sondern
schon dann ein Nachzahlungsanspruch besteht,
wenn sich der Beamte gegen die Höhe seiner Be-
soldung zeitnah und mit statthaftem Rechtsbehelf
gewehrt hat. Dies werden auch die Richter in Wei-
mar nicht anders sehen können. Mindestens das
muss zwingend in eine Änderung des vorliegenden
Gesetzentwurfs zu den §§ 67e und f des Thüringer
Besoldungsgesetzes münden. 

Da der Thüringer Beamtenbund auf Grundlage des
Thüringer Beamtengesetzes verlangt hat, dass die
Landesregierung dem Landtag die nicht übernom-
menen Vorschläge begründet, wird im Ausschuss
wohl noch erhebliche Arbeit auf uns alle zukom-
men. Aber sicherlich ist die Regierung mindestens
im Ausschuss gewillt, auf die Argumentation des
Beamtenbunds einzugehen. Ich denke mal, Frau
Taubert, da werden wir noch einiges von Ihnen hö-
ren.

Das Ziel soll die faire Bezahlung und Wertschät-
zung für gute und faire Arbeit sein.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Schubert, DIE LINKE:
Was sagt denn die AfD zum Mindestlohn?)

(Zwischenruf Abg. Schubert, DIE LINKE:
Nichts!)

(Unruhe AfD)

Hier sind wir auch bei den ehemaligen angestellten
Professoren neuen Rechts, weil die endlich faire
Bezahlung für ihre geleistete Arbeit erhalten sollen.
Lassen Sie uns daher gemeinsam im Haushalts-
ausschuss darum ringen und darüber reden, wie
wir die besten Regelungen finden können, damit wir
der Sache gerecht werden. 

Meine Redezeit ist leider um. Daher danke – und
ich bin gespannt auf die Arbeit im Ausschuss.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Herr Schaft für die Fraktion Die Linke.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Werte Kolleginnen,
ich bin noch mal vorgekommen für unsere Fraktion,
um auf einen Punkt hinzuweisen, der ein-/zweimal
genannt wurde, aber, glaube ich, heute auch nicht
hinten runterfallen darf. Ich glaube, zu der Notwen-
digkeit des vorliegenden Gesetzentwurfs zur Klä-
rung der verfassungsrechtlich gebotenen Grundsät-
ze in den Besoldungsfragen haben Frau Ministerin
Taubert und auch Kollegin Merz von der SPD-Frak-
tion schon einiges ausgeführt. Deswegen konzen-
triere ich mich für unsere Fraktion auf einen Punkt,
der sich vor allem auch im Petitionsausschuss die
letzten Jahre sehr intensiv als Beratungsgegen-
stand gezeigt hat, nämlich die Anerkennung der
Leistungen der sogenannten Lückeprofessuren,
wobei das Wort der Lückeprofessuren vielleicht
auch eher ein falsches Bild vermittelt, denn die Pro-
fessorinnen, die in den frühen 90er-Jahren an den
Hochschulen als angestellte Professorinnen neuen
Rechts tätig waren, waren keinesfalls Lückenbüßer.
Wahrscheinlich trifft der Name „Aufbauprofessorin-
nen“ es viel mehr, denn sie haben nicht zuletzt
auch einen wichtigen Beitrag dazu geleistet, die
Hochschullandschaft in Thüringen nach den frühen
90er-Jahren mitzugestalten.

(Beifall DIE LINKE)

Dennoch werden sie benachteiligt. Das Problem,
das es zu beheben gilt, besteht darin, dass die be-
treffenden Professorinnen als ostdeutsche Hoch-
schullehrerinnen, die nach 1989/1990 neu berufen
wurden, gegenwärtig eine Benachteiligung bei der
Altersversorgung erfahren. Denn aufgrund von be-
amtinnenversorgungs- und haushaltsrechtlichen
Vorgaben konnte ein Teil dieser Personen, der das
entsprechende Höchstalter bereits überschritten
hatte, nicht in ein Beamtenverhältnis übernommen
werden. Was das konkret bedeutet – Frau Kollegin
Müller wird mir das bestätigen können – hat auch
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den Petitionsausschuss in der letzten Legislatur
sehr intensiv umgetrieben. 2019 hatte der Aus-
schuss im Rahmen einer Anhörung konstatiert,
dass die betroffene Personengruppe die geringsten
Altersbezüge von allen deutschen Hochschulleh-
rern bzw. Wissenschaftlerinnen erhält. Damit soll
nun Schluss sein. Der vorliegende Gesetzentwurf
sieht eine Einmalzahlung vor, die den antragsbe-
rechtigten ehemaligen Angestellten, beschäftigten
Professorinnen gewährt wird.

In den Haushaltsverhandlungen zum Landeshaus-
halt 2021 lag zur Behebung des Problems auch von
unserer Fraktion ein Antrag vor, aufgrund dessen
Mittel im Landeshaushalt eingestellt werden sollten.
Vorgeschlagen hatten wir eine Fondslösung, über
die den Betroffenen mit einer monatlichen Aus-
gleichszahlung ein Ausgleichsbetrag zugeführt
wird. Im Haushalt eingestellt wurde dann schließlich
das Geld in Höhe von 950.000 Euro inklusive Ver-
pflichtungsermächtigung. Doch was fehlte, war bis-
her die gesetzliche Grundlage zur Auszahlung, und
die liegt nun vor.

Mit dieser Regelung soll nachträglich die Lebens-
leistung der betreffenden Personengruppe gewür-
digt werden, denn es wurde zwar bereits seit Lan-
gem auf Bundesebene auf die ungelöste Problema-
tik eingegangen, aber eine Lösung schien lange
nicht in Sicht, um den Auswirkungen Rechnung zu
tragen und das Problem zu beheben. Verschiedene
Bemühungen zur Lösung des Problems sind immer
wieder in mühsamen Abstimmungen zwischen
Bund und Ländern leider zu keinem Ergebnis ge-
kommen. Jahr für Jahr mussten die Betroffenen auf
eine Lösung warten. Auch das führte letztlich dazu,
dass sich die Betroffenen – ich hatte es erwähnt –
an den Thüringer Petitionsausschuss gewandt ha-
ben und eine Lösung einforderten. Der Ausschuss
bekannte sich in der vergangenen Legislatur im
Jahr 2019 einstimmig dazu, dass nach den vielen
Jahren der Bund-Länder-Abstimmungen nun eine
Lösung gefunden werden muss, und bat die Lan-
desregierung darum, der Beschwerde der Petentin-
nen zu folgen. 

Der Landtag hat dies – wie bereits erwähnt – im
Rahmen der Haushaltsverhandlungen getan, und
nun folgt auch die Landesregierung mit dem vorlie-
genden Gesetzentwurf. Dass dieser nun vorliegt
und Mittel, die wir als Haushaltsgesetzgeber einge-
stellt hatten, noch verwendet werden können, dafür
will ich auch meinen Kolleginnen Anja Müller und
Ronald Hande meinen herzlichen Dank ausspre-
chen,

(Beifall DIE LINKE)

die in den vergangenen Wochen mit den beteiligten
Akteurinnen in der Landesregierung einen Weg ge-
sucht und, wie ich finde, jetzt auch gefunden ha-
ben. 

In der Anhörung zum Gesetz werden wir seitens
unserer Fraktion sicherlich auch noch mal diskutie-
ren, ob der gewählte Weg der Einmalzahlung aus-
reicht oder nicht doch die erwähnte regelmäßige
Ausgleichszahlung eine Alternative darstellt. Aber
das ist dann etwas für die Fachdebatte im Aus-
schuss. Angesichts aber der langwierigen und jah-
relangen Debatten über die Frage des Wie scheint
das meines Erachtens nur noch ein Klacks zu sein
und für die Betroffenen endlich die Beendigung der
Problematik in Aussicht zu stellen.

Werte Kolleginnen und Kollegen, der Gesetzent-
wurf ist auch ein Schritt von vielen, die immer noch
notwendig sind, um über 30 Jahre nach dem Mau-
erfall die nachwendebedingten Ungerechtigkeiten
im Sozial- und Rentenrecht und in der Überleitung,
von denen auch noch viele andere Berufsgruppen
betroffen sind, abzubauen. Wir hoffen, dass damit
auch ein Stück weit ein Zeichen gesetzt wird, dass
der Abbau der immer noch bestehenden Nachteile
möglich ist, wenn gemeinsam im Sinne der Betrof-
fenen an einer Lösung gearbeitet wird. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Gibt es weitere Wortmeldungen?
Dann gebe ich noch einmal Frau Ministerin Taubert
das Wort. Bitte.

Taubert, Finanzministerin:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren, natürlich ist dieser Tagesordnungspunkt,
weil er sehr komplex ist, sehr gut geeignet, mit Po-
pulismus hier ans Rednerpult zu treten und das
auch in der Öffentlichkeit zu machen. Ich habe ja
die ersten Reflexe gehört. Jetzt sage ich mal: Viel-
leicht können wir uns darauf verständigen, es geht
immer um gerechte Bezahlung von Bediensteten,
von Beamtinnen und Beamten, und es geht natür-
lich – und das sage ich – auch um gerechte Besol-
dung im Vergleich zu allen anderen, die wir in Thü-
ringen als Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
haben.

In einem Teil wird es hier bei der Argumentation
auch beim tbb herausgegriffen. Ich bin ja als Fi-
nanzministerin in Person, aber auch immer das Fi-
nanzministerium in der Kritik des tbb, so nach dem
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Motto: Bist du nicht willig, dann mach ich dich
schlecht. Das ist schon so eingeübt, man kann sich
schon gut darauf einstellen. Deswegen finde ich es
sehr grenzwertig in der Argumentation des tbb, der
sich herausnehmen will, dass man eine 15-prozen-
tige Gehaltserhöhung, die Beschäftigte, also Tarif-
beschäftigte und Beamtinnen und Beamte, in den
letzten sechs Jahren bekommen haben – 15 Pro-
zent – am Ende ins Gegenteil rechnet und sagt, die
Beamtinnen und Beamten haben in den letzten
Jahren Gehalt verloren, weil man mit der Lebensar-
beitszeit redet und weil man sagt, da habt ihr im
Jahre Ultimo drei Monate später die Besoldung an-
geglichen und deswegen sind wir so schlecht ge-
stellt. – Ich weiß, dass sich kaum jemand mit dieser
Materie beschäftigt, sondern einfach die Argumente
aufzählt.

Deswegen bitte ich darum, wenn wir tatsächlich Ei-
nigkeit erzielen können, dass es um gerechte Be-
zahlung im öffentlichen Dienst und natürlich um die
amtsangemessene, verfassungsgemäße Alimenta-
tion geht – da geht es überhaupt nicht um Gerech-
tigkeit, da geht es um eine verfassungsgemäße,
amtsangemessene Alimentation. Das ist eben ein
Unterschied. Jeder, der sich mit Artikel 33 Grundge-
setz und den besoldungsrechtlichen Fragen dazu
beschäftigt, weiß das. Es ist erwähnt worden: Wir
haben eine hundertseitige Begründung gemacht.
Das ist nicht ohne Grund so. Wir wissen, uns ist
völlig bewusst, dass es wiederum Beamtinnen und
Beamte gibt, die dagegen klagen werden. Da sage
ich auch sehr deutlich, ich bin da sehr ehrlich, weil
mich manches auch ärgert: Da verstecken sich die
A15er und B3er hinter den A6ern – ganz deutlich.
Und was wir jetzt als Faktum haben – ich habe es
vorhin kurz angerissen –, ist, dass wir Arbeiten, die
im öffentlichen Dienst vorhanden sind und die unter
A6 Stufe II sind, nicht mehr an eine Beamtin oder
einen Beamten geben können. Diese Urteile sagen
das noch einmal sehr deutlich. Das heißt, um es
ganz krass zu sagen: Die Drecksarbeit können die
einfachen Tarifbeschäftigten machen. Das ist nicht
gerecht. Deswegen will ich noch einmal dafür wer-
ben: Schauen Sie sich die Dinge ganz genau an
und reden Sie an der Stelle von Gerechtigkeit!

Wir haben einen Auftrag zu erfüllen. Das Bundes-
verfassungsgericht hat uns an der Stelle Aufgaben
gegeben. Ob der Vergleich mit der Grundsicherung
tatsächlich ein gerechter Vergleich ist, sei dahinge-
stellt. Wir haben jetzt einmal das Gerichtsurteil. Hier
wird die Alleinverdienerfamilie mit zwei Kindern be-
rücksichtigt. Über 50 Prozent dessen, was dazu
führt, dass wir verfassungswidrige Alimentationen
haben, kommt von den Kindern, von den Kindergar-
tengebühren, von Bildung und Teilhabe. Wir haben
auch berechnet, weil es auch Rückmeldungen gibt

– auch an mich –: Was ist denn mit den verheirate-
ten Kinderlosen? Was ist denn mit den Alleinste-
henden? All das haben wir berechnet, das können
Sie nachlesen. Das können wir im Ausschuss dann
auch noch einmal vortragen, wenn jemand sich so
tief eingearbeitet hat und das gern mit uns diskutie-
ren möchte. Da haben wir keine verfassungswidrige
Alimentation. Auch bei den Seniorinnen und Senio-
ren – es ist von einer Fraktion angesprochen wor-
den –, also bei den Ruheständlern haben wir auch
keine verfassungswidrige Alimentation.

All die Dinge sind durchgeprüft. Wir haben sie Ih-
nen vorgelegt, wir können Ihnen das im Ausschuss
sehr gründlich darstellen. Ich denke, es ist auch
nicht redlich, die Frage der gut Ausgebildeten und
der Abwanderung als Argument vorzuschieben. Wir
haben – das hat Einigkeit gefunden – Lehrerinnen
und Lehrer im Beamtenverhältnis. Warum haben
wir denn das getan? Weil das so unattraktiv ist? Wir
haben Problemlagen bei IT-Beschäftigten. Das ha-
ben wir aber auch im Angestelltenbereich, das be-
trifft nicht nur den Bereich der Beamtinnen und Be-
amten. Wir haben jetzt erst überhaupt diese techni-
sche Laufbahn IT eingeführt nach vielen Widerstän-
den an unterschiedlicher Stelle. Wenn Sie die Ärzte
nehmen – die Ärzteschaft – wissen Sie ja –, vor al-
len Dingen die kommunalen Gebietskörperschaf-
ten, die mit uns im Beamtenrecht gleichlaufen, da
haben wir eine ewig lange, mittlerweile über Jahr-
zehnte dauernde Diskussion darüber: Kann ich
denn den Arzt in einer A15 gleich verbeamten und
ist denn dieses Geld, was am Ende netto kommt,
überhaupt jemals ausreichend, um einen in den öf-
fentlichen Dienst zu bringen? Der Arzt sagt: Ja,
aber, wenn ich im Krankenhaus arbeite und dazu
noch quasi Bereitschaftsdienst habe, dann habe ich
ein doppeltes Gehalt A15. Wie wollen Sie denn das
im Beamtenrecht abbilden? Sie können es nicht all-
gemein abbilden. Sie können es eben nur sehr spe-
ziell für einzelne Berufsgruppen abbilden. Insofern
sind da auch in der Begründung des Beamtenbun-
des – ich will mich nur auf ihn beziehen, weil das
die umfangreichste Rede und Argumentation gegen
diese Verfahrensweise ist mit den Familienzuschlä-
gen –, da hat der Beamtenbund auch keine konsis-
tente Argumentation in seiner Vorlage.

Deshalb freue ich mich, wenn wir das im Aus-
schuss diskutieren. Es wäre natürlich schön, wenn
es uns auch gelingt, das jetzt noch zu beschließen,
weil die Beamtinnen und Beamten – das, denke
ich, ist allgemein offensichtlich auch anerkannt –
dann auch schon rückwirkend ab 2020 dieses Geld
zeitnah erhalten sollten. Herzlichen Dank.

(Beifall SPD)

Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 52. Sitzung - 02.07.2021 4037

(Ministerin Taubert)



Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Ich sehe jetzt keinen weiteren Rede-
bedarf. Dann kommen wir zur Abstimmung. Es war
beantragt, diesen Gesetzentwurf an den Haushalts-
und Finanzausschuss zu überweisen. Wer dieser
Ausschussüberweisung zustimmen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Abge-
ordneten aus allen Fraktionen. Gibt es Gegenstim-
men? Das sehe ich nicht. Gibt es Stimmenthaltun-
gen? Die gibt es auch nicht. Dann ist das so be-
schlossen und wir können diesen Tagesordnungs-
punkt schließen.

Es geht weiter mit dem Aufruf des Tagesord-
nungspunkts 18

Änderung der Geschäftsord-
nung des Thüringer Landtags
Antrag der Fraktionen DIE LIN-
KE, der SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/3580 - 

Wird aus den antragstellenden Fraktionen das Wort
zur Begründung gewünscht? Frau Abgeordnete
Henfling, bitte.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:
Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr ge-
ehrte Präsidentin, Ihnen liegt in der Drucksa-
che 7/3580 eine Änderung zur Geschäftsordnung
des Thüringer Landtags vor, die wir auch im Ältes-
tenrat diskutiert haben. Darin befinden sich zwei
Änderungen. Erstens sollen für die beim Thüringer
Landtag angesiedelten unabhängigen Beauftrag-
ten, also den Landesbeauftragten für den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit, den Bürgerbe-
auftragten, den Landesbeauftragten für die Aufar-
beitung der SED-Diktatur und den Thüringer Lan-
desbeauftragten für Menschen mit Behinderungen,
zukünftig parlamentarische Unterlagen wie Aus-
schussprotokolle und Beratungsgrundlagen etc. pp.
elektronisch im AIS bereitgestellt werden. Ich war,
ehrlich gesagt, überrascht, dass wir das noch nicht
machen. Jetzt haben wir, wenn wir das heute hier
verabschieden, dafür auch eine Geschäftsord-
nungsgrundlage. Das wollen wir nun ändern, und
zwar in den §§ 52, 76, 80 und 107. Und zweitens
haben wir mit einem neuen § 60 a ein Informations-
verfahren, das sogenannte Notifizierungsverfahren,
aufgenommen. Dafür schaffen wir jetzt auch eine
Geschäftsordnungsgrundlage für den Thüringer
Landtag. Und das ist eine Regelung zur Implemen-
tierung des Notifizierungsverfahrens für den parla-
mentarischen Gesetzgebungsprozess. 

Das ist notwendig, weil wir eine EU-Transparenz-
richtlinie für den Binnenmarkt haben. Die gibt es
schon seit dem 9. September 2015, sie verpflichtet
die EU-Mitgliedstaaten, für Rechtsvorschriften, die
den freien Warenverkehr oder die Erbringung von
Dienstleistungen im Binnenmarkt mittelbar oder un-
mittelbar beeinflussen können, ein Informationsver-
fahren, also ein Notifizierungsverfahren, durchzu-
führen. In einer mindestens dreimonatigen Stillhal-
tefrist können Mitgliedstaaten und die EU-Kommis-
sion Stellungnahmen zu einer Rechtsvorschrift ab-
geben; im Einzelfall kann diese Stillhaltefrist auf
18 Monate ausgedehnt werden. Die Rechtsvor-
schrift darf in dieser Prüfphase nicht erlassen wer-
den. Verstöße gegen das Notifizierungsverfahren
sind europarechtswidrig, die Rechtsvorschriften
dürfen dann nicht angewendet werden. Wir gestal-
ten diese Praxis bei Gesetzentwürfen nun in § 60 a.
Der Landtag stimmt in zweiter Beratung also einem
Gesetzentwurf zu, die erste Beratung und gegebe-
nenfalls Beratungen in Ausschüssen gehen dem
dann voraus. Und in der Stillhaltefrist, also mindes-
tens drei und höchstens 18 Monate, läuft das Notifi-
zierungsverfahren. Dann können sozusagen die
Stellungnahmen abgegeben werden. Wurden die
Stellungnahmen abgegeben, wird der Gesetzent-
wurf zur Durchführung des Notifizierungsverfahrens
an den federführenden Ausschuss überwiesen. Die
dritte Beratung erfolgt dann nach Ablauf der Stillhal-
tefrist im Plenum.

Das sind die Änderungen in Gänze – ich bitte Sie
um Zustimmung zu diesem Antrag. Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Wortmeldungen für die Debatte zur
Änderung der Geschäftsordnung habe ich keine.
Herr Montag zieht zurück. Gibt es noch Wortmel-
dungen, die abgegeben werden sollen? Das sehe
ich nicht. Dann können wir unmittelbar über diese
Geschäftsordnungsänderung abstimmen. Ich bitte
um Handzeichen, wer dieser Geschäftsordnungs-
änderung zustimmen möchte. Das sind Abgeordne-
te aus allen Fraktionen. Gibt es Gegenstimmen?
Gibt es Enthaltungen? Beides nicht. Dann ist die
notwendige Mehrheit zur Änderung der Geschäfts-
ordnung hier erreicht. 

Wir kommen zum Aufruf des Tagesordnungs-
punkts 28

Befristete Zulassung von
Nachtzielgeräten ermöglichen
Antrag der Fraktion der FDP
- Drucksache 7/2019 - 
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dazu: Für eine dauerhafte und
wirkungsvolle Einbindung
der Thüringer Jäger bei
der Bekämpfung der Afri-
kanischen Schweinepest
und invasiver Wildarten
sowie gegen eine Schlech-
terstellung der Thüringer
Jägerschaft im Waffen-
und Jagdrecht
Alternativantrag der Frak-
tion der AfD
- Drucksache 7/2289 - 

Wünscht die FDP das Wort zur Begründung zu ih-
rem Antrag? Ja. Herr Abgeordneter Bergner, bitte.

Abgeordneter Bergner, FDP:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, die Afrikanische Schweine-
pest beschäftigt uns im Ausschuss für Landwirt-
schaft und Forsten schon seit vielen Monaten.
Nach Brandenburg hat auch Sachsen einen Aus-
bruch erlebt und es ist nur noch eine Frage der
Zeit, bis auch Thüringen betroffen sein dürfte. In
der vorletzten Sitzung des Ausschusses hatten wir
zudem eine Anhörung mit dem Thüringer Bauern-
verband und dem Verband der schweinehaltenden
Betriebe durchgeführt, in der uns deren schwierige
Situation eindrucksvoll geschildert wurde. So wirkt
sich auch jetzt schon die Gefahr eines ASP-Aus-
bruchs negativ auf die auf dem Markt erzielbaren
Preise für Schweinefleisch aus. Das Näherrücken
der ASP an den Freistaat Thüringen wird die hiesi-
ge Jägerschaft vor große Herausforderungen stel-
len, gelten doch die Wildschweinbestände als Re-
servoir der Krankheit. Die Ausbreitung erfolgt – und
so lässt sich das beobachten – durch die natürliche
Wanderungsbewegung der Tiere. Hierbei kann man
von einer Ausbreitungsgeschwindigkeit von etwa
100 Kilometern pro Jahr ausgehen. Durch intensive
Bejagung, eine Erhöhung der Jagdstrecke und eine
effektive Bestandskontrolle von Schwarzwild könnte
dem entgegengewirkt werden und – ich ergänze –
muss dem auch entgegengewirkt werden. 

Die Afrikanische Schweinepest verursacht erhebli-
ches Leiden bei den Tieren und führt meist zu ei-
nem schnellen, qualvollen Tod. Es gilt auch in die-
sem Sinne, alles zu unternehmen, die ASP-Fälle so
gering wie möglich zu halten. Jagd ist, meine Da-
men und Herren, an dieser Stelle als Tierschutz zu
sehen. 

(Beifall FDP)

Eine unkontrollierte Ausbreitung führt, wie beschrie-
ben, ebenfalls zu erheblichen wirtschaftlichen Ein-

bußen bei Landwirten, Schweinezüchtern, Forst-
wirtschaft nachgelagerten Betrieben. Auch würde
bei einem Auftreten von infiziertem Schwarzwild in
Thüringen durch die dann notwendigen Eindäm-
mungsmaßnahmen die Bevölkerung in Mitleiden-
schaft gezogen werden, denn tritt in einem Gebiet
ein Fall von ASP auf, wird als Reaktion eine ganze
Kette von Maßnahmen in Gang gesetzt. Dazu zählt
das Einstellen von land- und forstwirtschaftlicher
Tätigkeit, Betretungsverbote und das Abgrenzen
und Einzäunen der Fundstellen in größerem Um-
kreis. Dagegen, meine Damen und Herren, klingen
die Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pan-
demie dann schon fast moderat. 

Ein Baustein in der ASP-Bekämpfungsstrategie
fehlt allerdings bisher völlig, und das ist die Legali-
sierung der Nachtzielgeräte bei der Jagd auf
Schwarzwild. Diese sind nämlich derzeit gesetzlich
verboten. Und nun, da sich in Berlin eine Legislatur
dem Ende zuneigt und es verpasst wurde, entge-
gen den Ankündigungen eine Novellierung im Bun-
desjagdgesetz zu schaffen, ist der Antrag der Frei-
en Demokraten eine saubere Lösung, den Jägern
das Handwerkszeug zu geben, sich den Herausfor-
derungen durch die Afrikanische Schweinepest zu
stellen. 

Dieses Thema, meine Damen und Herren, ist aktu-
ell. Dieses Thema ist ein wichtiges Anliegen der or-
ganisierten Jägerschaft und könnte mit unserem
Antrag auf befristete Zulassung auf eine zufrieden-
stellende Weise gelöst werden. Meine Damen und
Herren, ich danke Ihnen. 

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Marx:
Wünscht die Fraktion der AfD das Wort zur Begrün-
dung ihres Alternativantrags? Ja. Dann bitte, Herr
Abgeordneter Lauerwald. – Entschuldigung, es
geht doch um Jäger, alles klar. Herr Schütze – ich
sehe schon, passend gekleidet –, Sie haben das
Wort.

Abgeordneter Schütze, AfD:
Danke schön, Frau Präsidentin. Danke den Zuhö-
rern und Zuschauern. Der FDP-Antrag ging uns
nicht weit genug. Es handelt sich um eine befriste-
te …

(Zwischenruf Abg. Reinhardt, DIE LINKE:
Das soll doch eine Rede sein! Dann muss
man auch reden!)

Ja, genau. 

Die befristete Zulassung von Nachtsichtgeräten
geht uns nicht weit genug. Man muss sich mal vor-
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stellen, ich kaufe mir ein Fahrrad für 4.000 oder
2.000 Euro und darf es nur drei Monate im Jahr
fahren. Das haben wir besser gemacht, dazu werde
ich dann gleich ausführen. 

(Beifall AfD)

Im Antrag der AfD wird am Ende weit genug ausge-
führt, dass die Nachtsichtgeräte passen. Danke
schön. 

(Beifall AfD)

(Unruhe im Hause)

Vizepräsidentin Marx:
Ich bitte doch um etwas mehr Aufmerksamkeit und
Ruhe. Ich eröffne jetzt die Aussprache. 

Ich bitte jetzt um Ruhe und ein bisschen um einen
gegenseitigen Umgang, der den Namen verdient.
Ich eröffne jetzt die Aussprache und es besteht die
Möglichkeit, weitere Wortmeldungen abzugeben.
Als erste Rednerin erhält Frau Abgeordnete Wagler
von der Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordnete Dr. Wagler, DIE LINKE:
Sehr geehrte Präsidentin, sehr geehrte Kollegen,
liebe Gäste! Nach nunmehr anderthalb Jahren Co-
rona ist der Seuchenschutz bei uns allen im Alltag
angekommen. Aber auch die Afrikanische Schwei-
nepest ist eine Seuche, an der Tiere schwer leiden
und die im Regelfall tödlich endet. Um die Ausbrei-
tung der Seuche einzudämmen, müssen unsere zu
hohen Schwarzwildbestände reduziert werden. Ei-
ne entschlossene Bejagung unseres Schwarzwil-
des soll die Ansteckungskette unterbrechen und ei-
ne Ansteckung vor allem unserer Hausschweinbe-
stände möglichst verhindern. Nachtzielgeräte sind
nun eines von mehreren Mitteln zur besseren Beja-
gung und Eindämmung der Tierkrankheit.

Der Antrag der FDP lässt sich wie folgt zusammen-
fassen: Den Jägern in Thüringen soll die Verwen-
dung von Nachtzielgeräten bei der Jagd auf
Schwarzwild pauschal bis zum Inkrafttreten der No-
vellierung des Bundesjagdgesetzes und der Novel-
lierung der entsprechenden Thüringer Ausführungs-
verordnung gestattet werden. Vor dem Hintergrund
der Gefahr der Ausbreitung der Afrikanischen
Schweinepest und der wirtschaftlich wirklich stark
angespannten Situation der schweinehaltenden Be-
triebe in Thüringen ist es natürlich sinnvoll, den
Schwarzwildbestand auch mit dem Einsatz von
Nachtzielgeräten weiterhin zu reduzieren.

(Beifall FDP)

Für die schweinehaltenden Betriebe drohen im Fall
der Einstufung in ein Risikogebiet erhebliche Ein-

schränkungen und wirtschaftliche Einbußen. Auch
die drohende Einrichtung von Pufferzonen und Be-
tretungsverboten würden erhebliche Einschränkun-
gen für die landwirtschaftliche und forstliche Nut-
zung in diesen Risikogebieten bedeuten. Die soge-
nannte Abschussprämie für erlegte Stücke
Schwarzwild und der geförderte Jagdhundeeinsatz
gehören genauso wie die Aufhebung der Schonzeit
bis auf den Elterntierschutz zu den notwendigen
Puzzlesteinen auf dem Weg zu einer wirksamen
Eindämmung des Schwarzwildbestandes und des
Übertragungsrisikos der ASP. Besonders in der ak-
tuellen brandheißen Phase der Borkenkäferkalami-
tät ist es wichtig, dass der Wald für Schutzmaßnah-
men betretbar bleibt. Aktuell ist es ja auch schon
erlaubt, in mondhellen Nächten Schwarzwild zu be-
jagen. Unter Einbeziehung von Tierschutzaspekten
ist der Einsatz von Nachtzielgeräten natürlich die
bessere Option,

(Beifall FDP)

da hierdurch ein sichereres, stressfreieres und bes-
seres Erlegen des Schwarzwildes möglich ist.

Wie uns an verschiedenen Stellen vom Ministerium
nun schon versichert wurde, soll die Durchfüh-
rungsverordnung in Bälde in Kraft treten. Als regie-
rungstragende Abgeordnete sehe ich nun meine
Aufgabe eher darin, die vom Ministerium zugesi-
cherte Verordnungsänderung in der schnellstmögli-
chen Umsetzung zu kontrollieren. Inhaltlich steht
die Koalition hier der Sache also gar nicht entge-
gen. Aufgrund des fortgeschrittenen Implementie-
rungsprozesses der Verordnung werden wir uns
aber enthalten.

Zum Antrag der AfD: Unter dem Deckmantel eines
Alternativantrags zur Zulassung von Nachtzielgerä-
ten für die Schwarzwildbejagung bekräftigen Sie
hier auch noch einmal den Widerstand gegen die
Novellierung des Bundesjagdgesetzes bezüglich
der Bejagung des wiederkäuenden Schalenwildes.
Es ist eine Sache, die Augen vor der hochkomple-
xen Situation Klimawandel absichtlich zu verschlie-
ßen, nicht entrinnen können Sie aber den Folgen
des Klimawandels mit der Borkenkäferkalamität
und dem Absterben großer Teile unserer Fichtenbe-
stände – immerhin die Hauptbaumart im Thüringer
Wald, darauf haben Sie selbst auch schon in meh-
reren Redebeiträgen hingewiesen. 

Diese Waldkatastrophe, meine Damen und Herren,
macht vor allen Dingen eines nötig: gut regulierte,
angepasste Rot-, Reh- und Muffelwildbestände.
Den notwendigen Waldumbau hin zu einem klima-
resilienten artenreichen Mischwald schaffen wir auf
eine volkswirtschaftlich vertretbare Art und Weise
nur mit einem gut regulierten angepassten Wildbe-
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stand. Sonst sind alle Bemühungen der Pflanzung,
der Jungwaldpflege für die Katz‘ bzw. für den Ma-
gen von Reh und Hirsch und alles wird so teuer,
dass es nicht stattfinden wird. Deswegen wird die
Koalition Ihren Antrag ablehnen.

Meine Damen und Herren, ein klimaresilienter, ar-
tenreicher Mischwald mit einer vielfältigen Äsung,
also einem guten Futterangebot, ist auch einmal
der bessere Lebensraum für das wiederkäuende
Schalenwild. Aber zu diesem Wald müssen wir erst
einmal wieder hinkommen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Als nächstem Redner erteile ich Herrn
Abgeordneten Bergner von der FDP-Fraktion das
Wort.

Abgeordneter Bergner, FDP:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, ich möchte nun auf unsere
Forderungen im vorliegenden Antrag eingehen,
nachdem die Notwendigkeit schon ausreichend be-
leuchtet wurde.

Derzeit ist die Anwendung einer Nachtzielgerät-
schaft bei der Jagd grundsätzlich verboten. Die
oberste Jagdbehörde kann das Verbot zwar durch
Verordnung oder Erlass von Einzelanordnungen
aufweichen, siehe hierzu § 29 Abs. 6 Thüringer
Jagdgesetz. Diese Einzelanordnungen werden aber
derzeit nur mittels einzelner Ausnahmegenehmi-
gungen erteilt – mit entsprechender Bürokratie und
Wartezeiten für die Antragssteller.

Auch der Bund hat das Problem mittlerweile er-
kannt, das zuständige Ministerium arbeitet an einer
Novellierung des Bundesjagdgesetzes. Hierbei soll
unter anderem auch eine Zulassung von Nachtziel-
geräten erfolgen. In dieser Legislatur des Bundes-
tags ist aber nichts mehr in dieser Hinsicht gesche-
hen. Wir haben schon darüber gesprochen. Und
nach der Wahl und gegebenenfalls einer langen
Regierungsfindung wird das nicht gleich die oberste
Priorität haben. 

Ebenfalls soll auf Landesebene die Verordnung zur
Ausführung des Thüringer Jagdgesetzes überarbei-
tet werden, auch hier mit dem Ziel, Nachtzieltechnik
zuzulassen. Auch hier ist mit einer Feststellung erst
nach der Entscheidungsfindung auf Bundesebene
zu rechnen. Umso wichtiger ist es deshalb, für den
Zeitraum bis zum Inkrafttreten einer einheitlichen
Bundesregelung hier in Thüringen eine Übergangs-
regelung zu schaffen. Daher machen wir mit dem
von uns eingebrachten Antrag in Drucksa-

che 7/2019 ein entsprechendes Angebot an das
Hohe Haus. 

Die Zulassung von Nachtzielgeräten würde neben
einer effektiveren Bejagung von Schwarzwild zu-
dem noch weitere positive Effekte bewirken. So
würde sich die potenzielle Unfallgefahr bei der
nächtlichen Jagd reduzieren. Auch könnten Tiere
durch ein besseres Trefferbild sauber, schonend
und ohne unnötiges Leid erlegt werden, meine Da-
men und Herren.

Wir fordern daher die Landesregierung auf, den Jä-
gern im Freistaat Thüringen die Verwendung von
Nachtzielgeräten zur Nutzung bei der Jagd auf
Schwarzwild zu gestatten. Diese Gestattung soll
ohne die bisher notwendige Antragsstellung beim
zuständigen Ministerium pauschal für alle in Thürin-
gen zur Jagdausübung Berechtigten erteilt werden.
Die Dauer der Gestattung ist bis zum Inkrafttreten
der Novellierung des Bundesjagdgesetzes oder der
Novellierung der Verordnung zur Ausführung des
Thüringer Jagdgesetzes festzusetzen.

Deswegen erlaube ich mir an dieser Stelle ein Wort
zu dem Alternativantrag der AfD. Natürlich klingt
der Ansatz einer dauerhaften Lösung erst einmal
gut. Aber genau das ist eben die Lösung, die im
Bund längst hätte geregelt sein müssen und sicher-
lich in der kommenden Legislatur auch geregelt
wird, und ich sage auch, wenn die FDP in der Bun-
desregierung vertreten sein sollte: geregelt werden
wird; davon bin ich vollkommen überzeugt. Deswe-
gen, meine Damen und Herren, bietet unser Antrag
eine sinnvolle Übergangslösung. Unser hier vorlie-
gender Antrag ist kurz und zielführend und sollte
heute auch direkt beschlossen werden, ohne noch
weitere Monate beraten zu werden. Wir brauchen
eine schnelle Lösung für unsere Jägerschaft in
Thüringen, eine schnelle Lösung, die auch diesen
Kompromiss als Übergang schafft bis zur entspre-
chenden Regelung im Bundesjagdrecht. Meine Da-
men und Herren, ich danke Ihnen.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Nächster Redner ist für die AfD-Frak-
tion Herr Abgeordneter Schütze.

Abgeordneter Schütze, AfD:
Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren
Abgeordnete, ich bin selbst langjähriger Jäger, da-
rum weiß ich aus eigener Erfahrung, wie schwer
und anspruchsvoll die Jagd auf Schwarzwild ist.
Nicht nur, dass Wildschweine überaus wehrhaft,
schlau und mobil sind, durch die Verlagerung ihrer
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Aktivitäten in die Nacht und durch ihre Vorsicht ist
deren Bejagung sehr zeit- und arbeitsintensiv. Viele
Stunden und meist bis tief in die Nacht muss man
sitzen, um die Rotten in Anblick zu bekommen, und
dabei hoffen, dass das Licht des Mondes reicht, um
richtig ansprechen zu können. Ein falscher Schuss
bedeutet dabei nicht nur vermeidbares Tierleid,
sondern ist unter Umständen auch eine Straftat
nach dem Jagdgesetz und nach dem Tierschutzge-
setz. Besonders vor dem Hintergrund der drohen-
den ASP in Thüringen und deren Ausbruch in
Sachsen und Brandenburg stellt die Bejagung eine
besondere Herausforderung für die ehrenamtlichen
Thüringer Jäger dar. Allein im Jagdjahr 2019/2020
wurde in Thüringen eine Schwarzwildstrecke von
über 45.000 Stück erzielt; im Vergleich zum Jagd-
jahr 2018/2019 ist das eine Zunahme von 55 Pro-
zent. Aber nicht nur das Schwarzwild bereitet
Grund zur Sorge, auch invasive Wildarten wie der
Waschbär nehmen in Thüringen zu. Über
10.000 Stück wurden im Jagdjahr 2018/2019 in
Thüringen erlegt. Auch diese jagen in der Regel in
der Nacht. 

Leider macht die Regierung den Jägern mit unsinni-
gen Verschärfungen das Leben schwer. Aber allein
schon für den Einsatz bei Umwelt- und Artenschutz
gebührt ihnen Dank, Anerkennung und Unterstüt-
zung. Deshalb geben Sie mir eine Chance, mich
hier bei der gesamten Thüringer Jägerschaft für ih-
ren Dienst zu bedanken.

(Beifall AfD)

Den Thüringer Jägern den Einsatz von Nachtsicht-
vorsätzen und Nachtsichtaufsätzen für die Jagd zu
gestatten, wäre also nicht nur eine längst fällige An-
erkennung ihrer Arbeit. Es würde auch mögliches
Tierleid vermeiden, helfen, invasiven Wildarten Ein-
halt zu gebieten und natürlich zu einer wirksamen
Bekämpfung der ASP beizutragen. Also geht der
Antrag der FDP schon mal in die richtige Richtung.
Trotzdem ist und bleibt der Antrag der FDP nur ein
Schaufensterantrag, man könnte auch sagen: viel
zu kurz geschossen.

(Beifall AfD)

Denn eine solche Vorrichtung kostet im Schnitt
2.000 bis 4.000 Euro. Wenn ein Jäger diese nur ein
paar Monate nutzen darf, wird er so eine teure An-
schaffung wahrscheinlich nicht tätigen. Eine Ein-
dämmung der Schweinepopulation und somit der
ASP kann daher mit dem FDP-Antrag nicht reali-
siert werden. Mal abgesehen davon, dass schon
der Titel des FDP-Antrags rechtlich ungenau ist,
unterscheidet doch das Waffenrecht ganz genau
zwischen Nachtzielgeräten, Nachtsichtvorsätzen
und Nachtsichtaufsätzen. 

(Beifall AfD)

Unser Alternativantrag hingegen ist nicht nur fach-
lich tiefer und an der jagdlichen Realität ausgerich-
tet, sondern berücksichtigt die Forderungen und
Bedürfnisse der Thüringer Jäger bei der Bejagung
von Schwarzwild und invasiver Wildarten in vollem
Umfang. 

(Beifall AfD)

Er zollt den Jägern den ihnen gebührenden Res-
pekt und zeigt mögliche Lösungsansätze bei der
Bekämpfung der ASP. Wir bitten daher um die Zu-
stimmung zu unserem Antrag. Danke schön.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Als nächster Redner erhält Herr Abge-
ordneter Gottweiss für die CDU-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Gottweiss, CDU:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kollegen, mei-
ne Damen und Herren am Livestream, meine Frak-
tion befürwortet eine vorzeitige generelle Freigabe
der Nachtzielhilfen für die Schwarzwildjagd in An-
betracht der ASP-Gefahr. 

(Beifall AfD)

Es hat viel zu lange gedauert, diese Möglichkeit
nunmehr endlich zu schaffen. Eine Option wäre ei-
ne Regelung im Bundesjagdgesetz gewesen. Die
kommt nun nicht mehr in dieser Legislatur – ich ver-
hehle nicht, dass uns das ganz recht ist. Die andere
Option hat die Landesregierung selbst in der Hand.
Mit der Änderung der Ausführungsverordnung zum
Jagdgesetz soll eine solche generelle Freigabe für
Nachtzielgeräte erfolgen. Aber hier wissen wir noch
nicht, wie weit es gediehen ist. Vielleicht klärt uns
der Minister ja nachher noch auf. 

Fakt bleibt, wie die FDP sprechen wir uns für eine
schnelle Regelung aus, in der auch die Nachtziel-
technik und der Einsatz von künstlichen Lichtquel-
len zur Schwarzwildjagd für die Jäger in Thüringen
ohne Antragsverfahren freigegeben werden. Wir
würden dem FDP-Antrag bzw. einer Überweisung
zustimmen. 

Meine Damen und Herren, ich will Ihnen das auch
begründen. Durch den Ausbruch der Afrikanischen
Schweinepest in Brandenburg und Sachsen ist die
Gefahr der Einschleppung dieser Tierseuche nach
Thüringen erheblich gestiegen. Wir haben zwar
konkrete Präventionsmaßnahmen, wie die Zahlung
von Aufwandspauschalen, wir haben auch eine an-
erkennenswerte Arbeit des Schwarzwildkompetenz-
zentrums beim Bauernverband, aber, meine Damen
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und Herren, um die Jagdstrecke beim Schwarzwild
zu erhöhen, ist der Einsatz von Nachtzieltechnik
unverzichtbar, denn der Ausbruch der Afrikanischen
Schweinepest hätte erhebliche Auswirkungen auf
schweinehaltende Landwirtschaftsbetriebe in Thü-
ringen. Schon allein deshalb muss der Schwarz-
wildbestand weiter reduziert werden. Die Mithilfe
der Jäger bei der Prävention und Bekämpfung der
Afrikanischen Schweinepest ist unverzichtbar. 

Meine Damen und Herren, das geht zwar über den
FDP-Antrag hinaus, aber wir brauchen auch noch
weitere Maßnahmen zur ASP-Prävention. Wir müs-
sen alle Maßnahmen ausschöpfen, um die Ein-
schleppung der Afrikanischen Schweinepest zu ver-
hindern. Hierfür ist es erforderlich, die Aufwands-
entschädigung für erlegtes Schwarzwild in jedem
Fall auch künftig sicherzustellen bzw. gegebenen-
falls zu erhöhen. Daneben müssen wir die Arbeit
des Schwarzwildkompetenzzentrums durch ad-
äquate Förderung ebenfalls sicherstellen. Auch die
Übernahme der Trichinenuntersuchungsgebühr und
der Untersuchungsgebühr für die Untersuchung auf
Radioaktivität bei Schwarzwild ist eine Maßnahme,
die helfen kann. Wir haben darüber schon oft im
Ausschuss gesprochen. 

Zum Schluss, meine Damen und Herren: Schon
jetzt möchte ich mich bei den Thüringer Jägern be-
danken, die bei der Bekämpfung der Afrikanischen
Schweinepest eine Schlüsselrolle spielen. Herz-
lichen Dank. 

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Weitere Redemeldungen aus den Rei-
hen der Abgeordneten sehe ich nicht. Für die Lan-
desregierung und das Ministerium für Infrastruktur
und Landwirtschaft darf ich Herrn Staatssekretär
Weil das Wort erteilen. 

Weil, Staatssekretär:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Aus Sicht der Tiergesund-
heit ist ein möglicher Eintrag der Afrikanischen
Schweinepest nach Thüringen derzeit eine der
größten Herausforderungen, vor der wir stehen.
Aber ich will auch sagen, wir können heute konsta-
tieren, es hat im Moment nach Thüringen kein Ein-
trag der Afrikanischen Schweinepest stattgefunden.
Wir haben Einträge in Brandenburg und Sachsen.
Die sind besorgniserregend, wobei man sagen
muss, dass die Entwicklung eher in nördlicher als in
westlicher Richtung erfolgt. Aber es ist sicherlich
auch wichtig, noch mal darauf hinzuweisen, dass
wir eine aktive ASP-Entwicklung in der Bundesre-

publik haben. Wir haben im Moment einen Stand
von 1.026 positiv auf ASP getesteten Wildschwei-
nen mit den unterschiedlichen Ausbrüchen in den
Landkreisen in Brandenburg und Sachsen. 

Die Thüringer Landesregierung hat frühzeitig Maß-
nahmen ergriffen, um sich auf das Szenario eines
Eintrags nach Thüringen vorzubereiten. Herr Gott-
weiss hat bereits darauf hingewiesen, dass schon
im Jahr 2018 ein Schwarzwildkompetenzzentrum
beim Thüringer Bauernverband eingerichtet wurde.
Wir haben eine Vielzahl von präventiven Projekten
wie zum Beispiel die Information von Jägerinnen
und Jägern und der Bevölkerung oder auch eine
verstärkte Wildbretvermarktung bearbeitet. Ich kann
mich nur den Worten von Herrn Gottweiss, von
Herrn Bergner und auch von Frau Wagler anschlie-
ßen: Der Dank geht an die Jägerinnen und Jäger
und auch an alle anderen, die in dem Bereich aktiv
waren. Ich möchte auch an dieser Stelle ganz aus-
drücklich den Thüringer Bauernverband erwähnen,
der sozusagen die Heimstatt dieses ASP-Kompe-
tenzzentrums ist.

Eine mögliche Ausbreitung der Seuche kann durch
eine Verminderung des Schwarzwildbestandes er-
schwert werden. Dass dies geboten ist, zeigt ein
Blick auf die Zahlen. Die Schwarzwildstrecke in
Thüringen befindet sich auf einem historischem
Hoch. Im Jagdjahr 2019/2020 wurde mit insgesamt
45.814 Stück Schwarzwild eine bisher noch nie er-
reichte Strecke erzielt. Die Schwarzwildstrecke und
der Schwarzwildbestand korrelieren, und deswegen
muss von einem enorm hohen Schwarzwildbestand
ausgegangen werden.

Vor dem Hintergrund dieses hohen Schwarzwildbe-
standes, der damit verbundenen Wildschäden und
der ASP-Prävention ist eine verstärkte Bejagung
des Schwarzwildes angezeigt. Je geringer der
Schwarzwildbestand, desto geringer ist auch die
Möglichkeit der Ansteckung.

Um diese Bejagung zu unterstützen, zahlt der Frei-
staat Thüringen unter anderem seit 2018 eine Auf-
wandsentschädigung von 25 Euro je erlegtes Stück
Schwarzwild und je Einsatz eines brauchbaren
Jagdhundes bei einer revierübergreifenden Bewe-
gungsjagd. Auch jagdrechtlich haben wir mit der
Aufhebung der Schonzeiten für Schwarzwild mit
Ausnahme des Elterntierschutzes den Weg für ei-
nen verstärkten Abschuss freigemacht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auch der
Einsatz von Nachtzielgeräten kann helfen, die
Schwarzwildstrecke weiter zu steigern. Schwarz-
wild ist im Wesentlichen nachtaktiv, weshalb
Schwarzwild als einzige Schalenwildart auch
nachts erlegt werden darf. Traditionell werden dafür
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vor allem die Vollmondphasen genutzt. Im Zuge der
technischen Weiterentwicklung sind Restlichtver-
stärker, Infrarotaufheller und Wärmebildkameras für
die nächtliche Jagd auf Schwarzwild in den Fokus
gerückt, mit denen unabhängig von den Lichtver-
hältnissen auch Schwarzwild gejagt werden kann.
Insbesondere aus Tierschutzgründen ist der Ein-
satz dieser Technik zu empfehlen, da die Tiere sau-
ber erkannt werden können, sichtbar ist, ob Frisch-
linge dabei sind, und Schüsse sauber angetragen
werden können. 

Sollte es zum Ausbruch der ASP in Thüringen kom-
men, so steht die Verpflichtung, den Schwarzwild-
bestand als Seuchenherd so schnell wie möglich zu
beseitigen. Dazu ist der Einsatz von Nachtzieltech-
nik unverzichtbar. In fast allen Flächenländern der
Bundesrepublik ist deshalb die Nutzung von Nacht-
zieltechnik zur Bejagung von Wildschweinen er-
laubt. Auch die Thüringer Landesregierung hat des-
halb im Entwurf der überarbeiteten Ausführungsver-
ordnung zum Thüringer Jagdgesetz das Verbot der
jagdlichen Nutzung von Nachtzielgeräten bei der
Jagd auf Schwarzwild gestrichen. Der Verord-
nungsentwurf wird derzeit abschließend durch das
Justizministerium in rechtsförmlicher Hinsicht ge-
prüft und das Einvernehmen mit dem Finanzminis-
terium und dem Thüringer Rechnungshof wird her-
gestellt. Sobald diese Prüfung abgeschlossen ist,
kann der Verordnungsentwurf fertiggestellt werden.
Nach dem Entwurf sollen die Regelungen zur
Nachtzieltechnik am Tag nach der Verkündung in
Kraft treten.

Ich will aber auch darauf hinweisen, dass uns das
Thüringer Jagdgesetz jetzt schon die Möglichkeit
gibt, im Zuge von Einzelanordnungen den Einsatz
von Nachtzielgeräten zu ermöglichen. Aktuell wird
der Einsatz von Nachtzieltechnik über Einzelanord-
nungen genehmigt, wobei bisher jeder Antrag posi-
tiv beschieden wurde. Insofern kann ich auch nicht
erkennen, warum die AfD meint, wir hätten die Re-
gelungen im Jagdrecht eher verkompliziert. In dem
Fall ist es so, dass wir einen aktiven Bürokratieab-
bau betreiben und übrigens auch die Kolleginnen
und Kollegen in den Verwaltungen, die mit diesen
Einzelanordnungen beschäftigt sind, von Arbeit ent-
lasten.

Ich will auch darauf hinweisen. Sie meinen ja, die
FDP-Fraktion würde nur einen befristeten Einsatz
der Nachtzieltechnik beantragen wollen. Der Grund
steht aber im Antrag. Die FDP-Fraktion hebt auf die
Änderung des Bundesjagdgesetzes ab, das jetzt
gescheitert ist, darauf hat Herr Bergner schon hin-
gewiesen. Aber insofern würde jedenfalls bis zum
Inkrafttreten eines neuen Bundesjagdgesetzes
auch diese Regelung gelten. Ich kann also nicht er-

kennen, warum der Antrag der FDP-Fraktion nicht
weitgehend genug sein soll. Deswegen spricht aus
Sicht der Landesregierung jedenfalls nichts dage-
gen, den FDP-Antrag zu unterstützen. Den Antrag
der AfD-Fraktion halten wir nicht für zielführend und
notwendig. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es weitere Wortmeldungen? Das sehe ich
nicht. Dann kommen wir zunächst zur Abstimmung
zum Antrag der Fraktion der AfD. Ausschussüber-
weisung wurde ausdrücklich nicht gewünscht. Es
soll direkt über den Antrag abgestimmt werden.
Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben
möchte, den bitte ich um das Handzeichen.

(Zwischenruf Abg. Cotta, AfD: Der AfD?)

Der FDP-Antrag – habe ich mich versprochen? Sor-
ry, Entschuldigung, dann habe ich mich hier ver-
sprochen.

(Unruhe DIE LINKE)

Natürlich kommt zuerst der Antrag der FDP, weil es
der zuerst eingebrachte Antrag ist. Entschuldigung.

Wir stimmen zuerst über den Antrag der Fraktion
der FDP ab, die keine Ausschussüberweisung, son-
dern eine direkte Abstimmung zum Antrag wünsch-
te. Das ist der Antrag in der Drucksache 7/2019.
Wir stimmen jetzt darüber ab. Wer diesem FDP-An-
trag zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Das sind die Mitglieder der FDP-Fraktion.
Wer stimmt gegen diesen Antrag? Niemand ...

(Zwischenruf Abg. Montag, FDP: Das war
anders angekündigt!)

Was?

(Zwischenruf Abg. Reinhardt, DIE LINKE: Ich
bin nicht weisungsgebunden!)

Es gibt die Stimmen der FDP für ihren eigenen An-
trag.

(Heiterkeit CDU)

Gegenstimmen gibt es keine. Gibt es Stimmenthal-
tungen? Das sind die Stimmen aus dem Rest des
Hauses. Damit ist der Antrag angenommen, weil er
mehr Ja- und keine Neinstimmen bekommen hat.

(Beifall FDP)

Da der Antrag der FDP angenommen ist, erübrigt
sich insoweit die Abstimmung zum Alternativantrag.
Der ist damit entfallen. Ich schließe diesen Tages-
ordnungspunkt.
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Jetzt ist die Frage: Eigentlich müssten wir jetzt eine
Lüftungspause machen. Wollen wir das zu einem
frühzeitigen Eintritt in die Mittagspause nutzen?
Das bietet sich eigentlich an. Dann beginnen wir
jetzt mit der Mittagspause. Dann endet diese um
13.10 Uhr und wir finden uns hier wieder ein zum
Tagesordnungspunkt Wahlen und der anschließen-
den Fragestunde.

In der Mittagspause, 5 Minuten nach deren Beginn
– also jetzt gleich – treffen sich zu einer außeror-
dentlichen Sitzung der Ausschuss für Soziales, Ar-
beit, Gesundheit und Gleichstellung im Raum
F 125/125a sowie ebenfalls in 5 Minuten der Aus-
schuss für Bildung, Jugend und Sport im
Raum F 101.

Bis nachher, 13.10 Uhr geht es weiter mit dem Ta-
gesordnungspunkt Wahlen. Bitte unterrichten Sie
die gerade ortsabwesenden Mitglieder Ihrer Frak-
tion. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich darf die Sit-
zung fortsetzen. Wir kommen zum Aufruf des Ta-
gesordnungspunkts 77

Wahl eines Mitglieds der Kom-
mission nach Artikel 10 Grund-
gesetz (G 10-Kommission) ge-
mäß § 2 Abs. 2 des Thüringer
Gesetzes zur Ausführung des
Artikel 10-Gesetzes
Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/3638 - 

Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen der Mit-
glieder des Landtags erhält, mithin mindestens
46 Stimmen. Vorgeschlagen für eine erste Wahl-
wiederholung ist Frau Abgeordnete Corinna Herold.
Wird die Aussprache gewünscht? Das ist nicht der
Fall. 

Dann können wir in den Wahlgang eintreten. Sie er-
halten nach Ihrem Namensaufruf einen Stimmzet-
tel, auf dem Sie mit „Ja“ oder „Nein“ oder „Enthal-
tung“ stimmen können. Als Wahlhelfer sind einge-
setzt Herr Abgeordneter Beier, Herr Abgeordneter
Schubert und Herr Abgeordneter Urbach. Ich eröff-
ne die Wahlhandlung und bitte die beiden Schrift-
führer, die Namen der Abgeordneten zu verlesen.

Abgeordneter Weltzien, DIE LINKE:
Aust, René; Baum, Franziska; Beier, Patrick; Berg-
ner, Dirk; Dr. Bergner, Ute; Bilay, Sascha; Blech-
schmidt, André; Braga, Torben; Bühl, Andreas; Cot-
ta, Jens; Czuppon, Torsten; Dittes, Steffen; Eger,
Cordula; Emde, Volker; Engel, Kati; Frosch, Karl-

heinz; Gleichmann, Markus; Gottweiss, Thomas;
Gröning, Birger; Güngör, Lena Saniye; Hande, Ro-
nald; Dr. Hartung, Thomas; Henfling, Madeleine;
Henke, Jörg; Henkel, Martin; Hennig-Wellsow, Su-
sanne; Herold, Corinna; Herrgott, Christian; Hey,
Matthias; Heym, Michael; Höcke, Björn; Hoffmann,
Nadine; Jankowski, Denny; Kalich, Ralf; Prof. Dr.-
Ing. Kaufmann, Michael; Keller, Birgit; Kellner, Jörg;
Kemmerich, Thomas; Kießling, Olaf; Dr. Klisch,
Cornelia; Kniese, Tosca; Dr. König, Thadäus; Kö-
nig-Preuss, Katharina; Korschewsky, Knut; Ko-
walleck, Maik.

Abgeordneter Schütze, AfD:
Dieter Laudenbach, Dr. Wolfgang Lauerwald, Diana
Lehmann, Lutz Liebscher, Ute Lukasch, Dr. Gudrun
Lukin, Marcus Malsch, Dr. Iris Martin-Gehl; Doro-
thea Marx, Katja Maurer, Beate Meißner, Janine
Merz, Katja Mitteldorf, Mike Mohring, Denny Möller,
Stefan Möller, Robert-Martin Montag, Ringo Mühl-
mann, Anja Müller, Olaf Müller, Babett Pfefferlein,
Ralf Plötner, Bodo Ramelow, Daniel Reinhardt, As-
trid Rothe-Beinlich, Thomas Rudy, Christian Schaft,
Stefan Schard, Andreas Schubert, Lars Schütze,
Robert Sesselmann, Karola Stange, Christina
Tasch, Uwe Thrum, Stephan Tiesler, Christian
Tischner, Jonas Urbach, Prof. Dr. Mario Voigt,
Dr. Marit Wagler, Laura Wahl, Raymond Walk, Phi-
lipp Weltzien, Torsten Wolf, Henry Worm, Christoph
Zippel.

Vizepräsidentin Marx:
Konnten alle Abgeordneten ihre Stimme abgeben?
Das ist der Fall. Dann schließe ich den Wahlgang
und bitte die Wahlhelfer, die Stimmen auszuzählen. 

Vereinbarungsgemäß wird während der Auszäh-
lung der Stimmen der Tagesordnungspunkt 78 

Fragestunde

aufgerufen. Jetzt sehe ich, dass wir so schnell vo-
rangekommen sind, dass weder die Fragesteller al-
le da sind noch die Ministerien in der Reihenfolge,
in der sie eigentlich hier gelistet sind. 

Ich fange dann mal an mit der vierten Frage. Bitte?
Ach so, Herr Staatssekretär Götze vertritt das Fi-
nanzministerium. Danke für den Hinweis. Dann ist
die erste Fragestellerin – wie ausgedruckt – Frau
Abgeordnete König-Preuss mit der Drucksache
7/3600. Bitte, Frau Abgeordnete.

Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:
Aberkennung der Gemeinnützigkeit von Vereinen
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In der Vergangenheit häuften sich Fälle, in denen
teils linke und globalisierungskritische Vereine von
verschiedenen Finanzämtern die steuerliche Ge-
meinnützigkeit aberkannt bekamen oder diese Ab-
erkennung angedroht wurde. Bekannte bundeswei-
te Beispiele sind die Vereinigung der Verfolgten des
Naziregimes – Bund der Antifaschistinnen und Anti-
faschisten (VVN-BdA), Campact oder auch Attac.
Im Fall Campact hieß es vom Finanzamt, die Orga-
nisation sei überwiegend allgemeinpolitisch tätig
gewesen. Im Steuerbescheid für das Jahr 2016
führt die Behörde aus, dass es sich auch nicht um
politische Bildung handele, Zitat: „Im Vordergrund
stand nicht die Information über politische Prozes-
se, sondern vielmehr die Einflussnahme auf diese.“
In der Vergangenheit war in Thüringen beispiels-
weise der Verein „jouwatch“ ansässig, der dem
rechten Spektrum zugerechnet wird und lange über
die Gemeinnützigkeit verfügte. Diese wurde ihm
nach Medienberichten erst nach dem Umzug nach
Sachsen aberkannt. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. In wie vielen Fällen wurde seit dem Jahr 2019 in
Thüringen ansässigen Vereinen die Gemeinnützig-
keit aus welchen Gründen aberkannt?

2. Wie viele Verfahren zur Aberkennung der Ge-
meinnützigkeit werden aktuell durch Thüringer Fi-
nanzbehörden betrieben?

3. In wie vielen Fällen seit dem Jahr 2019 wurde
die Prüfung auf Aberkennung der Gemeinnützigkeit
von Vereinen durch andere Behörden als Finanzbe-
hörden angeregt, beispielsweise durch Aufforde-
rung zur Prüfung oder Übermittlung von Hinwei-
sen? 

4. Wie positioniert sich die Landesregierung zur Re-
form des Gemeinnützigkeitsrechts?

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank. Mir wurde signalisiert, dass die Frage
durch Herrn Staatssekretär Götze, Innenministe-
rium, beantwortet wird.

Götze, Staatssekretär:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage
der Abgeordneten Frau König-Preuss möchte ich
wie folgt beantworten.

Die Anfrage thematisiert das Gemeinnützigkeits-
recht, mit dem sowohl die Fördertätigkeiten von
Körperschaften, Personenvereinigungen und Ver-
mögensmassen, aber auch ehrenamtlich Tätige
und Leistungen von Zuwendenden, insbesondere
in Form von Spenden steuerlich begünstigt werden.

Es wird nach Fällen der Aberkennung und Refor-
men gefragt. Hierzu möchte ich einige einführende
Erläuterungen machen.

Die umfassenden steuerlichen Vergünstigungen,
die mit dem Gemeinnützigkeitsstatus einhergehen,
sind an diverse Voraussetzungen geknüpft, unter
anderem, um eine ausschließliche Förderung der in
der Abgabenordnung genannten Zwecke zuguns-
ten der Allgemeinheit zu gewährleisten. Entspre-
chen Satzung und/oder tatsächliche Geschäftstätig-
keit nicht den gemeinnützigkeitsrechtlichen Vor-
schriften, kann dies unter Berücksichtigung der Art
und Schwere der Verfehlung die Aberkennung der
Steuervergünstigung nach sich ziehen.

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, die
Fragen 1 bis 3 möchte ich zusammenfassend be-
antworten. Mit den Fragestellungen werden Anga-
ben zur Anzahl der Aberkennung der Gemeinnüt-
zigkeit seit dem Jahr 2019, den Gründen für die Ab-
erkennung, die Anzahl der aktuell insoweit laufen-
den Verwaltungsverfahren und statistische Werte
zum Eingang von Prüfanregungen externer Behör-
den erbeten. Der Landesregierung liegen hierzu
keine Angaben vor. Entsprechende Daten werden
von der Steuerverwaltung nicht gesondert statis-
tisch erfasst.

Lassen Sie mich nun zum Thema „Reform des Ge-
meinnützigkeitsrechts“ und Ihrer letzten Frage kom-
men, die wie folgt beantwortet wird: Das Gemein-
nützigkeitsrecht wurde zuletzt im vergangenen Jahr
durch das Jahressteuergesetz 2020 umfassend re-
formiert. Die Landesregierung hatte sich bereits im
Rahmen der ersten Befassung im Bundesrat mit
dem Gesetzentwurf, welcher zu diesem Zeitpunkt
keine steuerlichen Erleichterungen für Gemeinnüt-
zige vorgesehen hatte, unter anderem für die fol-
genden letztlich auch umgesetzten Änderungen
eingesetzt: Zunächst wären da zu nennen die Er-
weiterung des Katalogs gemeinnütziger Zwecke,
zum Beispiel um die Förderung des Klimaschutzes,
Förderung der Ortsverschönerung und Förderung
der Hilfe für Menschen, die aufgrund ihrer ge-
schlechtlichen Identität oder ihrer geschlechtlichen
Orientierung diskriminiert werden, weiterhin die Ab-
schaffung der zeitnahen Mittelverwendungspflicht
für sogenannte kleine Körperschaften sowie die
Etablierung von Kooperationen und Holdingstruktu-
ren sowie schlussendlich die Erweiterung der Kata-
logzweckbetriebe, zum Beispiel um Einrichtungen
zur Versorgung, Verpflegung und Betreuung von
Flüchtlingen. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.
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Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Es gibt eine
Nachfrage.

Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:
Es gibt zwei Nachfragen. Als Erstes: Die statisti-
sche Erfassung kann ich für die rückwirkende Dar-
stellung bezüglich der Aberkennung der Gemein-
nützigkeit akzeptieren, aber nicht in Bezug darauf,
wie viele Verfahren aktuell laufen, weil das sowohl
bei den entsprechenden Behörden durch das Minis-
terium abfragbar als auch dann darstellbar sein
müsste. Also lautet die Frage, ob die aktuell laufen-
den Verfahren mir in Antwort auf meine Mündliche
Anfrage nachgeliefert werden. 

Götze, Staatssekretär:
Ich gehe davon aus, dass aufgrund der fehlenden
statistischen Erfassung eine im Rahmen der zur
Verfügung stehenden Bearbeitungszeit erschöpfen-
de Antwort nicht gegeben werden kann und dass
der Rechercheaufwand hier auch derart groß ist,
dass Ihre Frage nicht beantwortet werden kann.

Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:
Zweite Frage: Ist es zutreffend, dass ein rechter,
Fake News betreibender und vertreibender Verein
in Thüringen die Gemeinnützigkeit behalten konnte
und diese Gemeinnützigkeit erst in Sachsen ab-
erkannt wurde? Ich frage für eine rot-rot-grüne Lan-
desregierung.

Götze, Staatssekretär:
Dazu liegen mir keine Informationen vor.

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Weitere Nachfra-
gen kann ich nicht erkennen. Somit kommen wir zur
nächsten Mündlichen Anfrage des Abgeordneten
Müller in der Drucksache 7/3601.

Abgeordneter Müller, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:
Die Deutsche Bahn AG hat am 22. Juni 2021 mit-
geteilt, dass die Werrabahn zu einer der 20 wich-
tigsten Strecken in Deutschland gehört, die für den
Nahverkehr reaktiviert werden soll. In einer Presse-
nachricht vom 23. Juni 2021 in den „Coburger Neu-
en Nachrichten“ wird die Landesregierung damit zi-
tiert, dass dazu die Aufnahme in den Bundesver-
kehrswegeplan notwendig sei.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wann plant die Landesregierung die Umsetzung
des Raumordnungsverfahrens für die Reaktivierung
der Werrabahn?

2. Welche Gespräche werden derzeit mit der baye-
rischen Seite geführt?

3. Welche Finanzierungsoptionen sieht die Landes-
regierung für notwendige Investitionen in die Werra-
bahn?

4. Welches Ziel verfolgt die Landesregierung mit
der angestrebten – nur langfristig möglichen – Auf-
nahme in den Bundesverkehrswegeplan vor dem
Hintergrund einer bereits jetzt vom Bund ermöglich-
ten 90-prozentigen Förderung durch das Gemein-
deverkehrsfinanzierungsgesetz?

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank. Für die Landesregierung antwortet
das Ministerium für Infrastruktur und Landwirt-
schaft, Frau Staatssekretärin Karawanskij.

Karawanskij, Staatssekretärin:
Vielen Dank, Herr Präsident. Die Mündliche Anfra-
ge des Abgeordneten Müller beantworte ich für die
Thüringer Landesregierung wie folgt.

Ich möchte noch einiges vorwegschicken. Nach wie
vor hat die Thüringer Landesregierung großes Inte-
resse an der Reaktivierung der Werrabahn. Die Mit-
teilung der Deutsche Bahn AG vom 22. Juni dieses
Jahres mit dem Bekenntnis zur Reaktivierung der
Werrabahn als einem von 20 Reaktivierungskandi-
daten in Deutschland – das war schon ein Meilen-
stein. Zu diesem Bekenntnis gehört allerdings auch,
dass sich der Bund als Eigentümer der DB AG klar
zur Reaktivierung bekennt und dann auch entspre-
chende Mittel zur Verfügung stellt, damit für die Re-
aktivierung der Werrabahn eine verlässliche Finan-
zierung sichergestellt und dann auch die Maßnah-
me in den Bundesverkehrswegeplan aufgenommen
werden kann. Darüber hinaus wurde in Bayern die
Reaktivierung bislang eher kritisch gesehen, wes-
halb dort auch mit dem Bekenntnis der DB AG ein
Wandel in der ablehnenden Haltung zum Lücken-
schluss vollzogen werden muss, insbesondere in
der Region vor Ort. Dies vorausgeschickt. Nun zu
den Unterfragen.

Die Durchführung eines Raumordnungsverfahrens
kann Thüringen natürlich nicht allein planen. Das
kann nur gemeinsam mit dem Freistaat Bayern er-
folgen, da bekanntermaßen die Strecken auf bei-
den Seiten bzw. sowohl in Thüringen als auch in
Bayern liegen. Wie bereits erwähnt, stößt die Reak-
tivierung in Bayern durchaus auf Skepsis. Deswe-
gen waren die Gespräche auch ein Stück weit ins
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Stocken geraten. Die bayerische Staatsregierung
betont zwar, dass man dem Lückenschluss aufge-
schlossen gegenübersteht, aber dies muss sich na-
türlich wirtschaftlich und ökologisch sinnvoll darstel-
len und durch die regionalen Gremien unterstützt
und mitgestaltet werden. Letzteres vor allen Dingen
war noch nicht der Fall. Genau da muss man anset-
zen. Wir zählen da auch, ehrlich gesagt, auf die Un-
terstützung Bayerns, denn wir brauchen die Zustim-
mung der Region. Die IHK Südthüringen und Nord-
bayern haben sich dazu auch bereits positiv geäu-
ßert. Ich glaube, da muss es eine weitere Unterstüt-
zung geben bzw. ein weiteres Commitment. Inso-
fern bin ich zuversichtlich, dass wir mit der jüngsten
Ankündigung der DB Rückenwind für die weiteren
Gespräche mit den Akteuren auch im Freistaat
Bayern bekommen haben. Das gilt es jetzt, auch
ein Stück weit abzuwarten bzw. weiter zu vollfüh-
ren.

Mit der Mitteilung der DB AG und der Tatsache,
dass es sich bei der Werrabahn-Trasse nach wie
vor um eine bundeseigene Infrastruktur handelt, se-
he ich da auch den Bund in der Verantwortung. Wie
schon eingangs erwähnt, brauchen wir eine ver-
lässliche Finanzierung und das dann auch entspre-
chend mittels einer Aufnahme in den Bundesver-
kehrswegeplan.

Die Voraussetzungen für ein GVFG-Projekt liegen
derzeit noch nicht vor. Es ist auch noch völlig offen,
ob das GVFG-Bundesprogramm für die Lücken-
schlussmaßnahmen kurzfristig angewendet werden
kann, da ein Teil der Trasse, wie gesagt, in Bayern
dann auch gar nicht mehr als Trasse sichtbar ist,
sondern bzw. überbaut worden ist. Auch da müssen
wir entsprechend bei den Finanzierungsmöglichkei-
ten und der Finanzierungsfrage gemeinsam agieren
und sollten vor allen Dingen den Bund da auch
nicht aus der Verantwortung entlassen. Vielen
Dank.

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Gibt es Nach-
fragen? Es gibt eine Nachfrage der Abgeordneten
Wahl.

Abgeordnete Wahl, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Sie haben ge-
rade gesagt, dass die Voraussetzungen für die För-
derung des Bundes über die GVFG-Mittel noch
nicht vorliegen würden. Können Sie das näher spe-
zifizieren, welche Voraussetzungen fehlen, um die-
se Fördermittel nutzen zu können?

Karawanskij, Staatssekretärin:
Zum einen ist die Antragsfrist für die GVFG-Mittel
sehr kurzfristig. Die GVFG-Mittel sind auch kein
lang angelegtes Programm. Bei der Werrabahn –
ich hatte es gerade dargestellt – braucht es tat-
sächlich noch ein Raumordnungsverfahren, was
durchaus längerfristig angelegt ist. Ob das jetzt
kurzfristig so umgesetzt werden kann, wage ich zu
bezweifeln. Wie gesagt, wenn, dann müsste es
auch – das habe ich auch dargestellt – wäre es
kein Alleingang Thüringens, sondern dann müssten
sich nicht nur beide Landesregierungen, sondern
vor allen Dingen – und das ist das Wichtige für Bay-
ern – die Regionen dazu bekennen. Es wäre mei-
nes Erachtens kein ausschließliches Länderprojekt,
sondern da ist vor allen Dingen der Bund in Verant-
wortung genommen. Deswegen halte ich das jetzt
für nicht möglich, in dieser Kurzfristigkeit ein GVFG-
Projekt dort durchzuführen oder anzumelden.

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank. Weitere Nachfragen kann ich nicht er-
kennen. Dann kommen wir zur nächsten Mündli-
chen Anfrage, eine des Abgeordneten Henke in der
Drucksache 7/3602. Herr Abgeordneter Henke.

Abgeordneter Henke, AfD:
Vielen Dank, Herr Präsident.

Umgehungsstraße B 2/B 175

Im aktuellen Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen
sind die Maßnahmen B 2/B 175 Ortsumgehungen
Großebersdorf, Frießnitz und Burkersdorf in dem
Vordringlichen Bedarf eingestuft. Für die B 175
Ortsumgehungen Großebersdorf, Frießnitz und
Burkersdorf wurden die Planfeststellungsunterlagen
erstellt und die Fachplanungsbeiträge angepasst,
um entsprechendes Baurecht zu erlangen. Am
26. Mai 2021 wurden die Planfeststellungsunterla-
gen an das Thüringer Landesverwaltungsamt als
Planfeststellungsbehörde versandt. Nach Vorliegen
vollziehbaren Baurechts kann die Einstellung der
Maßnahme in den Bundeshaushalt und damit die
Sicherstellung der Finanzierung erfolgen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie werden die umliegenden Gemeinden beim
Planfeststellungsverfahren eingebunden?

2. Welche finanziellen Mittel werden vom Land Thü-
ringen für diese Maßnahmen bereitgestellt?

3. Inwieweit werden private Anlieger in das Plan-
feststellungsverfahren einbezogen?
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4. Welche Gründe liegen vor, dass es bei dem ge-
planten Bauvorhaben der Umgehungsstraße zu
permanenten Verzögerungen kam? 

Vielen Dank.

Vizepräsident Worm:
Danke sehr. Diese Fragen werden ebenfalls beant-
wortet durch das Ministerium für Infrastruktur und
Landwirtschaft, Frau Staatssekretärin.

Karawanskij, Staatssekretärin:
Vielen Dank, Herr Präsident. Die Mündliche Anfra-
ge des Abgeordneten beantworte ich für die Thürin-
ger Landesregierung wie folgt:

Zum ersten Teilaspekt: Der Ablauf des Planfeststel-
lungsverfahrens ist in §§ 72 ff. Thüringer Verwal-
tungsverfahrensgesetz sowie in den Richtlinien für
die Planfeststellung nach dem Bundesfernstraßen-
gesetz (Planfeststellungsrichtlinien 2019) geregelt.
Die Anhörungsbehörde, das ist die Planfeststel-
lungsbehörde im Thüringer Landesverwaltungsamt,
veranlasst nach vorheriger Bekanntmachung die
Auslegung der vollständigen Planungsunterlagen in
den Gemeinden, in denen sich das Straßenbauvor-
haben voraussichtlich auswirken wird, zu jeder-
manns Einsicht. Die Unterlagen werden ebenfalls
auf der Internetseite des Thüringer Landesverwal-
tungsamts veröffentlicht. Die Anhörungsbehörde
fordert gemäß den in den Planfeststellungsrichtli-
nien 2019 genannten Fristen die zu beteiligenden
Behörden, also in dem Fall die Gemeinde, und an-
dere Träger der öffentlichen Belange zur Abgabe
einer Stellungnahme auf. Im weiteren Verfahren
werden durch die Vorhabenträger der Straßenbau-
maßnahmen die eingegangenen Hinweise und Ein-
wendungen gegenüber der Anhörungsbehörde be-
antwortet. Nach einem nach Ermessen der Anhö-
rungsbehörde durchzuführenden Erörterungstermin
können von den beteiligten Behörden und den an-
deren Trägern öffentlicher Belange gegenüber dem
Straßenbaulastträger und denjenigen, die rechtzei-
tig Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen
abgegeben haben, dann auch noch mal Argumente
vorgebracht werden.

Zum zweiten Teilaspekt: In Wahrnehmung der Auf-
tragsverwaltung für den Bund werden durch den
Freistaat Thüringen die finanziellen Mittel für die
Planung der Maßnahme B 2/B 175 Ortsumgehung
Großebersdorf, Frießnitz und Burkersdorf ein-
schließlich der Ausbauabschnitte bedarfsgerecht
bereitgestellt. Baulastträger für Bundesstraßen ist
die Bundesrepublik Deutschland.

Zum Teilaspekt drei Ihrer Frage: Der Verfahrensab-
lauf für von Straßenbauvorhaben privat Betroffene
orientiert sich an den gerade zu Frage 1 beschrie-
benen Verfahrensschritten. Den Planungsunterla-
gen für die Auslegung ist eine gesonderte Liste der
Grundeigentümer beizulegen, mit deren Hilfe durch
die betroffenen Grundeigentümer auf Anfrage Aus-
kunft zu den vom Vorhaben betroffenen eigenen
Grundstücken gegeben werden kann. Diese Liste
wird nicht öffentlich ausgelegt. Die Anhörungsbe-
hörde veranlasst, dass Betroffene, die ihren Sitz
oder ihre Wohnung nicht im Gebiet der Gemeinden
haben, in denen sich das Straßenbauvorhaben vor-
aussichtlich auswirken wird, deren Person oder
Aufenthalt aber bekannt ist oder sich innerhalb ei-
ner angemessenen Frist ermitteln lässt, durch die
Gemeinden rechtzeitig vorher über die Auslegung
und mittels Übersendung des Bekanntmachungs-
textes benachrichtigt werden.

Zum vierten Aspekt: Die im Bundesverkehrswege-
plan 2003 enthaltene Linienführung der B 175 Orts-
umfahrung Großebersdorf/südlich von Großebers-
dorf wurde mit der Anmeldung des Fauna-Flora-Ha-
bitat-Gebiets (FFH) Naturschutzgebiet Frießnitzer
See-Struth und des Vogelschutzgebiets Auma-Aue
und Struthbach-Niederung ab dem Jahr 2004 hin-
fällig, da sie diese Schutzgebiete durchquert hätte.
Im Ergebnis der Umplanung wurde im Raumord-
nungsverfahren eine Vorzugsvariante mit Linienfüh-
rung westlich und nördlich von Großebersdorf,
nördlich von Frießnitz und südlich von Burkersdorf
mit den landesplanerischen Beurteilungen vom
25. Mai 2009 als raumverträglichste Variante bestä-
tigt und die vorgeschlagene Vorzugsvariante durch
das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung mit dem Schreiben vom 25. Januar
2011 linienbestimmt. 

Im Hinblick auf die Tatsache, dass der Bund die
Ortsumfahrung nur im vordringlichen Bedarf des
Bundesverkehrswegeplans 2015 einordnen würde,
wenn eine signifikante Kostensenkung zu erreichen
wäre und das Kosten-Nutzen-Verhältnis damit er-
höht werden kann, wurden die Ortsumgehung Gro-
ßebersdorf und der Trassenverlauf bis zum Beginn
der Ortsumgehung Frießnitz komplett überplant.

Im Oktober 2013 wurde der überarbeitete Grobent-
wurf mit der ortsnahen Linienführung der Ortsum-
gehung Großebersdorf und Ortsumgehung
Frießnitz dem Bund vorgestellt. Die Kostenminimie-
rung wurde positiv zur Kenntnis genommen, aber
keine Zusage gegeben, ob die Ortsumgehungen
Großebersdorf, Frießnitz und Burkersdorf auch Be-
standteil des Bundesverkehrswegeplans 2030 sein
werden. Danach ruhte die Entwurfsplanung der
Ortsumgehung bis zur Veröffentlichung des Bun-
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desverkehrswegeplans 2030, die im August 2016
erfolgte. Der Deutsche Bundestag hat dann am
2. Dezember 2016 das Sechste Gesetz zur Ände-
rung des Fernstraßenbaugesetzes und damit einen
neuen Bedarfsplan für die Bundesverkehrsstraße
beschlossen.

Nach Verkündung im Bundesgesetzblatt am 30.12.
des gleichen Jahres, was dann auch in Kraft getre-
ten ist, wurden die Maßnahmen B 175 Ortsumge-
hungen Großebersdorf, Frießnitz und Burkersdorf
dann auch in den vordringlichen Bedarf eingestuft.
Im Jahr 2017 wurde dann die Entwurfsplanung wie-
der aufgenommen. Die Planung musste in der wei-
teren Bearbeitung an aktuelle Vorschriften ange-
passt werden, um dem sich wandelnden Stand der
Technik gerecht zu werden.

Hinzu kamen dann während des Planungsprozes-
ses auch neu eingeführte Gesetze, Richtlinien und
Normen, wie beispielsweise die Schutzgebietsver-
ordnungen, die Europäische Wasserrahmenrichtli-
nie und die Einführung einer neuen Lärmschutz-
richtlinie, die Zeitverluste durch zusätzlich notwen-
dige Erhebungen, Planungsleistungen und Überar-
beitung von Unterlagen verursacht haben. Vielen
Dank.

Vizepräsident Worm:
Danke, Frau Staatssekretärin. Es gibt eine Nachfra-
ge aus der Mitte des Hauses. Herr Abgeordneter
Bergner.

Abgeordneter Bergner, FDP:
Vielen Dank, Herr Präsident. Vielen Dank, Frau
Staatssekretärin, für Ihre Erläuterungen, die Sie
uns gerade gegeben haben. Wir haben ja im Früh-
jahr bereits zu der gleichen Ortsumgehung eine re-
lativ umfangreiche Mündliche Anfrage gehabt. Und
jetzt meine Frage: Nach meinem Kenntnisstand ist
es ja so, dass die Säge beim Planfeststellungsver-
fahren klemmt. Können Sie uns sagen, wie viele
Mitarbeiter in der Planfeststellungsbehörde in Thü-
ringen für Straßenbau eingesetzt sind und wie viele
dieser für Straßenbau eingesetzten Mitarbeiter im
Augenblick anderweitig verwendet werden?

Karawanskij, Staatssekretärin:
Anderweitig – wofür?

Abgeordneter Bergner, FDP:
Für andere Aufgaben eingesetzt sind als für Plan-
feststellungsverfahren im Straßenbau.

Karawanskij, Staatssekretärin:
Diese Aufstellung habe ich jetzt nicht parat, die
könnte ich Ihnen nachliefern, wenn Sie diese Orts-
umfahrung Großebersdorf meinen, was ich vermu-
te, dass sich Ihre Frage darauf bezieht.

Abgeordneter Bergner, FDP:
Ja, meine Frage bezieht sich darauf, dass, wenn
mein Informationsstand nicht falsch ist, in der Plan-
feststellungsbehörde insgesamt vier Leute arbeiten,
zwei davon im Straßenbau und von den zweien, die
im Straßenbau tätig sind, einer für coronabedingte
Aufgaben abgezogen ist. Wenn das so sein sollte –
das ist jetzt die zweite Nachfrage –: Wären Sie be-
reit, sich dafür einzusetzen, dass dort wieder aufge-
stockt wird?

Karawanskij, Staatssekretärin:
Also wir befinden uns zurzeit ja im Zuge der Haus-
haltsberatungen und der Haushaltsaufstellung. Zur
Fragestellung, wie viele sozusagen im Amt für
Planfeststellung bzw. für den Straßenbau einge-
setzt werden, liegen Ihnen offensichtlich sehr kon-
krete Zahlen vor, die würde ich erst mal verifizieren
lassen und Ihnen dann auch entsprechend zur Ver-
fügung stellen.

Abgeordneter Bergner, FDP:
Es geht nur darum, dass die Leute, die dort dafür
eigentlich da sind, auch ihre Arbeit machen können.

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank. Weitere Nachfragen kann ich nicht er-
kennen. Damit kommen wir zur nächsten Mündli-
chen Anfrage, gestellt durch Frau Abgeordnete
Baum, in der Drucksache 7/3604.

Abgeordnete Baum, FDP:
Vielen Dank, Herr Präsident.

Digitalgestützte Unterrichtsformate für den Klinik-
und Hausunterricht

Im Rahmen der Corona-Pandemie wurde der digi-
talgestützte Distanzunterricht zu einer zentralen
Säule der Aufrechterhaltung von Bildung in dieser
besonderen Situation. Für die Beschulung von
Schülerinnen und Schülern in Thüringen, die auf-
grund schwerer Erkrankungen nicht in die Schule
gehen können, ergeben sich hieraus erhebliche
Chancen. Wenn Schülerinnen und Schüler in der
Klinik oder zu Hause unterrichtet werden, können
digitale Unterrichtsformate das aktuelle Angebot er-
weitern und gegebenenfalls eine digitale Teilnahme
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am Unterricht ihrer Klasse zumindest teilweise er-
möglichen, soweit ihr Gesundheitszustand dies zu-
lässt.

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie viele digitale Endgeräte stehen aktuell bei
den Schulträgern für die Nutzung im Klinikunterricht
oder Hausunterricht bereit?

2. Inwiefern wird die Thüringer Schulcloud oder
auch andere digitale Lernplattformen für den Klinik-
unterricht genutzt?

3. Welche Maßnahmen ergreift die Landesregie-
rung, um sicherzustellen, dass der Klinik- und
Hausunterricht sowie die schrittweise Wiederein-
gliederung der Schülerinnen und Schüler in den
Unterrichtsalltag gut mit digitalen Instrumenten un-
terstützt werden können?

4. Welche Fortbildungsangebote bestehen für Lehr-
kräfte für den Einsatz digitaler Lernmittel im Klinik-
und Hausunterricht bzw. inwiefern sind diese ge-
plant?

Vizepräsident Worm:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Bildung, Jugend und Sport, Herr Minister Holter.

Holter, Minister für Bildung, Jugend und Sport:
Herr Präsident, sehr geehrte Frau Baum, meine
Damen und Herren! Eine kurze Vorbemerkung sei
mir gestattet. Im Rahmen der Corona-Pandemie
wurde der digital gestützte Distanzunterricht zu ei-
ner zentralen Säule der Aufrechterhaltung von Bil-
dung in dieser besonderen Situation. Für die Be-
schulung von Schülerinnen und Schülern in Thürin-
gen, die aufgrund schwerer Erkrankung nicht in die
Schule gehen können, ergeben sich hieraus erheb-
liche Chancen. Wenn Schülerinnen und Schüler in
der Klinik oder zu Hause unterrichtet werden, kön-
nen digitale Unterrichtsformate das aktuelle Ange-
bot erweitern und gegebenenfalls eine digitale Teil-
nahme am Unterricht ihrer Klasse zumindest teil-
weise ermöglichen, soweit ihr Gesundheitszustand
dies zulässt.

Die konkrete Mündliche Anfrage der Abgeordneten
Baum beantworte ich namens der Landesregierung
wie folgt:

Zu Frage 1: Hierzu liegen der Landesregierung kei-
ne Erkenntnisse vor, da es keine entsprechenden
Erhebungen gibt. Der Bestand an digitalen Endge-
räten für Schülerinnen und Schüler sowie für Lehr-
kräfte wächst ständig an, da das Land den Schul-
trägern im Rahmen der Thüringer DigitalPakt-Richt-
linie hierfür gesonderte Mittel bereitstellt. Für die

Verteilung sind die Schulträger zuständig, die sich
hierfür mit den Schulen abstimmen.

Zu Frage 2, betreffend der Thüringer Schulcloud:
Die Thüringer Schulcloud kann von allen Thüringer
Schülerinnen und Schülern und Lehrkräften genutzt
werden, damit auch von Lehrkräften, die im Klinik-
und Hausunterricht eingesetzt sind, und von Schü-
lerinnen und Schülern, die entsprechend beschult
werden. Eine Erfassung der Nutzung im Klinik- und
Hausunterricht erfolgt nicht.

Zu Frage 3, welche Maßnahmen durch uns ergrif-
fen werden: Das Thüringer Schulgesetz berücksich-
tigt die fortschreitende Entwicklung digitaler Unter-
richtsformen. In § 54 Abs. 7 wird für den Unterricht
in Fällen, in denen den Schülerinnen und Schülern
der Besuch eines regulären Unterrichts nicht mög-
lich ist, auf die Möglichkeiten verwiesen, moderne
Datenkommunikation für die Unterrichtsabsiche-
rung zu nutzen.

Mit Zustimmung des für das Schulwesen zuständi-
gen Ministeriums kann der Unterricht ganz oder teil-
weise in digitalen Lernumgebungen erfolgen. Die
im Klinik- oder Hausunterricht tätigen Lehrerinnen
und Lehrer gehören zum Stammpersonal einer
Schule. Damit können sie die Endgeräte nutzen,
mit denen die jeweilige Stammschule ausgestattet
ist, sowie gegebenenfalls auch die digitalen Endge-
räte, die in den Kliniken oder im häuslichen Umfeld
der Schülerinnen und Schüler vorhanden sind. Die
fachliche Empfehlung zum Klinik- und Hausunter-
richt dient den Lehrkräften als Leitfaden. Sie zeigt
als Entwicklungsaufgabe auf, die fortschreitende
Digitalisierung für den Bildungsbereich als ergän-
zendes Angebot zum Haus- und Klinikunterricht im
Krankheitsfall zu nutzen.

Diese Empfehlung findet man auf unserer Internet-
seite, die Adresse kann ich Ihnen dann auch ge-
ben, das liest sich immer so schwer vor. Ich gebe
Ihnen das nachher an die Hand, Frau Baum, damit
Sie das nachlesen können, weil Sie Interesse ha-
ben.

Daneben können die Lehrkräfte auf die Materialien
zurückgreifen, die für das häusliche Lernen entwi-
ckelt worden sind und auf der Homepage des
TMBJS unter der Rubrik „Häusliches Lernen“ frei
abrufbar sind. Soweit in der Hausbeschulung wie
bei den übrigen Schülerinnen und Schülern auch
auf Struktur, Hardware zurückgegriffen werden
konnte, wurden die Schülerinnen und Schüler im
Klinik- und Hausunterricht in digitale Lernangebote
mit einbezogen. Die Schülerinnen und Schüler ver-
fügen teilweise über eigene oder vom zuständigen
Schulträger geliehene digitale Endgeräte. Es muss
aber auch berücksichtigt werden, dass einige Be-
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schulungen aufgrund der Schülerspezifik, beispiels-
weise Förderbedarf, körperliche und motorische
Entwicklung oder geistige Entwicklung, eine digitale
Unterstützung erschweren. Der Unterricht in den
Kliniken wurde auch in den Zeiträumen der Schul-
schließungen und des Wechselunterrichts überwie-
gend in Präsenz durchgeführt.

Zu Frage 4, betreffend die Fortbildungsangebote für
die Lehrkräfte, die hier im Einsatz sind: Thüringer
Lehrkräfte, die im Klinik- und/oder Hausunterricht
eingesetzt sind, können die entsprechenden Fort-
und Weiterbildungsangebote sowie Materialien und
Selbstlernangebote im Bereich der digitalen Bildung
nutzen, die das ThILLM für alle Lehrkräfte anbietet.
Im Übrigen wird auf die Beantwortung der Frage 3
verwiesen. Herzlichen Dank.

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Herr Minister. Gibt es Nachfragen?
Frau Abgeordnete Baum, bitte sehr.

Abgeordnete Baum, FDP:
Vielen Dank, Herr Minister, für die Ausführungen.
Wenn ich richtig informiert bin, läuft diese Finanzie-
rung des Klinikunterrichts nach der letzten Schulge-
setznovelle ja eigentlich zentral über das Schulamt
Mittelthüringen. Wenn Sie jetzt sagen, dass Ihnen
keine Daten vorliegen, wie die digitalen Endgeräte
ausgegeben werden und ob die da vorhanden sind,
und auch zur Nutzung der Schulcloud keine Infor-
mationen weiter vorliegen, heißt das, dass nicht
zentral über das Schulamt Mittelthüringen sortiert
wird – dass es zum Beispiel eine einheitliche Klas-
se für alle, die irgendwie im Krankenhausunterricht
unterrichtet werden, gibt oder dass die Daten dort
zentral versorgt werden und auch das Kollegium,
das sich ja mit diesem Thema beschäftigt, irgend-
wie einen zentralen Ansprechpartner hat?

Holter, Minister für Bildung, Jugend und Sport:
Es gibt keine zentrale Klasse, sondern man muss
unterscheiden zwischen Klinikaufenthalt von Schü-
lerinnen und Schülern, die so erkrankt sind, dass
sie sich lange Zeit in einer Klinik aufhalten müssen,
um hoffentlich wieder gesund zu werden. Dann gibt
es die Schülerinnen und Schüler, die aufgrund von
Erkrankung zu Hause sind und nicht die Schule be-
suchen können, und dann gibt es noch den Haus-
unterricht, das betrifft die Schülerinnen und Schüler,
die aufgrund der besonderen Situation der Eltern,
wie zum Beispiel Schausteller, nicht regulär unter-
richtet werden können. Die Kinder reisen ja mit.
Das läuft im Grunde so, dass wir, das hatte ich aus-
geführt, Lehrerinnen und Lehrer im Klinik- und

Hausunterricht zum Einsatz gebracht haben mit
dementsprechenden Abminderungsstunden, die sie
dann nicht an ihrer Stammschule geben. Diese
Lehrerinnen und Lehrer sind in Thüringen unter-
wegs und unterrichten die betreffenden Schülerin-
nen und Schüler an dem jeweiligen Ort, also entwe-
der in der Klinik oder zu Hause oder diejenigen, die
reisende Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
oder Selbstständige sind, dann auch an dem Ort –
bleiben wir mal bei den Schaustellern –, wo sich
beispielsweise der jeweilige Jahrmarkt gerade be-
findet. Das heißt, diese Schülerinnen und Schüler
werden nicht in einer eigenständigen Klasse zu-
sammengeführt, sie haben alle eine Stammschule,
an der sie sozusagen zu Hause sind, auch die rei-
senden und fahrenden Schülerinnen und Schüler.
Für den Fall, dass sie an den Wohnort zurückkeh-
ren, gehen sie auch an diese Stammschule. An-
sonsten werden sie in der Regel dann durch Lehre-
rinnen und Lehrer unterrichtet, die von Ort zu Ort
unterwegs sind.

Was den digitalen Unterricht betrifft, so wurden
auch schon vor Corona digitale Möglichkeiten ge-
nutzt, vorausgesetzt Technik, Breitbandanbindung
usw. funktionieren und diese Möglichkeiten beste-
hen. Wie das im Einzelnen erfolgt, das wissen die-
se Lehrerinnen und Lehrer, aber wir haben da keine
zentrale Erfassung. Ich kann da gern noch mal
beim Schulamt nachfragen, das können wir dann in
der Ausschusssitzung oder am Rande noch mal ge-
meinsam bereden. 

Vizepräsident Worm:
Es gibt eine weitere Nachfrage. 

Abgeordnete Baum, FDP:
Das Angebot nehme ich gern an, Herr Minister, vie-
len Dank. Gerade zur Möglichkeit, die sich ja durch
dieses Digitalgestützte ergibt – dass sie sich aus-
tauschen können –, wäre jetzt noch die Nachfrage
gewesen, ob Sie sich vorstellen könnten, dass man
in Zukunft einfach den Austausch zwischen den
Lehrern, die natürlich thüringenweit unterwegs sind,
sich am Ende aber in einem Kern einen, nämlich,
dass sie nicht ganz normal in einer Schule unter-
richten, sondern sehr individuell, dort intensivieren
kann. 

Holter, Minister für Bildung, Jugend und Sport:
Frau Baum, ich gehe mal davon aus, dass es den
Austausch gibt. Aber die Anregung nehme ich mit
und ich werde mich auch in dieser Frage noch mal
erkundigen, denn – da haben Sie recht – das ist ja
eine spezifische Form des Unterrichts. Man muss
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Karawanskij, Staatssekretärin:
Vielen Dank, Herr Präsident. Die Mündliche Anfra-
ge des Abgeordneten Herrgott beantworte ich für
die Thüringer Landesregierung wie folgt: 

Für die Feststellung der Notwendigkeit der Installa-
tion eines Fahrzeugrückhaltesystems (FRS) sowie
die Art und Ausgestaltung des Systems ist der Stra-
ßenbaulastträger einer Straße zuständig. Dem-
entsprechend lag die Zuständigkeit für die Bundes-
straße B 90 zwischen Bad Lobenstein und Wurz-
bach beim Thüringer Landesamt für Bau und Ver-
kehr, beim TLBV. Die Grundlage für die Notwendig-
keit der Errichtung von Fahrzeugrückhaltesystemen
sowie die grundsätzlichen Anforderungen an diese
Systeme bilden die Richtlinien für passiven Schutz
an Straßen durch Fahrzeug-Rückhaltesysteme,
Ausgabe 2009 (RPS 2009). Die Notwendigkeit ei-
nes Fahrzeugrückhaltesystems am Fahrbahnrand
ergibt sich dann, wenn sich eine Gefahrenstelle in-
nerhalb eines sogenannten kritischen Abstands
zum Fahrbahnrand befindet. Sowohl die Anforde-
rung an die Konstruktion der Fahrzeugrückhaltesys-
teme als auch der kritische Abstand zum Fahrbahn-
rand ergeben sich unter anderem aus dem Gefähr-
dungspotenzial der Gefahrenstelle. Hier werden
vier verschiedene Gefährdungsstufen unterschie-
den. Es gibt die Gefährdungsstufen 1 und 2, die
schutzbedürftige Bereiche mit Gefährdung Dritter –
Gefährdungsstufe 2 – bzw. besonderer Gefährdung
Dritter – Stufe 1 – definieren, dann die Gefähr-
dungsstufen 3 und 4, die Hindernisse mit Gefähr-
dung – das wäre Stufe 4 – bzw. besondere Gefähr-
dung – das wäre Stufe 3 – von Fahrzeuginsassen
definieren. Stufe 3 beinhaltet unter anderem nicht
verformbare flächenhafte oder punktuelle Hinder-
nisse, hierzu zählen auch Bäume mit Stammdurch-
messern, die größer sind als 8 Zentimeter. Der kriti-
sche Abstand ergibt sich zum Beispiel bei einer
Straße mit einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit
von 80 Kilometern pro Stunde bei einem ebenen
Seitenhang, also keine abfallende oder ansteigen-
de Böschung neben der Straße. Für die Gefähr-
dungsstufen 3 und 4 sind das dann also 7,5 Meter. 

Im in Rede stehenden Streckenabschnitt, also der
Bundesstraße B 90 zwischen Bad Lobenstein und
Wurzbach, ergibt sich in Folge vorhandener Bäume
mit entsprechend großen Stammdurchmessern in-
nerhalb des kritischen Abstands zum Straßenrand
die Notwendigkeit eines Fahrzeugrückhaltesys-
tems. Damit diese Systeme entsprechend Wirkung
bei einem Fahrzeuganprall entfalten können, müs-
sen diese mit hinreichend großen Längen vor und
hinter einem punktuellen Hindernis errichtet wer-
den. Dabei kann es mitunter aus baulichen und
wirtschaftlichen Gründen effektiver sein, ein Fahr-

Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 52. Sitzung - 02.07.2021 4053

(Minister Holter) 

berücksichtigen,  dass da teilweise auch  schwerst­ 
erkrankte  Kinder dabei sind, sofern sie denn  über-
haupt  einem Unterricht folgen können. Und in  § 54
heißt  es  ja auch, dass sie in  Grundfächern  unter-
richtet  werden.  Deswegen  gehe  ich  davon  aus,
dass  unter  diesen  wenigen  Lehrkräften  auch  ein
Austausch über Erfahrungen, die jede und jeder ge-
macht  hat,  erfolgt.  Aber  auch  das  kann  ich  Ihnen
dann noch mal konkret nachreichen. 

Abgeordnete Baum, FDP: 
Danke. 

Vizepräsident Worm: 
Vielen  Dank,  Herr  Minister.  Weitere  Nachfragen 
kann  ich  nicht  erkennen.  Damit  kommen  wir  zur
nächsten  Mündlichen  Anfrage  in  der  Drucksache
7/3605, gestellt durch Abgeordneten Herrgott. 

Abgeordneter Herrgott, CDU: 
Sehr  geehrter  Herr  Präsident,  meine  Damen  und 
Herren! 

Neubau  von  Leitplanken  im  Saale-Orla-Kreis  ent- 
lang der Bundesstraße 90 

Im  Saale-Orla-Kreis  wurden  entlang  der  Bundes- 
straße 90 zwischen Bad Lobenstein und Wurzbach
Leitplanken an den Fahrbahnrändern installiert. Die
schützende  Funktion  ist  dort  nicht  ohne  Weiteres
erkennbar. So besteht für Radfahrer nun an einigen
Stellen eine erhöhte Gefahr, da sie durch die instal-
lierten Leitplanken nicht mehr ausweichen können.
Im  Rahmen  eines  bundesweiten  Programms  zur
Nachrüstung von passiven Schutzeinrichtungen im
Bestandsnetz der Bundesstraßen sollen Schutzein-
richtungen an unfallauffälligen Streckenabschnitten
errichtet werden. 

Ich frage die Landesregierung: 

1.  In  welcher  Zuständigkeit  lag  die  Entscheidung, 
am  genannten  Streckenabschnitt  passive  Schutz-
einrichtungen zu errichten? 

2. Auf der Grundlage welcher Kriterien wurde fest- 
gelegt,  die  passiven  Schutzeinrichtungen  am  ge-
nannten Streckenabschnitt zu installieren? 

3.  Inwieweit  werden  Unfallstatistiken  in  die  Ent- 
scheidung zur Installation von passiven Schutzein-
richtungen einbezogen? 

Vizepräsident Worm: 
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium 
für Infrastruktur und Landwirtschaft. Frau Staatsse-
kretärin, Sie haben das Wort. 



zeugrückhaltesystem bei mehreren punktuellen
Hindernissen im Streckenverlauf über eine größere
Strecke zu installieren statt mehrfach bautechnisch
zu unterbrechen.

Die örtliche Unfallkommission analysiert alle gemel-
deten Unfallhäufungsstellen und beschließt dann
geeignete Maßnahmen zu ihrer Beseitigung. Eine
mögliche Maßnahme ist die Installation von Fahr-
zeugrückhaltesystemen und die sind dann entspre-
chend, wie gerade ausgeführt, in den Regelungen
der RPS 2009 enthalten. Vielen Dank.

Vizepräsident Worm:
Viele Dank, Frau Staatssekretärin. Es gibt eine
Nachfrage. Herr Abgeordneter Herrgott.

Abgeordneter Herrgott, CDU:
Frau Staatssekretärin, wann wird die Maßnahme im
Streckenabschnitt abgeschlossen sein?

Karawanskij, Staatssekretärin:
Also was die zeitliche Planung für den Streckenab-
schnitt betrifft, das würde ich noch mal mitnehmen
und Ihnen diesen Entwurf zur Verfügung stellen,
das habe ich jetzt hier nicht mit aufgeführt.

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank.

Abgeordneter Herrgott, CDU:
Ich habe noch eine zweite Nachfrage.

Vizepräsident Worm:
Eine zweite Anfrage, bitte.

Abgeordneter Herrgott, CDU:
Welche Möglichkeiten gibt es für das Ministerium
bzw. für den Straßenbaulastträger, Fahrradfahrer
im genannten Streckenabschnitt besonders zu
schützen, die jetzt durch die Straßeneinengung an
verschiedenen Stellen einer besonderen Gefähr-
dung ausgesetzt sind?

Karawanskij, Staatssekretärin:
Die Verantwortung, wie gerade ausgeführt, liegt
erst mal beim TLBV. Ich empfehle, dort weiterhin
das Gespräch zu suchen. Dann muss natürlich
auch erst mal eine Analyse vorgenommen werden,
ob die Gefährdung, die ausgeht und weswegen die-
se Maßnahme jetzt eingerichtet wird, in einem Ver-
hältnis steht bzw. tatsächlich nachgewiesen werden

kann, dass es gefährdend ist oder eine stärkere
Gefährdung für Fahrradfahrer vorliegt, um dann
entsprechend diese Maßnahme anzupassen. Es ist
ja keine willkürliche Maßnahme, sondern sie wird,
wie gerade aufgeführt, anhand von unterschied-
lichen Gefährdungsstufen eingerichtet und damit
sozusagen durchgängig eingerichtet. Also in dem
Sinne müsste dann entweder das Gespräch ge-
sucht werden, dass eine andere Sicherheitsmaß-
nahme ausgeführt wird bzw. ob sie angepasst wer-
den kann. Aber ich empfehle dazu das Gespräch
mit dem TLBV bzw. die direkte Erörterung mit dem
Straßenbaulastträger.

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Wir kommen
zur nächsten Mündlichen Anfrage, die des Abge-
ordneten Thrum in der Drucksache 7/3607.

Abgeordneter Thrum, AfD:
Sehr geehrter Herr Präsident, werte Abgeordnete! 

Seit dem Beginn der Straßenausbaumaßnahme der
Ortsdurchfahrt Oßla der Landesstraße 1096 vor
über einem Jahr und der daraus resultierenden
Vollsperrung kam es im Engstellenbereich der He-
berndorfer Straße in der Ortslage Wurzbach zu Be-
schädigungen an Gebäuden und Gartenmauern.
Grund dafür ist, dass vor allem der Schwerlastver-
kehr über 7,5 Tonnen die offiziell ausgewiesene
Umleitungsstrecke über die Ortslage Wurzbach ab-
kürzt und dabei auch die Verkehrssicherheit von
Fußgängern in der Heberndorfer Straße in der Orts-
lage Wurzbach aufgrund von Gehwegbreiten von
weniger als 50 Zentimetern beidseits der Straße
massiv gefährdet wird.

Ich frage die Landesregierung: 

1. Welche Maßnahmen beabsichtigt die Landesre-
gierung zu ergreifen, um die Anwohner der Hebern-
dorfer Straße in der Ortslage Wurzbach vor Be-
schädigungen und Verkehrslärm zu schützen?

2. Welche Maßnahmen sollen dort zum Schutz der
Fußgänger getroffen werden?

3. Beabsichtigt die Landesregierung Maßnahmen
zur Beseitigung der durch die nicht ausgewiesene
Umleitung über die Heberndorfer Straße in der
Ortslage Wurzbach auftretenden Schäden?

4. Aus welchem Grund erfolgt zur Schadenminde-
rung keine Sperrung der Heberndorfer Straße in
der Ortslage Wurzbach für Kfz mit einer tatsächli-
chen Masse von über 7,5 Tonnen während der
Dauer der bestehenden Umleitung für die gesperrte
Ortsdurchfahrt Oßla der Landesstraße 1096?
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Vizepräsident Worm:
Vielen Dank. Für die Landesregierung antwortet
das Ministerium für Infrastruktur und Landwirt-
schaft, Frau Staatssekretärin Karawanskij.

Karawanskij, Staatssekretärin:
Vielen Dank, Herr Präsident. Die Mündliche Anfra-
ge des Abgeordneten Thrum beantworte ich für die
Thüringer Landesregierung wie folgt:

Die zuständige untere Straßenverkehrsbehörde des
Landratsamtes Saale-Orla-Kreis hat in Absprache
mit der Kreisstraßenverwaltung eine zusätzliche
Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 Kilometer
pro Stunde aus Gründen der Sicherheit und Ord-
nung entlang der Heberndorfer Straße in Wurzbach
angeordnet. Diese Anordnung wurde umfassend
umgesetzt. Diese Anordnung ergänzt auch die bis-
herige Bestandsbeschilderung, zu der bereits eine
Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 Kilometer
pro Stunde im Bereich einer Engstelle zählt. Diese
Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 Kilometer
pro Stunde dient ja ebenfalls dem Schutz auch der
Fußgänger.

Für die angesprochene Vollsperrung entlang der
Ortsdurchfahrt Oßla wurde ein mit allen Beteiligten
abgestimmtes Verkehrskonzept erarbeitet und an-
geordnet, das eine Umleitung des Gesamtverkehrs
über die Bundesstraße 90 beinhaltet. Die Hebern-
dorfer Straße in Wurzbach ist somit kein Bestand-
teil einer Umleitung.

Bezüglich möglicher Schäden an Gebäuden und
Gartenmauern liegen der Landesregierung keine
Erkenntnisse vor. Generell ist darauf hinzuweisen,
dass eventuelle Schadenersatzforderungen gegen-
über der Straßenbauverwaltung geltend zu machen
wären. Hierbei liegt jedoch die Beweislast, ob der
aufkommende Verkehr ursächlich dafür ist, grund-
sätzlich beim Geschädigten.

Zum vierten Teilaspekt Ihrer Frage liegen der Lan-
desregierung keine abschließenden Erkenntnisse
vor, aber nichtsdestotrotz werde ich die zuständige
Behörde bitten, die Möglichkeit einer Sperrung
noch mal zu überprüfen.

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Es gibt eine
Nachfrage.

Abgeordneter Thrum, AfD:
Eine Nachfrage zu Punkt 2: Die Geschwindigkeits-
begrenzung von 30 km/h in der Heberndorfer Stra-
ße in Wurzbach ist meines Erachtens nicht ausrei-

chend, um dort die Fußgänger ausreichend zu
schützen. Sehen Sie weitere Maßnahmen vor, da-
mit dort ein entsprechender Schutz hergestellt
wird?

Karawanskij, Staatssekretärin:
Also das müsste dann gemeinsam mit der Kreis-
straßenverwaltung bzw. mit der Straßenverkehrsbe-
hörde des Landkreises erörtert werden, inwiefern
noch weitere Maßnahmen ergriffen werden können.
Das ist keine Zuständigkeit der Landesregierung,
sondern das ist die Zuständigkeit der Straßenver-
kehrsbehörde, da müssten Sie oder müsste man
sich dann noch mal mit dem Landkreis bzw. mit der
Kreisstraßenverwaltung ins Benehmen setzen, ob
noch weitere Maßnahmen umgesetzt werden kön-
nen, wenn diese nicht ausreicht.

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank. Weitere Nachfragen kann ich nicht er-
kennen. Damit kommen wir zur nächsten Mündli-
chen Anfrage, eine des Herrn Abgeordneten Mon-
tag in der Drucksache 7/3615. 

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal darauf hin-
weisen, dass beim Gang durch den Plenarsaal bitte
die Maske zu tragen ist.

Abgeordneter Montag, FDP:
Sehr geehrter Herr Präsident, vielen Dank.

Versorgungssituation von an Long-COVID erkrank-
ten Kindern und Jugendlichen in Thüringen

Long-COVID ist eine komplexe, in hohem Maße mit
körperlichen Einschränkungen verbundene Erkran-
kung, deren Beschwerden länger als zwölf Wochen
andauern und nicht durch eine alternative Diagnose
erklärbar sind. Betroffen sind nicht nur Erwachsene,
sondern zunehmend auch Kinder und Jugendliche.
Die derzeitige Versorgungslage für an Long-COVID
erkrankte Kinder und Jugendliche ist ebenso man-
gelhaft wie der Stand der Forschung. Deutschland-
weit gibt es lediglich in Jena und München Anlauf-
stellen, welche Kindern und Jugendlichen mit Be-
schwerden nach COVID-19 eine strukturierte Be-
treuung anbieten. In der Long-COVID-Ambulanz
der Universitätskinderklinik Jena arbeitet das medi-
zinisch-pflegerische Personal allerdings schon an
der Kapazitätsgrenze und kann Patientenanfragen
derzeit nur aufgrund der internen Verschiebung von
Ressourcen – und damit zulasten anderer Abteilun-
gen – bewältigen. Die seit Jahren bestehende Un-
terfinanzierung der Pädiatrie und ganz besonders
der universitären Pädiatrie macht es den Medizi-

Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 52. Sitzung - 02.07.2021 4055



nern vor Ort unmöglich, auf Versorgungsengpässe
angemessen zu reagieren.

Ich frage die Landesregierung:

1. Ist die klinische Versorgung von an Long-COVID
erkrankten Kindern und Jugendlichen in Thüringen
im Allgemeinen und am Universitätsklinikum Jena
im Besonderen sichergestellt und refinanziert?

2. Kann die Landesregierung sichere Aussagen zur
Prävalenz von Long-COVID bei Kindern und Ju-
gendlichen in Thüringen machen und wenn nicht,
was unternimmt sie, um Prävalenz und Krankheits-
last in dieser besonders vulnerablen Gruppe zu un-
tersuchen?

3. Welche Maßnahmen werden seitens der Landes-
regierung unternommen, um die Thüringer Bevölke-
rung und Ärzteschaft über das Krankheitsbild auf-
zuklären?

4. Welche Forschungsprojekte zum Thema Long-
COVID im Allgemeinen und Long-COVID bei Kin-
dern und Jugendlichen im Besonderen unterstützt
die Landesregierung derzeit?

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Worm:
Für die Landesregierung antwortet das Sozialminis-
terium, Frau Ministerin Werner.

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, im Namen der Landesre-
gierung möchte ich Ihre Anfrage sehr gern beant-
worten. Lassen Sie mich ein paar Bemerkungen vo-
ranschicken. Ich habe bereits in der Drucksa-
che 7/3154 über die Erkrankung Long-COVID sehr
ausführlich berichtet, insbesondere, weil es sich um
eine komplexe Erkrankung handelt, deren Langzeit-
folgen bislang nicht angemessen bewertet werden
können, da es bislang an einer medizinischen Evi-
denz fehlt.

Mit Landtagsbeschluss vom 4. Juni 2021 hat der
Thüringer Landtag zahlreiche Maßnahmen be-
schlossen, um die als Long-COVID bezeichneten
Langzeitfolgen einer Corona-Infektion schnell zu er-
forschen und eine gute Behandlung der Betroffenen
sicherzustellen. Mit vorgenanntem Beschluss hat
der Thüringer Landtag festgestellt, dass die Erfor-
schung von Long-COVID einen zentralen Stellen-
wert in der Gesundheitspolitik des Landes ein-
nimmt. Im Rahmen der Landtagsbefassung habe
ich auch darüber berichtet, dass Long-COVID auch
bei Kindern auftritt und gesondert zu betrachten ist.

In diesem Zusammenhang möchte ich nochmals
darauf hinweisen, dass die Kinderklinik des Univer-
sitätsklinikums bereits eine interdisziplinäre Long-
COVID-Ambulanz eingerichtet hat und die Ambu-
lanzen und stationären Behandlungskapazitäten in
Thüringen als auskömmlich betrachtet werden. Hin-
sichtlich der Behandlungsmöglichkeiten und Fall-
zahlen von Long-COVID-Betroffenen darf ich auf
die Beantwortung der Kleinen Anfrage
Nummer 7/2062 der Abgeordneten Pfefferlein ver-
weisen, in der auch Behandlungsmöglichkeiten und
Fallzahlen in Thüringen dargestellt wurden. Dies
vorausgeschickt, jetzt möchte ich Ihre Fragen im
Einzelnen beantworten:

Zu Frage 1: Für die klinische Behandlung von Pati-
entinnen und Patienten mit Long-COVID- und Post-
COVID-Syndrom stehen generell die Thüringer
Krankenhäuser zu Verfügung. Dies gilt auch für
Kinder und Jugendliche. Zudem hat das UKJ – wie
bereits ausgeführt – eine Hochschulambulanz für
Kinder, die an Long-COVID erkrankt sind, einge-
richtet. Wie bereits im Rahmen der Beantwortung
der vorgenannten Kleinen Anfrage mitgeteilt, wer-
den die ambulanten und stationären Behandlungs-
kapazitäten in Thüringen als auskömmlich betrach-
tet. Hinsichtlich der Finanzierung der medizinischen
Versorgung von Kindern und Jugendlichen, die an
Long-COVID erkrankt sind, ist dies im Rahmen der
Leistungen der Krankenkassen abgesichert. Das
gilt auch für die klinische Versorgung am UKJ. Mit
Blick darauf, dass die Post-COVID-Ambulanz für
Kinder und Jugendliche am UKJ eine interdiszipli-
näre Arbeit der Gesundheitsakteure, eine engma-
schige Betreuung der Patientinnen und Patienten
und zudem eine ausführliche Forschung ermöglicht,
hat der Thüringer Landtag zusätzlich beschlossen,
die Post-/Long-COVID-19-Ambulanz für Kinder und
Jugendliche am UKJ aus dem Landeshaushalt si-
cherzustellen und die Ausweitung der Versorgungs-
kapazitäten durch Landesmittel zu forcieren. Dies-
bezüglich möchte ich auch noch einmal auf diesen
Landtagsbeschluss hinweisen. 

Mit vorgenanntem Landtagsbeschluss hat der
Landtag zudem weitere Maßnahmen für die Si-
cherstellung einer hochqualifizierten Behandlung
der Long-COVID-Patientinnen und -Patienten, zu
denen auch Kinder und Jugendliche gehören, wie
zum Beispiel die Stärkung und Unterstützung lang-
fristiger Therapieangebote zur Behandlung von
Long-COVID im ambulanten oder stationären Re-
habilitationsbereich, beschlossen. Die weiteren
Maßnahmen können dem Landtagsbeschluss ent-
nommen werden.

Zu Frage 2: Eine sichere Aussage zur Prävalenz
von Long-COVID bei Kindern und Jugendlichen
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kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht getroffen werden,
da die Datenlage hier besonders eingeschränkt ist.
Insoweit ist eine Verbesserung der epidemiologi-
schen Datenlage, aber auch Ursachen- und Versor-
gungsforschung zu Long-COVID geboten. Dies soll
mit den im Landtagsbeschluss getroffenen Maß-
nahmen zur Erforschung und Behandlung von
Long-COVID, insbesondere mit der Errichtung ei-
nes mitteldeutschen Forschungszentrums innerhalb
der Ländergemeinschaft aus Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen und der Post-/Long-CO-
VID-19-Ambulanz für Kinder und Jugendliche am
Universitätsklinikum Jena erreicht werden. Hinsicht-
lich der weiteren Maßnahmen verweise ich auch
hier auf den vorgenannten Landtagsbeschluss.

Zu Frage 3: Zur Aufklärung bzw. zum Wissensma-
nagement von Ärztinnen und Ärzten über die Be-
handlung der Long-COVID-Patientinnen und ‑Pati-
enten hat der Thüringer Landtag zahlreiche Maß-
nahmen beschlossen. Zu diesen Maßnahmen ge-
hört unter anderem die Schaffung einer Austausch-
plattform, die die Erfahrungen aus der klinischen
Praxis bei der Behandlung von Long-COVID sam-
melt und zur gemeinsamen Nutzung bereitstellt. Zur
Förderung des Wissensmanagements um CO-
VID-19 und Long-COVID sowie zur Stärkung des
Forschungsclusters ist die Landesregierung aufge-
fordert, auf den Aufbau einer internationalen Platt-
form durch den Bund und die Länder hinzuwirken.
Zu den weiteren Maßnahmen möchte ich auch hier
auf den Landtagsbeschluss verweisen.

Wie ich bereits ausgeführt habe, ist noch wenig
über die Spätfolgen von COVID-19 bekannt. Die
Thüringer Bevölkerung wird daher entsprechend
dem jeweiligen Kenntnisstand durch das Thüringer
Gesundheitsministerium unterrichtet, über Medien
oder die Internetseite des Gesundheitsministeriums
jeweils informiert. Für Informationskampagnen der
Landesregierung und des Gesundheitsministeriums
stehen noch nicht genügend evidenzbasierte Infor-
mationen zur Verfügung.

Zu Frage 4: Zu der Frage, welche Forschungspro-
jekte zum Thema „Long-COVID im Allgemeinen
und Long-COVID bei Kindern und Jugendlichen im
Besonderen“ derzeit von der Landesregierung un-
terstützt werden, hat das für Wissenschaft und For-
schung zuständige Ministerium mitgeteilt, dass eine
direkte Projektförderung aus Landesmitteln derzeit
nicht besteht. Derzeit befindet sich aber das
TMWWDG in Abstimmung mit dem UKJ bezüglich
der Forschung zum Thema „Long-COVID“. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Worm:
Es gibt offensichtlich eine Nachfrage. Bitte, Herr
Abgeordneter.

Abgeordneter Montag, FDP:
Vielen Dank, Frau Ministerin, auch noch mal für das
Rekapitulieren auf den Beschluss, der, glaube ich,
uns allen sehr gut zu Gesicht steht in diesem
Hause. Vielen Dank dazu. Eine konkrete Nachfra-
ge: Wir wissen, dass die Kapazitäten vor allen Din-
gen personell begrenzt sind – auch in Jena – und
dass aktuell die Versorgung der schon begrenzten
Terminannahmemöglichkeiten nur zulasten anderer
Stationen sichergestellt werden kann. Gibt es denn
konkrete Ideen, Maßnahmen und Pläne, dort perso-
nell nachzubessern, um eben explizit die Behand-
lungskapazitäten für Kinder und Jugendliche mit
Long-COVID, die es nur in Jena und in München
gibt, zu verbessern?

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie:
Zu konkreten Plänen kann ich Ihnen jetzt nichts sa-
gen. Das würde ich gern noch einmal nachfragen
wollen. Aber ich glaube, dass wir uns einig sind,
dass das Thema „Kinder- und Jugendmedizin“ in
Krankenhäusern und bei der stationären Versor-
gung uns nicht nur in Thüringen, sondern deutsch-
landweit bewegt. Deswegen gab es beispielsweise
auch einen Bundesratsantrag, in dem es darum
ging, im ersten Schritt das DRG-System in diesem
Bereich nicht mehr anzuwenden. Generell – das
wissen Sie ja – stehe ich dafür, die Fallpauschalen
insgesamt abzuschaffen. Aber ich glaube, dass ge-
rade im Bereich der Kinder- und Jugendmedizin
großer Nachholbedarf und großer Bedarf besteht,
anders heranzugehen, damit hier die personellen
Ressourcen tatsächlich auch gesichert werden kön-
nen.

Vizepräsident Worm:
Eine weitere Nachfrage. 

Abgeordneter Montag, FDP:
Genau, da es sich um ein Universitätsklinikum han-
delt in direkter finanzieller Abhängigkeit von der
Landesregierung – es sind Ihnen jetzt aber keine
zusätzlichen fiskalischen Möglichkeiten bekannt,
explizit in Bezug auf Personal beispielsweise?

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie:
Das kann ich Ihnen jetzt wirklich nicht beantworten. 
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Abgeordneter Montag, FDP:
Okay, danke schön. 

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Frau Ministerin. Wir kommen damit
zur nächsten Mündlichen Anfrage des Abgeordne-
ten Bühl in der Drucksache 7/3616. 

Abgeordneter Bühl, CDU:
Auszahlung der Gelder an Kur- und Erholungsorte

Nach Beschluss des Thüringer Landtags sollen
Kur- und Erholungsorte in Thüringen auch in die-
sem Jahr aufgrund der Corona-Pandemie beson-
ders unterstützt werden. Diese Gelder müssen den
Kur- und Erholungsorten zeitnah ausgezahlt wer-
den, damit vor Ort Maßnahmen und Projekte umge-
setzt werden können. Besonders der südliche Ilm-
Kreis verfügt über einige Kur- und Erholungsorte im
Thüringer Wald, die neue touristische Angebote
schaffen wollen. Zum aktuellen Stand ist – zumin-
dest nach Kenntnis des Fragestellers – das Geld in
den Kommunen noch nicht angekommen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Geldsumme erhalten die Kur- und Erho-
lungsorte im südlichen Ilm-Kreis und Suhl in diesem
Jahr (bitte nach Ort und Summe aufschlüsseln)?

2. Wann plant die Landesregierung, das Geld an
die Kommunen auszuzahlen?

3. Müssen Kur- und Erholungsorte nachweisen und
rechtfertigen, welche Projekte mit diesem Geld um-
gesetzt werden?

4. Wie verlief der Bearbeitungsprozess der Zuwei-
sungsauszahlung seit Haushaltsbeschluss?

Vizepräsident Worm:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Inneres und Kommunales, Herr Staatssekretär
Götze.

Götze, Staatssekretär:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage
des Abgeordneten Bühl beantworte ich für die Lan-
desregierung wie folgt:

Die Antwort zu Frage 1: Vorbehaltlich der endgülti-
gen Bescheiderteilung werden die nachgefragten
Kommunen voraussichtlich folgende Sonderzuwei-
sungen erhalten: Suhl 639.515,86 Euro, Ilmenau
635.221,91 Euro, Geratal 121.006,45 Euro und
Großbreitenbach 303.236,38 Euro.

Die Antwort zu Frage 2: Die Sonderzuweisungen
sollen noch in diesem Monat – also im Juli – an die
Kur- und Erholungsorte ausgezahlt werden.

Die Antwort zu Frage 3: Nein, solche Nachweise
und Rechtfertigungen sind nicht erforderlich.

Die Antwort zu Frage 4: Da sich die Verteilung der
Sonderzuweisungen für Kurorte am Kurlastenaus-
gleich orientiert, war zunächst abzuwarten, bis die
für den Kurlastenausgleich maßgeblichen Daten
der Kommunen vollständig vorlagen. Nachdem dies
der Fall war, wurden im Juni die Bescheide für den
Kurlastenausgleich versandt. Nunmehr können
kurzfristig die Bescheide für die Sonderzuweisun-
gen für Kurorte erstellt und versandt werden, und
im Anschluss werden die Mittel ausgezahlt.

Für die Ermittlung der Sonderzuweisungen für Er-
holungsorte war es zunächst notwendig, dass die
Ergebnisse der kommunalen Jahresrechnungssta-
tistik für das Haushaltsjahr 2019 im März 2021
durch das Thüringer Landesamt für Statistik veröf-
fentlicht wurden, da diese einen wesentlichen Be-
standteil der Verteilungsparameter der Mittel dar-
stellen. Im nächsten Schritt mussten Auszüge die-
ser Daten beim TLS sowie eine aktuelle Übersicht
der staatlich anerkannten Erholungsorte beim Thü-
ringer Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und
Digitale Gesellschaft abgefragt werden. Nach der
Erarbeitung der Richtlinie über die Verteilung der
Sonderzuweisungen an die Erholungsorte und der
dazugehörigen Modellrechnung wurde diese mit
anderen Ressorts und dem Gemeinde- und Städte-
bund abgestimmt sowie der Beirat für kommunale
Finanzen angehört.

Nachdem die Zeichnung der Richtlinie durch Herrn
Minister diese Woche erfolgt ist, wird diese zum
nächstmöglichen Zeitpunkt im Thüringer Staatsan-
zeiger veröffentlicht. Nach der Veröffentlichung der
Richtlinie sollen die Sonderzuweisungen für die
Thüringer Erholungsorte unverzüglich verbeschei-
det und ausgezahlt werden.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Nachfragen kann
ich nicht erkennen. Damit kommen wir zur letzten
Mündlichen Anfrage für den heutigen Tag, gestellt
durch Herrn Abgeordneten Henkel in der Drucksa-
che 7/3617.

Abgeordneter Henkel, CDU:
Bundesstraße 62 in der Ortslage Krayenbergge-
meinde 
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Dem Fragesteller liegt die Information vor, dass der
Bund eine verkehrswirtschaftliche Untersuchung
unter anderem für die Bundesstraße 62 einschließ-
lich der Ortslage der Krayenberggemeinde bereits
vor einigen Monaten zugesagt hat. 50 Prozent der
entstehenden Kosten für die auf zwei bis drei Jahre
angelegte Untersuchung würden demnach vom
Bund getragen. Der Startschuss könne noch dieses
Jahr fallen. Allerdings erfolgten nach Kenntnis des
Fragestellers aufgrund der fehlenden personellen
Ressourcen hierfür noch keine konkreten Aktivitä-
ten. Die verkehrswirtschaftliche Untersuchung ist
eine wesentliche Voraussetzung für den Abschnitt
der B 62 bis zur Landesgrenze zu Hessen, um wie-
der Aussicht auf Aufnahme in den Bundesverkehrs-
wegeplan zu erhalten. 

Ich frage die Landesregierung:

1. Unterstützt die Landesregierung das Vorhaben
einer verkehrswirtschaftlichen Untersuchung durch
kurzfristige Bereitstellung der nötigen finanziellen
Mittel und personellen Ressourcen?

2. Welchen Zusammenhang sieht die Landesregie-
rung zwischen der von ihr vorangetriebenen Zentra-
lisierung des Thüringer Landesamts für Bau und
Verkehr einerseits und Verzögerungen beim Beginn
der verkehrswirtschaftlichen Untersuchung auf-
grund personeller Engpässe andererseits?

3. Was unternahm die Landesregierung bisher, um
die Ortsumfahrungen von Merkers und Dorndorf
wieder in den vorrangigen Bedarf des Bundesver-
kehrswegeplans aufzunehmen?

4. Welche Möglichkeiten sieht die Landesregierung,
um die Aufnahme der Ortsumfahrungen von Mer-
kers und Dorndorf in den vorrangigen Bedarf des
Bundesverkehrswegeplans zu beschleunigen?

Vizepräsident Worm:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Infrastruktur und Landwirtschaft. Bitte, Frau
Staatssekretärin.

Karawanskij, Staatssekretärin:
Vielen Dank, Herr Präsident. Die Mündliche Anfra-
ge von Herrn Henkel beantworte ich für die Landes-
regierung wie folgt:

Gemeinsam mit der hessischen Straßenbauverwal-
tung wurde durch die Thüringer Straßenbauverwal-
tung beim Bundesministerium für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur die Mitfinanzierung des Bundes für
eine verkehrswirtschaftliche Untersuchung für Bun-
desstraßen im Raum zwischen Bundesautobahn
A 4 Eisenach/Kirchheimer Dreieck und A 7 Fulda
und der B 19 Meiningen – Eisenach in Thüringen

und Hessen beantragt. Der Bund hat mit dem
Schreiben vom 8. Dezember 2020 der Mitfinanzie-
rung zugestimmt. Die anteiligen finanziellen Mittel
für die geplante verkehrswirtschaftliche Untersu-
chung sind im Landeshaushalt eingeplant. Die Be-
auftragung der verkehrswirtschaftlichen Untersu-
chung wird aufgrund der angespannten und nicht
kurzfristig zu lösenden Personalsituation im Thürin-
ger Landesamt für Bau und Verkehr für das Jahr
2022 angestrebt.

Zu Frage 2: Einen Zusammenhang zwischen der
Verwaltungsreform 2019 – ich gehe davon aus,
dass Sie sich bei Ihrer Frage auf diese beziehen –
und Verzögerungen beim Beginn der verkehrswirt-
schaftlichen Untersuchung aufgrund personeller
Engpässe kann von der Landesregierung nicht er-
kannt werden. Die personellen Engpässe in der
Thüringer Straßenbauverwaltung, also im TLBV, er-
geben sich aus einer demografischen Entwicklung
im Allgemeinen und der Nachwuchssituation für
Bauingenieure im Besonderen, genauso wie das
andere Verwaltungen eben auch trifft. 

Zu den Fragen 3 und 4, die ich gemeinsam beant-
worte: Die Aufnahme des Vorhabens in den Bun-
desverkehrswegeplan ist erst mit dessen Fort-
schreibung möglich. Diese ist bisher nicht termi-
niert, lässt sich aber für die zweite Hälfte des Jahr-
zehnts erwarten. Die Zeit bis dahin wird genutzt,
um die Chancen zur Aufnahme des Vorhabens in
den Bundesverkehrswegeplan objektiv zu verbes-
sern. Im Rahmen einer Machbarkeitsstudie wurde
durch das TLBV im Jahr 2019 mit unterschiedlichen
Lösungsansätzen eine Verbesserung der verkehrli-
chen Situation in Dorndorf und Merkers untersucht.
Die Änderungen, die dort im Bestand untersucht
worden sind, würden zu einer punktuellen Verbes-
serung im Verkehrsablauf führen, aber das Problem
des Durchgangsverkehrs nicht lösen. Es wurden
daraufhin weiter für die bisher gewählten Linien der
Ortsumgehung Varianten bearbeitet, die den Anfor-
derungen der Richtlinien im Straßenbau Rechnung
tragen, aber beispielsweise durch kostengünstigere
Lösungen für die Bauwerke im Überschwemmungs-
bereich der Werra das Kosten-Nutzen-Verhältnis
verbessern. Dies allein erscheint aber noch nicht
hinreichend erfolgversprechend. Auf die Initiative
meines Hauses, also des Thüringer Ministeriums
für Infrastruktur und Landwirtschaft, fand daher im
August letzten Jahres eine Abstimmung zwischen
den zuständigen Ministerien von Thüringen und
Hessen zu grundsätzlichen Verfahrensfragen und
Verwaltungsentscheidungen betreffend grenzüber-
schreitende Landstraßen statt. Das TMIL und das
hessische Ministerium für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Wohnen stimmten überein, dass für die
B 62 eine Überprüfung des Nutzen-Kosten-Verhält-
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nisses in Abstimmung mit dem BMVI und unter Be-
teiligung des Fachgutachtens des Bundes auf Basis
der neuesten konventionellen Beschaffungsvariante
für den Prognosehorizont 2035 erfolgen muss.

Die Vertreter Thüringens, aber auch Hessens ver-
ständigten sich in einem ersten Schritt mit dem
Fachgutachter unter Einbindung der B 19 Waldfisch
bis Meiningen über die Bildung möglicher, gegebe-
nenfalls auch neuer, bisher nicht bewerteter ver-
kehrswirksamer Abschnitte für die B 62, die zu-
nächst anhand der vorliegenden Daten auf ihre Er-
folgsaussichten überprüft oder hinsichtlich erforder-
licher Einsparung bewertet werden soll.

Hessen Mobil und das TLBV überprüfen in einem
zweiten Schritt die Bedarfsbegründung, den Ent-
wurf und die Kosten auf dem Niveau aller Anmel-
dungen zum Bundesverkehrswegeplan 2030 im Zu-
ge der B 62, Abschnitt BAB A 4 bis B 19 Bad Sal-
zungen, um die Maßnahme B 62 Ortsumfahrung
Dorndorf und Merkers in den Kontext mit anderen
Vorhaben zu stellen. Ziel ist es, kostenoptimierte
technische Lösungen für die verkehrswirksamen
Abschnitte zu finden, die ein ausreichend großes
Kosten-Nutzen-Verhältnis erwarten lassen. 

Vielen Dank.

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Gibt es Nach-
fragen? Es gibt eine Nachfrage des Abgeordneten
Henkel.

Abgeordneter Henkel, CDU:
Mich würde die Anzahl der Planstellen in der zu-
ständigen Abteilung interessieren, dazu eine Aus-
sage, wie viele der Planstellen wirklich besetzt sind,
und auch eine Konkretisierung, wie viele Mitarbeiter
in dieser Abteilung momentan für andere Arbeiten
eingesetzt sind, die nicht zum Bereich Straßenver-
kehr gehören, beispielsweise Corona – das wäre
die erste Frage.

Die zweite Frage bezieht sich darauf, dass die an-
grenzenden Bundesländer Hessen und Bayern ja
gerade ihre Landesbehörden dezentralisieren, un-
ter anderem weil sie Probleme bei der Personalge-
winnung haben. Womit begründet der Freistaat
Thüringen, dass er genau das Gegenteil tut, das
heißt zentralisiert und damit die Personalgewinnung
noch einmal schwieriger macht? Gibt es dafür eine
logische Begründung?

Karawanskij, Staatssekretärin:
Also zum ersten Teilaspekt Ihrer Nachfrage, die ist
ja kongruent mit der Nachfrage vorhin bei der

Mündlichen Anfrage des Abgeordneten Bergner.
Ich würde einfach diese Antwort auch Ihnen zur
Verfügung stellen, weil sie deckungsgleich ist.

Und zum zweiten Aspekt: Also das ist schon eine
steile These, die Sie jetzt erst mal in den Raum
werfen. Ich habe es gerade in meiner Antwort ver-
sucht dazustellen, vielleicht ist es nicht ganz rüber-
gekommen, dass die Verwaltungsreform 2019 eben
nicht in einem direkten Sachzusammenhang steht
und dass für die Straßenverwaltung ein Zusam-
menhang zwischen zentral und dezentral und der
Personalsituation nicht ohne Weiteres so herge-
stellt werden kann. Sondern ich habe gerade ange-
führt, dass wir es in der Straßenbauverwaltung tat-
sächlich – wie im Übrigen auch in anderen Bran-
chen – mit einem Fachkräftemangel zu tun haben,
dem wir mittelfristig und langfristig natürlich werden
begegnen müssen, und da auch entsprechende
Instrumente fortführen. Insofern kann ich jetzt erst
mal Ihre These, die Sie vorangestellt haben, so
nicht teilen. Vielen Dank.

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Weitere Nach-
fragen kann ich nicht erkennen. Ich stelle fest, dass
wir in dieser aktuellen Fragestunde eine Reihe von
Fragen nicht abarbeiten konnten, und weise darauf
hin, dass die verbleibenden Mündlichen Anfragen
innerhalb einer Woche ab dem Tag der Fragestun-
de durch die Landesregierung gemäß § 91 Abs. 2
Satz 2 der Geschäftsordnung beantwortet werden.
Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt.

Ich rufe erneut auf den Tagesordnungspunkt 77

Wahl eines Mitglieds der Kom-
mission nach Artikel 10 Grund-
gesetz (G 10-Kommission) ge-
mäß § 2 Abs. 2 des Thüringer
Gesetzes zur Ausführung des
Artikel 10-Gesetzes
Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/3638 - 

um das Wahlergebnis bekannt zu geben. Wahl ei-
nes Mitglieds der G 10-Kommission: abgegebene
Stimmen 81, ungültige Stimmen 0, gültige Stim-
men 81. Auf den Wahlvorschlag entfallen 26 Ja-
stimmen, 51 Neinstimmen und es liegen 4 Enthal-
tungen vor. Damit hat der Wahlvorschlag der Frak-
tion der AfD, Frau Abgeordnete Herold, die Stim-
men der Mehrheit der Mitglieder des Landtags nicht
erreicht. 
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Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt und wir
kommen von der Tagesordnung her jetzt zum Ta-
gesordnungspunkt 29

Garantiert gut versorgt – Medi-
zinische Leistungen in ganz
Thüringen sichern
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 7/2041 - 

Wünscht die Fraktion der CDU das Wort zur Be-
gründung? Bitte, Herr Abgeordneter Zippel. 

Abgeordneter Zippel, CDU:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren, eines der ersten Dinge, die man in der
Fahrschule lernt, ist vorausschauendes Fahren:
nicht auf die Bremslichter des Vordermanns star-
ren, sondern Gefahren möglichst früh erkennen,
rechtzeitig reagieren. Auch in der Politik empfiehlt
sich das durchaus als kluge Strategie, zum Beispiel
nicht warten, bis ein Krankenhaus in Schieflage ge-
rät, und dann hektisch nach einer Lösung suchen,
nicht von Krise zu Krise sich hangeln, sondern
langfristige Entwicklungen im Auge behalten, eine
Vision haben, wo Thüringen in fünf oder zehn Jah-
ren stehen soll. 

Wir wissen, der demografische Wandel trifft Thürin-
gen früher und härter als andere Länder. Wir haben
eine alternde Bevölkerung, also auch eine weniger
mobile Bevölkerung. Wir haben eine Zunahme an
Mehrfacherkrankungen, die sogenannte Multimorbi-
dität. Und wir haben einen sehr großen Fokus auf
dem Thema „Barrierefreiheit“ und den Anspruch an
intelligente Mobilitätskonzepte. Die Bevölkerungs-
anzahl und damit auch die Patientenanzahl werden
weiter zurückgehen, das heißt eben auch: sinkende
Einnahmen für die Krankenhäuser. Gerade kleinere
Krankenhäuser auf dem Land sind davon überpro-
portional betroffen.

Zudem: Die demografische Entwicklung macht
auch vor dem medizinischen Fachpersonal nicht
halt, weniger Nachwuchs heißt auch weniger Be-
rufsanfänger. Die Frage ist also nicht, ob es einen
Umbruch der Gesundheitslandschaft geben wird,
die Frage ist: Handeln wir früh genug, dass wir die-
sen Umbruch noch selbst gestalten können?
Grundsatz ist dabei, die Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse in Stadt und Land und das große
Vertrauen der Menschen in das Thüringer Gesund-
heitssystem aufrechtzuerhalten. Dieses große Ver-
trauen ist das höchste Gut. Unsere Aufgabe als Po-
litiker ist es, das Vertrauen in eine gut funktionieren-
de und im Notfall schnelle Versorgung zu erhalten.
Thüringen hat hier auch eine Pionierleistung zu

vollbringen, wir brauchen dafür eine mutige und ak-
tive Gestaltung. Das alles ist der Hintergrund unse-
res Antrags „Garantiert gut versorgt“. Wir wollen ei-
ne Brücke in die Gesundheitsversorgung der Zu-
kunft bauen und sehen unseren Antrag hier als ei-
ne breit aufgestellte Diskussionsgrundlage für einen
ganzheitlichen Ansatz, ein ganzheitliches Konzept.
Es mangelt nicht an guten Ideen und Initiativen,
Konzepten und Modellprojekten in Thüringen – das
alles wollen wir in ein Konzept gießen und auch
machen, es soll nicht nur theoretisiert werden, son-
dern es soll auch umgesetzt werden. So viel an die-
ser Stelle zur Einbringung, auf die Details werde ich
dann später noch eingehen. Vielen herzlichen
Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Ich eröffne die
Aussprache, als erster Redner hat Herr Abgeordne-
ter Montag, Fraktion der FDP, das Wort.

Abgeordneter Montag, FDP:
Vielen Dank, Herr Präsident. Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Lieber Christoph Zippel, erst mal vielen
Dank für die Vorlage dieser Initiative. Es ist, glaube
ich, sehr wichtig, dass wir uns mit Themen beschäf-
tigen, die vor allen Dingen perspektivisch Probleme
lösen wollen, und nicht so tun, als müsste man bei
jedem Mal – den Eindruck gewinnt man ja zunächst
– erst mal eine ganze Zeitlang gar nichts tun, um
am Ende hektisch irgendwie Symbolpolitik zu be-
treiben – Klammer auf: Geld in die Hand zu neh-
men –, um ein Problem nur kurzfristig zu lösen,
aber nicht tatsächlich strukturell, langfristig.

Allerdings, ein bisschen Kritik darf auch sein, denn
39 Maßnahmen, das ist ganz gut. Ich sage mal so:
Der beste Abgeordnete wäre da der Herr „Man
müsste mal“.

(Beifall FDP)

Aber ich glaube, nur das Spiegelstrichpolitikma-
chen, also zu sagen, welche Probleme es gibt, ist
ein guter Ansatz für eine breite Diskussionsbeilage,
aber er hilft jetzt erst mal noch nicht, den aktuellen
Erkenntnisstand, den wir haben, in politisches Han-
deln umzusetzen. Und das haben wir ja. Ich will
beispielsweise nur mal noch auf die Frage der Digi-
talisierung hinweisen. Völlig richtig, wir müssen vo-
rankommen in der Digitalisierung im Gesundheits-
wesen, gerade in Thüringen. Und es ist auch rich-
tig, darauf hinzuweisen, dass man auch Modellre-
gionen braucht. Aber das allein reicht natürlich
nicht. Deswegen lagen dem Hohen Hause vier An-
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träge zur Frage „Digitalisierung im Gesundheitswe-
sen“ seitens der FDP-Fraktion vor. Und, lieber
Christoph Zippel, du weißt es, im Ausschuss – ich
will das hier mal deutlich sagen – hat Rot-Rot-Grün
mit der AfD gegen die Stimmen der FDP und der
CDU dafür gesorgt, dass es nicht einmal zu einer
Anhörung dieser komplexen Anträge gekommen
ist. So sieht Hintertürsachpolitik von Rot-Rot-Grün
aus, wenn es darum geht, tatsächlich wichtige The-
men mal umfassend zu besprechen mit denjenigen,
die das nicht nur langfristig fordern, sondern die vor
allen Dingen davon betroffen sind – ich sage nur
Versorgungssicherheit. 

(Beifall CDU, FDP)

(Zwischenruf Abg. Schubert, DIE LINKE)

Da brauchen Sie nicht mal so dazwischenrufen,
Herr Schubert, informieren Sie sich erst. Das hilft
immer, die Qualität einer Debatte zu erhöhen. 

Thema „Nachwuchs“: Auch das ist ein richtiger
Punkt, Herr Zippel, überhaupt keine Frage. Da ha-
ben wir als Landtag auch schon einen großen
Schritt getan. Die Frage ist tatsächlich, wie bekom-
men wir dann die Noch-Studierenden in die Fläche.
Da haben wir den Mangel, auch wenn er schon an
Kliniken selbst angekommen ist, dort über Assis-
tenzkräfte allerdings häufig noch abgefedert. Ihr
wollt evaluieren – die Frage ist, welche weiteren
Maßnahmen da eben möglich sind, die Niederlas-
sungsförderung zu betreiben. Da sind wir auch
schon einen Schritt weiter, auch in der Debatte,
denn wir haben auch da als FDP einen Antrag vor-
gelegt. Es liegt unter anderem an der Frage Unzu-
lässigkeit von Doppelförderung durch Förderpro-
gramme der Kassenärztlichen Vereinigung und
eben des Landes, die ausgeschlossen ist. Wie ge-
sagt, das ist auch eine Frage, die wir dort schon ha-
ben und die auch Zahnmediziner und Apotheker
betrifft, die von Niederlassungsförderung bisher
noch gar nicht betroffen sind oder die Möglichkeit
dazu haben. 

Bürokratieabbau ermitteln: Wie viel Bürokratie gibt
es und welche Dokumentationspflichten? Das weiß
man auch schon. 52 Millionen Bürokratiestunden
verbringen Ärztinnen und Ärzte jedes Jahr mit Ver-
waltungstätigkeiten, die im Übrigen zum Großteil
Dokumentationspflichten sind, die vor allen Dingen
Misstrauensvoten sind – das muss man leider sa-
gen – aus dem System selbst, nämlich häufig durch
die Krankenkassen. Auch da wissen wir schon
mehr, als wir tatsächlich als Politik handeln, um das
einzudämmen. Da hatten wir einen kleinen inhaltli-
chen Antrag hier gehabt zu der Frage: Muss denn
jeder Arzt tatsächlich strafbewehrt dafür sorgen,
seine Telefonnummer und seine Adresse dem Ge-

sundheitsamt vor Ort zu melden, oder kann das
nicht eine Körperschaft öffentlichen Rechts ma-
chen, wie eine Kammer oder eine Kassenärztliche
Vereinigung, die über diese Daten sowieso verfügt? 

(Beifall FDP)

Das wurde, das sage ich ganz deutlich, mit faden-
scheinigen Argumenten abgelehnt. Begründung
war die Pandemiebekämpfung. Wie das zusam-
menpasst, habe ich bis heute nicht verstanden; die
Akteurinnen und Akteure im Übrigen auch nicht. 

(Beifall FDP)

Das Thema „Sektorenübergreifende Versorgung“ ist
ein zentrales Kernproblem, bei dem wir absolut
auch an der Seite der CDU stehen. Hier werden
verbindliche Vorschaltgespräche einer zukunftsfes-
ten Krankenhausstruktur vorgeschlagen. Das ist im-
mer richtig. Ich glaube, das ist auch ein normaler
Prozess bei der Entwicklung des Landeskranken-
hausplans. Ich will jetzt mal ein bisschen deutlicher
werden. Aus Sicht der FDP haben wir auch da kein
Erkenntnisproblem. Wer mal eine Bedarfsanalyse
macht, was die Patienten in einer Region brauchen,
der wird feststellen, dass die dazugehörigen ge-
planten Strukturen nicht mehr passend sind. Sie
sind ungenau, sie sind teuer, sie stehen in Konkur-
renz zueinander. Das wissen wir. Es gibt mittlerwei-
le Versorgungsmodelle, die anderswo erprobt sind,
die erfolgreich sind, die kostengünstiger sind und
die Qualität heben. 

Die Digitalisierung der Notfallversorgung: Seit 2019
liegt der IVENA-Antrag im entsprechenden Aus-
schuss. Wir hoffen auf alsbaldige Behandlung. 

Wir stimmen der Ausschussüberweisung zu und
freuen uns auf eine gute Diskussion dazu und auch
auf ein Anhörungsverfahren, das diesmal hoffent-
lich Rot-Rot-Grün mithilfe der AfD nicht verhindern
wird. Vielen Dank. 

(Beifall FDP)

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Als nächsten Red-
ner rufe ich Herrn Abgeordneten Plötner, Fraktion
Die Linke, auf. Kein Redebedarf. Danke. Dann wä-
re die nächste Rednerin Frau Abgeordnete Pfeffer-
lein, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Abgeordnete Pfefferlein, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:
Vielen Dank, Herr Präsident. Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen, wir haben uns darauf geeinigt,
dass ich für die Koalition hier zum Antrag der CDU
reden darf. Vielen Dank, Herr Zippel, für Ihren An-
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trag. Als ich Ihren Antrag gelesen habe, war vor
meinem geistigen Auge die blühende Gesundheits-
landschaft in Thüringen zu sehen.

(Beifall CDU)

Jeder Mensch hat Zugang zu Arztterminen und Be-
handlungen und Leistungen. VERAH radelt mit ih-
rem telemedizinischen Rucksack ausgestattet zu
den Hausbesuchen: so können sich der Arzt und
der Opi gegenseitig sehen, wenn der Bus gerade
nicht fährt, die Telemedizin ergänzt nämlich die Ter-
mine der Präsenzmedizin. Ich sehe Landambulan-
zen, in denen hochmotivierte junge Ärztinnen und
Ärzte in Angestelltenverhältnissen arbeiten. Die Be-
treuung der Kinder ist selbstverständlich auch ab-
gesichert, weil es in den Kleinstädten nämlich eine
gut funktionierende Infrastruktur gibt, die flexible Ar-
beitszeiten und Betreuungszeiten anbietet. Fröhli-
che Seniorinnen und Senioren genießen neue Ein-
drücke in der Kurzzeitpflege usw., usf. Und das
Beste ist, ich sehe die Abstimmung aller demokra-
tischen Parteien in Stadt- und Kommunalräten, die
sich zur Einrichtung von Versorgungszentren be-
kennen. Das wäre super. Das trifft mich voll ins
Herz und da stehe ich voll dahinter.

Aber leider sind wir davon noch ein Stück weit ent-
fernt und das wissen wir alle. Wir haben diesen
Prozess hier schon mehrfach begleitet. Ich sage
nur mal: Umstrukturierung von Krankenhäusern.
Das ist an der einen oder anderen Stelle eben doch
nicht so einfach. Wenn es darum geht, die Proble-
me zu lösen, sind nämlich Trippelschritte und das
Voranschreiten, wie Sie das hier so beschreiben,
gut miteinander abzuwägen und abzustimmen,
denn das ist doch theoretisch immer leicht gesagt.
Wir wissen alle, dass man hier auch ein Stück weit
nach vorn gehen muss, aber in der Umsetzung
kommt man doch oft, und nicht nur kommunal, an
seine Grenzen.

Wie Sie das auch in Ihrem Antrag beschrieben ha-
ben, sind wir da auch nicht entfernt – keineswegs –,
aber wir müssen trotzdem an der einen oder ande-
ren Stelle noch einen anderen Ansatz finden. Ihr
Antrag ist auch an der einen oder anderen Stelle et-
was allgemein gehalten.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Unruhe FDP)

Und einen solchen umfassenden Umbau schaffen
wir nicht ohne Basis vor Ort. Das habe ich jetzt
schon mehrfach gesagt, denn wir haben ja alle
schon erlebt, was da schiefgehen kann. 

Es gehören vor allem die Gremien der Selbstver-
waltung im Gesundheitssektor dazu, die Kranken-

kassen finde ich ganz wichtig, die Vertreterinnen
und Vertreter der Leistungserbringer, alle Akteurin-
nen und Akteure der Gesundheitswirtschaft und die
privaten Anbieterinnen und Anbieter im Gesund-
heitswesen, natürlich die parlamentarischen Vertre-
tungen und die kommunale Verwaltungsebene.
Aber Ihr Antrag weist auch zu Recht darauf hin,
dass es in Thüringen schon eine hochwertige und
auf kurzem Wege verfügbare Gesundheitsland-
schaft gibt. Das sollten wir nicht als selbstverständ-
lich hinnehmen. Besonders mit dem Blick auf den
demografischen Wandel, den Sie auch angespro-
chen haben, sind die anhaltende Landflucht und
andere anstehende strukturelle Veränderungen ei-
ne besondere Herausforderung, diese auch zu er-
halten. Deshalb müssen wir hier auch nicht nach
neuen Besen rufen, sondern auch mit denen weiter
kehren, die bislang gut funktioniert haben. Wir müs-
sen uns aber auf das konzentrieren, was unsere
Gesundheitslandschaft langfristig verändern und
verbessern kann.

Ich möchte an dieser Stelle noch mal darauf hinwei-
sen, was noch zu einem zukunftsfähigen Gesund-
heitssystem gehört. Die Erreichbarkeit von Einrich-
tungen der Gesundheitsversorgung muss für alle si-
chergestellt werden.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dazu müssen wir den Aufbau von fachübergreifen-
den Behandlungseinrichtungen, kooperativen Ver-
sorgungsformen und die Zusammenarbeit von
Kommunen und Gesundheitsanbietenden von Lan-
desseite aus zwar unterstützen, aber auch von der
anderen Seite her anfangen und die Kommunen
von Anfang an mitnehmen. Der Umbau des öffentli-
chen Gesundheitsdienstes, das hat uns gerade die
Zeit einmal mehr gezeigt, um ihn wirklich zur tra-
genden dritten Säule für die Gesundheitsversor-
gung aufzustellen. Die Prävention und die Gesund-
heitsförderung sind hoch wichtig. Gemeinwohlorien-
tiert, multiprofessionell und frei von kommerziellen
Interessen muss der ÖGD arbeiten können. Für ein
leistungsfähiges Gesundheitssystem brauchen wir
auf lange Sicht vor allem eins: Fachkräfte – das hat
Herr Montag schon gesagt, und wir haben hier
auch schon gemeinsam in zig Anträgen und Anhö-
rungen darum gekämpft, dass das Anerkennungs-
verfahren erleichtert wird. Ohne die eingewander-
ten Erwerbstätigen, die als Ärztinnen und Ärzte, als
Pflegefachkräfte oder auch in anderen medizini-
schen Fachberufen tätig sind, ginge hier nämlich
schon einiges nicht mehr. Deshalb müssen wir da-
für sorgen, dass es attraktiv ist, in Thüringen zu le-
ben.
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(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Nötig ist ein echter Aufbruch mit wirksamen Schrit-
ten für noch mehr Zusammenarbeit und Vernet-
zung, für eine neue Aufgabenteilung zwischen den
Gesundheitsberufen und für eine Ökonomie, die
dem Ganzen und nicht nur dem Einzelnen dient.
Vielen Dank an dieser Stelle. Wir überweisen den
Antrag gern mit an den Sozialausschuss. Vielen
herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Als nächsten Red-
ner rufe ich für die Fraktion der AfD Herrn Abgeord-
neten Dr. Lauerwald auf.

Abgeordneter Dr. Lauerwald, AfD:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
gen Abgeordnete und Zuhörer am Livestream,
wenn ich mir den Antrag der CDU so anschaue, ist
festzustellen, dass vier Hauptanliegen vorgebracht
werden, ich zitiere: „A. Garantiert gut versorgt –
Medizinische Leistungen in ganz Thüringen si-
chern“, „B. […] Förderung telemedizinischer Versor-
gung“, „C. […] intelligente Vernetzung medizini-
scher Leistungen“ und „D. […] verstärkte Nach-
wuchsförderung, Fachkräftezuwanderung und er-
tüchtigte Gesundheitsberufe“. Dazu werden insge-
samt – Herr Montag hat es schon erwähnt – 39 Un-
terpunkte aufgeführt. Das ist ein Rundumschlag,
mit dem nun endlich alles gut wird, so möchte man
glauben, als ob das alles noch niemandem einge-
fallen wäre. Es lohnt sich nicht, inhaltlich auf alle
39 Forderungen im Antrag der Fraktion der CDU
einzugehen, weil das meiste bereits altbekannte
Schlagworte sind, die seit Jahren immer wieder von
allen Beteiligten im Gesundheitswesen artikuliert
werden und leider kaum zu Ergebnissen führten.

(Beifall AfD)

Greifen wir mal einige Punkte heraus: Was nutzt es
zu wiederholen, dass es Unterschiede in der medi-
zinischen Versorgung zwischen Stadt und Land
gibt, die Sie wiederholt formulieren in Punkt II.2, 3,
4, 6 und IV.9 und 10? Das sind doch leider altbe-
kannte Tatsachen. Seit Jahrzehnten wird von allen
Beteiligten, die Patienten an der Basis versorgen,
gefordert, die Bürokratie abzubauen. Die heilenden
Leistungserbringer erleben das Gegenteil: Die Bü-
rokratie ufert immer mehr aus.

(Beifall AfD)

Da können Sie in Ihrem Antrag in Punkt IV.13 zwar
eine Studie zur Distribution ärztlicher Leistungen
fordern, die die Ärzte von Bürokratie entlasten soll,
aber eine Verschiebung des Problems auf die Pfle-
gekräfte führt nicht zum Ziel eines wirksamen gene-
rellen Bürokratieabbaus. 

Telemedizin und Digitalisierung sind sicher eine
Möglichkeit, weitere Ressourcen zu erschließen.
Die von Ihnen geforderte telemetrische Testregion
auf dem Land soll Voraussetzungen erkunden, wie
eine flächendeckende und gute Versorgung damit
im ländlichen Raum zukunftsfähig sein könnte. Wir
alle wissen, dass ohne ein schnelles flächende-
ckendes Internet in Thüringen diesbezüglich gar
nichts läuft, weder in den Schulen, in der Medizin
noch in zahlreichen anderen Bereichen. Es werden
nämlich essenzielle technische und physikalische
Voraussetzungen ignoriert und die übernächsten
Schritte vor den ersten Anlauf gesetzt. So werden
Digitalisierung und Telemedizin nie funktionieren.
Dieses realitätsferne Wunschdenken kennen wir
leider schon aus der Energie-, Klima- und Mobili-
tätspolitik, die nicht zu Ende gedacht und uns in ei-
ne Sackgasse führen wird.

(Beifall AfD)

Des Weiteren wird die immer älter werdende Land-
bevölkerung genauso wenig flächendeckend tele-
metrieaffin werden, wie die jetzige Generation über
70 computeraffin ist. Ein Dauerbrenner ist der Man-
gel an ärztlichen sowie nicht ärztlichen Fachkräften
in der Medizin. Wer soll denn in den von Ihnen ge-
forderten neu zu schaffenden Kurzzeitpflegestatio-
nen arbeiten – III.11? Sie wollen weiterhin eine
Fachkräftezuwanderung, obwohl bereits jetzt jeder
vierte Klinikarzt aus dem Ausland stammt; die fach-
lichen und sprachlichen Barrieren sind bekannt. Der
Fachkräftemarkt des Auslands wird bereits regel-
mäßig brutal abgesaugt, da wird dauerhaft schwer-
lich noch jemand zu finden sein. Sie wollen generell
zusätzlich zahlreiche Förderungen inklusive EU-
Fördermittel, um die bestehenden Engpässe zu be-
wältigen – Punkte II.7, 8, 9; III.8; IV.7, 8, 10. Zum
Glück füllen sich alle Fördertöpfe wie im Märchen
ständig nach; Geld ist, wie wir aus der Corona-Kri-
se wissen, unendlich vorhanden und die Steuerzah-
ler geben dafür natürlich gern und mit wachsender
Begeisterung ihr Geld nach Erfurt, Berlin und Brüs-
sel.

(Beifall AfD)

Es gibt aber auch positive Aspekte in Ihrem Antrag,
hier einige Beispiele: Punkt IV.3 und 8 – Erhöhung
der Landarztquote entsprechend Drucksache
7/1731. Dankenswerterweise greifen Sie auf den
Antrag der AfD-Fraktion zurück – AfD: Landarzt-
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quote – „Gesetz zur Sicherung des medizinischen
Nachwuchses im ländlichen Raum und im öffentli-
chen Gesundheitsdienst in Thüringen (Thüringer
Landarztgesetz)“, Drucksache 7/1644.

(Beifall AfD)

In Punkt IV.11 – Schulgeldfreiheit für Heilberufe um-
setzen – greifen Sie dankenswerterweise auf den
Antrag der AfD-Fraktion zurück –

(Beifall AfD)

AfD: „Reform der Ausbildungsfinanzierung in den
Gesundheitsfachberufen – Schulgeld für alle Ge-
sundheitsfachberufe in Thüringen jetzt abschaffen“,
Drucksache 7/548.

(Beifall AfD)

In Punkt IV.1 – Steigerung der Kapazitäten im Phar-
maziestudium; IV.10 – Förderung der Niederlas-
sung von Pharmazeuten im ländlichen Raum –
greifen Sie dankenswerterweise auf den Antrag der
AfD-Fraktion zurück – 

(Beifall AfD)

AfD: „Die Situation der Apotheken in Thüringen –
Apothekensterben im ländlichen Raum verhindern“,
Drucksache 7/157 vom 22.01.2020. AfD wirkt!

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Das haben
wir schon gemacht, bevor Sie im Landtag
waren!)

(Beifall AfD)

Sie wollen die Thüringer Lehrkrankenhäuser ver-
stärkt in die klinische Ausbildung von Studenten
einbeziehen – Punkte IV.5 und 6. Diese Einbezie-
hung gab es auch schon zu DDR-Zeiten und sie hat
sich bewährt. Alles steht und fällt aber – wie in allen
anderen Bereichen – mit dem Personal. Die Klinik-
ärzte arbeiten jetzt schon am Limit. Es gibt unbe-
setzte Stellen und Abteilungsschließungen bis hin
zu Überlegungen, ganze Klinikstandorte auf dem
Land aufzugeben. Wer soll sich denn – wie von Ih-
nen gefordert – um die Ausbildung der Studenten
noch intensiver als bisher kümmern?

Noch einmal zum Thema der ambulanten ärztlichen
Versorgung: In IV.9 wollen Sie Maßnahmen evalu-
ieren lassen, wie die Niederlassung im ländlichen
Raum erhöht werden kann. Immer und immer wie-
der fehlt es an medizinischem Personal. Das Pro-
blem liegt – wie in vielen politischen Bereichen –
auch in der Medizin in der Vergangenheit.

Meine sehr verehrten Kollegen von der CDU, Sie
haben in Deutschland seit Jahrzehnten eine ver-
fehlte Familienpolitik betrieben.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Worm: 
Herr Abgeordneter, es gibt den Wunsch des Abge- 
ordneten Montag auf eine Zwischenfrage. 

Abgeordneter Dr. Lauerwald, AfD: 
Nein. 

Zusätzlich hat die Politik der CDU im Gesundheits- 
wesen die soziale Marktwirtschaft durch eine sozia-
listische  Planwirtschaft ersetzt. Jetzt haben wir  die
Misere:  Mangelverwaltung,  Dirigismus,  Einschrän-
kung  der  Freiheitsgrade.  Aber  man  lernt  wieder
nichts  daraus.  Es  wird  nicht  an  der  Ursache  des
Problems  angesetzt, sondern nur mit kleinen  Stell-
schrauben    versucht,    die    selbst    verursachten 
Symptome  zu mildern. Das funktioniert doch  nicht. 
Sozialismus  hat  noch nie funktioniert und  wird  es 
auch nie. 

Meine  Empfehlung  für  den  niedergelassenen  Be- 
reich:  Setzen  Sie  sich  im  Bundesrat  für  die  Ab-
schaffung  der  Budgetierung  ein,  das  macht  den
Arztberuf wieder attraktiv. Leistung lohnt sich end-
lich wieder. 

(Beifall AfD) 

Angebot und Nachfrage wird die ambulante Versor- 
gung  mit  ausreichend  Ärzten  auch  auf  dem  Land
dauerhaft  sichern.  Die  Nachfrage  zur  Ausbildung
für Arbeitsplätze beim mittleren medizinischen Per-
sonal wird eine Folge sein. Daher brauchen Sie ab-
schließend auch keine Vorschläge für mehr MVZ –
Punkt III.10 –, die nachweislich 30 Prozent weniger
effektiv  arbeiten  als  eine  Kassenarztpraxis.  Vielen
Dank. 

(Beifall AfD) 

Vizepräsident Worm: 
Danke,  Herr  Abgeordneter.  Als  nächsten  Redner 
rufe  ich  Abgeordneten  Zippel,  Fraktion  der  CDU,
auf. 

Abgeordneter Zippel, CDU: 
Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich will zunächst einmal auf die
Vorredner kurz eingehen und muss sagen, das war
schon  ein  großes  Spannungsfeld  von  blühenden
Landschaften, die da gezeichnet wurden. Da bin ich
natürlich emotional sehr nah bei der Kollegin Pfef-
ferlein, die verstanden hat, was die Grundintention
des Antrags ist. Natürlich kann man das mit diesem
Optimismus betreiben. Dann haben wir das Gegen-
teil  erlebt  –  eine  Partei,  eine  Fraktion,  die  davon
lebt, alles negativ darzustellen, und uns dargelegt
hat, wo hier das Haar in der Suppe ist. Das geht so- 
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gar so weit, dass sie nicht nur ein Haar in der Sup-
pe gefunden haben. Alles, was Sie hier dargestellt
haben, Herr Dr. Lauerwald, war auch deswegen in-
teressant, weil Sie mit aller Mühe an verschiedenen
Stellen gesagt haben, wo alles schiefläuft. An der
Stelle, wo Sie nicht sagen konnten, dass etwas
schiefläuft, da haben Sie sich plötzlich ausgedacht:
Da hat die AfD schon längst etwas gemacht.

Ich kann Ihnen mal eins sagen: Alle Anträge, die
Sie hier aufgezählt haben, wo Sie angeblich Lösun-
gen vorgelegt haben, das sind eigenartigerweise
die Sachen, wozu andere Fraktionen hier im Land-
tag auch schon etwas vorgelegt haben – verrück-
terweise, noch bevor Sie überhaupt hier im Landtag
waren. Also scheint es mir doch so, dass auch an-
dere parlamentarische Gruppierungen hier wirken.

(Zwischenruf Abg. Cotta, AfD: Deswegen sit-
zen wir jetzt auch hier!)

Ich kann Ihnen mal eins sagen, weil Sie das immer
so schön wiederholt haben: Die AfD wirkt vollkom-
men hilflos in diesem Zusammenhang.

(Beifall CDU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, nachdem
wir das klargestellt haben, will ich mich auf den In-
halt dieses Antrags konzentrieren. Die entscheiden-
de Frage der Gesundheitspolitik wird nämlich in Zu-
kunft sein – und das hat ja ein Großteil der Vorred-
ner erkannt: Wie kommt der Patient zum Arzt, oder
wie kommen Patient und Arzt zusammen, und zwar
vor allem dort, wo einerseits immer mehr alte und
multimorbide Menschen wohnen und andererseits
immer weniger Ärzte präsent sein werden? Unsere
Antworten darauf: technische Innovation, intelligen-
te Vernetzung und konsequente Nachwuchsförde-
rung. 

Ich will das Stück für Stück mal kurz auseinander-
nehmen und Ihnen hier offenlegen.

Punkt 1: Thüringen bietet die idealen Voraussetzun-
gen für eine telemedizinische Testregion, für tele-
medizinische Versorgungskonzepte. Wir haben das
schon vereinzelt in Thüringen, aber wir gehören
doch ohne Zweifel mit unserer gesamten Struktur,
sowohl geografisch als auch von der Bevölkerungs-
struktur her, zu einer Region, die dort noch viel Po-
tenzial hat. Wir sind ländlich geprägt. Wir haben
aber auch zum Beispiel auf der anderen Seite eine
aktive E-Health-Community in Jena. Eine Testre-
gion im ländlichen Raum auszuwählen und dort alle
bestehenden Konzepte rigoros auf Herz und Nieren
zu prüfen, kann Wege aufzeigen für den gesamten
Freistaat.

Ich will an der Stelle nur zeigen, dass man das Rad
nicht neu erfinden muss, denn wir haben ja schon

Projekte, die auf dem Weg sind. Im Rahmen des
WIR-Projekts gibt es zum Beispiel auch WeCa-
Re Jena, die auch voranschreiten und schon viele
gute Ideen einbringen und uns zeigen, wie das
eben auch laufen könnte.

Dann haben wir das Thema „Tele-Notarzt“, Notärzte
in der Fläche schneller verfügbar machen. Wir ha-
ben natürlich das Problem, dass wir immer weniger
Ärzte direkt an die Patienten rankriegen und auch
in der vorgegebenen Zeit, und da kann der Tele-
Notarzt der Schlüssel sein, um den Patienten früh-
zeitig mit der entsprechenden medizinischen Kom-
petenz in Verbindung zu bringen. Telekonsile, Tele-
Monitorings und vor allem aber auch das Ganze in
Pflegeeinrichtungen, der Ausbau der Tele-VERAH,
der Versorgungsassistent in der Hausarztpraxis, all
das sind Themen, die in diesem Rahmen eine Rolle
spielen könnten.

Nun ist die Frage des Testlaufs. Wo liegen die Pro-
bleme? Die Probleme liegen in der Anwendbarkeit,
in der sicheren Datenübermittlung, im Datenschutz.
Aber das sind alles Themen, die man lösen kann.
Das Ziel dabei muss es sein, durch Telemedizin
Ärzte und Pflegepersonal effektiver einzusetzen. Es
geht eben nicht darum, irgendetwas zu delegieren,
irgendjemanden herabzuwürdigen, irgendeine an-
dere Berufsgruppe zu überlasten. Es geht um den
effektiveren Einsatz des Personals, das wir haben,
darum, Überarbeitung zu verhindern und die Struk-
turen, die wir haben, auch effektiv zu nutzen. 

Der zweite große Hebel neben der Digitalisierung
ist die Vernetzung medizinischer Leistungen. Auch
hier geht es darum, vorhandene Ressourcen effek-
tiver einzusetzen. Die Krankenhausstruktur darf
eben nicht dem Zufall überlassen werden. Es geht
darum, Akteure an einen Tisch zu bringen und vor
allen Dingen ein Zukunftsbild zu entwerfen, mutig
und ehrlich. Natürlich haben wir in Thüringen in ver-
schiedenen Rahmenbedingungen, aber auch im
Krankenhausplanungsausschuss immer wieder die
Akteure alle an einem Tisch. Was uns aber als
CDU-Fraktion fehlt – und das atmet der Antrag, den
wir hier vorliegen haben –, dass wir eben ein Zu-
kunftsbild entwerfen wollen, dass wir Ansagen ha-
ben wollen: Wie soll die Krankenhauslandschaft,
wie soll die Gesundheitsversorgung in Thüringen
2030, 2040 aussehen? Mutig und ehrlich! 

Wir müssen in diesem Zusammenhang aber auch
über Rettungsmittel sprechen, bodengebunden und
auch die Luftrettung. Das Überschreiten der Hilfs-
fristen war mehrfach Thema in der Presse, aber der
Rettungswagen ist eben nicht nur Transportmittel
ins nächste Krankenhaus. Krankenhausähnliche
Versorgung muss bereits im Rettungswagen bzw.
im Rettungshubschrauber möglich sein. Das sind
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entscheidende Minuten in der Rettungskette. Und
hier reden wir von einem Fundament für eine best-
mögliche Anschlussversorgung. Wir schlagen vor,
uns hier an Baden-Württemberg zu orientieren.
Dort gab es ein Gutachten über die Luftrettung und
auch insbesondere über die Rettungsmittel und die
Leitstellenstruktur. Das soll als Basis für zukünftige
politische Entscheidungen dienen – eine ehrliche,
saubere Analyse, ob wir hier in Thüringen noch
nachsteuern können und sollten. 

Es mag sein, dass die derzeit drei Rettungshub-
schrauber plus ein Intensivtransporthubschrauber
ausreichen, wie das Innenministerium im Übrigen in
der Antwort auf meine Kleine Anfrage zu dem The-
ma geschrieben hat. Aber genau das meinte ich
vorhin mit dem Thema „Vision“. Nicht nur schauen,
was ist jetzt, sondern wo wollen wir hin, was ist in
fünf, was ist in zehn, was ist in fünfzehn Jahren?
Wie können wir Strukturen, die wir jetzt haben, ef-
fektiver gestalten, umstrukturieren und zukunftsfest
machen?

Eventuell gibt es auch weniger Krankenhäuser im
ländlichen Raum, was heißt: Wir brauchen mehr
Kapazitäten in der Luftrettung. Das Gesundheitsmi-
nisterium drängt doch darauf, stationäre Versor-
gung in größeren Krankenhäusern zu bündeln. An-
ders – und das ist die Interpretation der CDU-Frak-
tion, Frau Ministerin, wir sind da oft im Diskurs – ist
die Facharztquote doch für uns nicht zu verstehen.
Das bedeutet dann aber auch: Die Wege werden
länger. Dann muss man so ehrlich sein, die nötigen
Konsequenzen beim Rettungsdienst und beim
Krankentransport zu ziehen. Der Ausbau des Ret-
tungsdienstes, auch und gerade der Luftrettung, ist
eben hier der logische Schritt.

Der dritte große Punkt ist der Fachkräftebedarf. Da
ist zum einen das Thema der Studienplätze. Der
gemeinsam eingeschlagene Weg bei der Human-
medizin, bei den Zahnärzten und bei den Pharma-
zeuten sollte konsequent weitergegangen werden.
Die Stiftung zur Förderung ambulanter ärztlicher
Versorgung ist ein gutes und wichtiges Instrument,
das von anderen Bundesländern kopiert wurde und
sich in Thüringen bewährt hat. Dieses gilt es auszu-
bauen. Die Stiftung sollte auch als Ansprechpartne-
rin und Vermittlerin dienen, zum Beispiel nicht nur
für Absolventen einerseits, sondern auch für arztsu-
chende Kommunen auf der anderen Seite. Wir erle-
ben immer wieder Kommunen, die einen Ansprech-
partner suchen, die auf der Suche nach Hilfe sind,
wie sie in ihren ländlichen Raum Ärzte hineinbrin-
gen, hineinsteuern können. Dort fehlt oftmals der
Ansprechpartner.

Ich erlebe auch immer wieder junge Mediziner, die
sagen: Ich will mich zwar niederlassen, gern auch

in kleineren Städten oder auf dem Land, aber eine
eigene Praxis mit allen, auch finanziellen Konse-
quenzen ist momentan eine zu große Verpflichtung.
– Deswegen sehen wir die Stiftungspraxen als
ideale Lösung an und schlagen vor, das auch in
Richtung der Pharmazie zu erweitern. Warum nicht
über die Idee einer Stiftungsapotheke nachdenken?
Wir müssen an vielen Stellen das Rad nicht neu er-
finden. 

Vizepräsident Worm:
Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist gleich zu En-
de.

Abgeordneter Zippel, CDU:
Dann komme ich zum Ende. Vielen Dank, Herr Prä-
sident.

Wir sollten unsere Stärken ausbauen, fördern und
durch eine bessere Steuerung zu den Zielen kom-
men. Das Ziel ist es, eine bestmögliche medizini-
sche Versorgung zu garantieren, und zwar überall
in Thüringen. Deswegen freuen wir uns auf die Be-
ratung im Ausschuss. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Aus den Reihen
der Abgeordneten liegen mir jetzt keine weiteren
Redewünsche vor. Ich frage die Landesregierung.
Frau Ministerin Werner, bitte, Sie haben das Wort.

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, es haben jetzt schon alle
gesagt: die medizinische Versorgung in Thüringen
ist uns allen ein Herzensanliegen. Insofern ist es
immer gut, im Ausschuss über die Probleme zu
sprechen, auch natürlich darüber, was wir alles
schon erreicht haben. Insofern freue ich mich auf
die Diskussion im Ausschuss.

Es sind unter Punkt A, denke ich, viele Dinge be-
schrieben, die uns nicht nur einen, sondern die ge-
nau die Herausforderungen beschreiben, die uns
an der Stelle wichtig sind, denen wir gemeinsam
mit verschiedenen Wegen und Maßnahmen schon
begegnen. Auch das wird dann sicherlich im Aus-
schuss von mir etwas ausführlicher dargestellt wer-
den.

Ich will mit dem aus Sicht einer Landesministerin
Allerbesten beginnen, nämlich welche Punkte mir
am besten gefallen. Diejenigen, die jetzt den Antrag
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dabeihaben, können das auch nachschauen. Das
sind die Punkte B.II.11, C.III.13 und D.IV.14, herz-
lichen Dank dafür. Es ist immer wichtig, dass natür-
lich nicht nur …

(Zwischenruf aus dem Hause)

Genau, lassen wir das mal im Ungewissen als Ge-
heimnis für uns. 

Ich möchte mich trotzdem bedanken für den An-
trag, der nicht nur Dinge aufgreift, die uns wichtig
sind, sondern der sich zum Teil an Anträgen orien-
tiert, die es gemeinsam gab, nämlich dem gemein-
samen Antrag von Linke, CDU, SPD,
Bündnis 90/Die Grünen, und auch an Anträgen der
FDP. Zur AfD kann ich an der Stelle nur sagen: Ja,
Sie können gut abschreiben, aber das ist auch al-
les. Ein wirkliches Konzept habe ich von Ihnen
noch nicht gelesen.

Die einzelnen Punkte werden wir, denke ich, im
Ausschuss ausführlicher besprechen. Es gibt Punk-
te – das muss ich sagen, Herr Zippel, ganz ehr-
lich –, die sich wiederholen. Es gibt bestimmte Din-
ge, die wir natürlich auch schon angefangen haben
und die sogar schon abgeschlossen sind. Es sind
aber auch neue Aspekte, die sich wiederfinden. Ich
freue mich auf die Diskussion dazu und wie wir das
weiterentwickeln. 

Ich will an der Stelle aber auch sagen, dass der An-
trag Forderungen stellt, die sich nicht nur auf das
Landesrecht beziehen, sondern es gibt auch eine
ganze Menge Forderungen, die eigentlich die Be-
lange der Selbstverwaltung angehen, beispielswei-
se in den gesetzlichen Krankenkassen, oder die
Bundesrecht betreffen. Es gibt auch bestimmte Din-
ge, die vom Land, wie gesagt, gar nicht zu regeln
sind, oder wo die Handlungsspielräume des Landes
oder bei den Partnern der Leistungserbringer der
Krankenkasse eben auch nicht genügend berück-
sichtigt sind. Ich habe aber, wie gesagt, Sympathie
für den Antrag und glaube, dass wir aber auch fest-
stellen werden, dass die Forderungen jetzt nicht al-
le neu sind, sondern dass viele Dinge schon auf
dem Weg sind, die hier in Thüringen von Bedeu-
tung sind. 

Ich habe es schon gesagt, wir müssen bei all dem,
was wir diskutieren, immer schauen, wer der jewei-
lige Verantwortliche ist. Es gibt zum Beispiel bei der
Frage des Sicherstellungsauftrags natürlich die
Kassenärztliche Vereinigung, die hier der An-
sprechpartner ist. Bei der Ausgestaltung der Ver-
sorgung ist es in weiten Teilen Aufgabe der Ver-
tragspartner und der Gremien der Selbstverwaltung
auf Bundes- und Landesebene, die entsprechende
Maßnahmen umsetzen können oder entsprechende
Dinge auf den Weg bringen können. Die Rege-

lungen zum Datenschutz, zu Datenerhebungs- und
‑übermittlungsbefugnissen finden sich größtenteils
in den Sozialgesetzbüchern wieder. Ich möchte
auch darum bitten, dass wir berücksichtigen, dass
sich viele Themen des Antrags derzeit bereits auf
der Bundesebene in abgeschlossenen oder laufen-
den Gesetzgebungsverfahren befinden oder in Ar-
beitsgruppen oder sonstigen Gremien diskutiert
werden. Ein Beispiel ist die Arbeitsgruppe zur sek-
torenübergreifenden Versorgung. Hier sind auch
schon erste Eckpunkte auf Bundesebene entstan-
den. Leider hat durch die Pandemie die Arbeit et-
was ruhen müssen. Ich bin aber ganz sicher, dass
der Prozess jetzt wieder Fahrt aufnimmt, sobald die
äußeren Umstände das zulassen. 

Auch das Thema „Digitalisierung“ ist ein weiteres
Thema, welches – und das haben Sie auch gesagt,
Herr Zippel – nicht neu erfunden werden muss. Hier
gibt es ganz viel, worauf man aufbauen kann. Es
gibt hier auch einige Gesetze, die auf Bundesebe-
ne schon beschlossen wurden, zum Beispiel das
Gesetz für sichere digitale Kommunikation und An-
wendungen im Gesundheitswesen. Es gibt das Ge-
setz für eine bessere Versorgung durch Digitalisie-
rung und Innovation und – nicht zu vergessen –
auch beispielsweise die am 1. Januar 2021 geplan-
te Einführung der elektronischen Patientenakte. Mit
den Gesetzen wurden und werden dauerhafte Fi-
nanzierungsregelungen geschaffen. 

Telekonsile, mit denen wir in Thüringen gute Erfah-
rungen gemacht haben und die eben nicht erst ge-
macht werden müssen, wie das im Antrag steht,
sind inzwischen in die Regelfinanzierung – SGB V
– überführt worden. Ich will hier an der Stelle auch
noch mal sagen, dass es uns allen klar sein muss,
dass Digitalisierung kein Selbstzweck ist, sondern
dass Digitalisierung nur dort funktioniert, wo wirklich
der Mensch im Mittelpunkt steht. Das heißt aber
eben auch, dass wir schauen müssen, was wirklich
angemessen, was richtig und was auch tragfähig
und nachhaltig ist. Hier will ich an eine Forderung
anknüpfen, die sich im Antrag wiederfindet, nämlich
die Frage einer Testregion. Ich will die Frage stel-
len, ob wir mit der Vorbereitung und Planung einer
telemedizinischen Testregion in Thüringen nicht
Gefahr laufen, den Entwicklungen der Digitalisie-
rung auf Bundesebene hinterherzulaufen oder viel-
leicht gar überrollt zu werden. Ich halte es in dem
Bereich für sinnvoll, dass wir diese Entwicklung ak-
tiv begleiten, bei Bedarf auch finanziell unterstüt-
zen. 

Sie fordern in Ihrem Antrag den Abbau bürokrati-
scher und rechtlicher Hemmnisse für eine mögliche
Testregion, haben aber nicht benannt, um was es
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wirklich geht. Es braucht auf jeden Fall auch Vorga-
ben im Gesundheitswesen. 

(Zwischenruf Abg. Montag, FDP: Steht im
SGB IV! Das macht nur keiner!)

Wir brauchen keine Modellvorhaben, denn, das hat
Herr Zippel doch vorhin sehr gut beschrieben, wir
sind ein Land, das nicht mit Modellvorhaben agie-
ren muss, sondern wir können auf Landesebene
tatsächlich die begonnenen Strukturen im Bereich
der Digitalisierung flächendeckend ausweiten. Das
ist das Petitum an dieser Stelle, sich nicht nur auf
eine Testregion zu beschränken, sondern das The-
ma insgesamt anzufassen. Es gibt, wie gesagt, vie-
le Vorarbeiten, die wir an der Stelle schon geleistet
haben. 

Eine solche Vorarbeit ist die Frage eines Telenot-
arztes, Herr Zippel, den Sie angesprochen haben.
Das ist tatsächlich etwas, was man nicht nur in ei-
ner Modellregion ausprobieren sollte, sondern ganz
im Gegenteil, es gibt derzeit sogar schon bei der
Kassenärztlichen Vereinigung ein planerisches
Grundkonzept zunächst für eine Pilotregion, aber
dann auch für die Ausweitung auf ganz Thüringen. 

Vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie hat die
Kassenärztliche Vereinigung Thüringen bereits ein
mit dem Ministerium für Inneres und Kommunales
abgestimmtes Stufenkonzept aufgebaut. Es geht
um die Einrichtung von zwei Telearbeitsplätzen, die
in Weimar eingerichtet wurden, um zum Beispiel
notärztliche Versorgung kurzfristig aufrechterhalten
zu können, aber auch großflächig auftretende Not-
arztausfälle kompensieren zu können. Ich würde
darüber gern ausführlicher im Ausschuss berichten
wollen. 

Es gibt im Antrag auch Forderungen – das muss
ich an dieser Stelle sagen –, die eher unkonkret
oder eher appellatorische Formulierungen sind, bei-
spielsweise, dass wir EU-Fördermittel nutzen sol-
len. Das ist, denke ich, selbstverständlich. Das
muss man hier an der Stelle nicht noch mal sagen. 

Wichtig ist, da besteht Konsens, dass wir eine sek-
torenübergreifende Versorgung brauchen – und
das sind die bestehenden Telekonsile, die wir, wie
gesagt, in Thüringen schon haben –, und dass wir
diese weiter stärken und weiterentwickeln. Ein Tele-
konsil, das es schon seit einer ganzen Weile gibt
und das deutschlandweit Vorbildcharakter hat, ist
das SATELIT-Netzwerk, wo es um die neurologi-
sche Versorgung von Schlaganfallpatientinnen und
-patienten geht. Hier sind die verschiedenen Klini-
ken in Thüringen miteinander vernetzt. Wir können
dadurch vor allem eine gute Versorgung in den
ländlichen Räumen sicherstellen, und auf diesen
gewonnenen Erfahrungen wollen wir natürlich auf-

bauen. Wir wollen das weiterentwickeln. Das haben
wir bei COVID-19 auch schon geschafft und wir
sind gerade dabei zu schauen, welche weiteren
Krankheitsbilder es gibt, die genau in solche Tele-
konsile mit eingebaut werden können.

Man könnte jetzt ganz viele Dinge zum Thema „Di-
gitalisierung“ nennen. Das will ich an der Stelle
nicht leisten. Aber ich möchte zumindest auf eine
Frage eingehen, die Sie hier angesprochen haben,
nämlich die Frage zu den kommunalen Kranken-
häusern: Wie kann man Erleichterung bei der Grün-
dung von MVZs schaffen? Das ist so ein Beispiel,
wo wir sagen müssen, das ist tatsächlich schon er-
ledigt für Thüringen, denn mit der Verabschiedung
des Sechsten Gesetzes zur Änderung der Thürin-
ger Kommunalordnung im Rahmen der Novellie-
rung der Thüringer Kommunalordnung haben wir
diese Benachteiligung von MVZ in kommunaler
Trägerschaft bereits beendet. Denn mit dieser No-
vellierung der Thüringer Kommunalordnung wurden
im Bereich der wirtschaftlichen Betätigung der
Kommunen gerade mit Blick auf die Erbringung von
Gesundheitsleistungen Erleichterungen geschaffen.
Es wurde klargestellt, dass die Gesundheitsversor-
gung und -vorsorge als Daseinsversorgungsaufga-
be bei einer kommunalwirtschaftlichen Betätigung
nicht dem Subsidiaritätsprinzip gegenüber einer Er-
bringung durch andere Private unterfällt. Es wurden
also hier entsprechende Änderungen erlassen. Das
heißt jetzt im Ergebnis, dass es eben für die MVZ
deutliche Erleichterungen gibt und dass Kranken-
häuser in kommunaler Trägerschaft, aber auch Me-
dizinische Versorgungszentren, die von ihnen oder
den Kommunen unmittelbar gehalten werden, ge-
stärkt werden, damit sie am Markt bestehen kön-
nen.

(Zwischenruf Abg. Bilay, DIE LINKE: Sehr
gut!)

Zu einer weiteren Frage noch, und dann würde ich
es an der Stelle, zumindest was Beispiele angeht,
damit bewenden lassen. Sie haben auch die Forde-
rung aufgestellt, dass es eine Börse geben soll, in
der die Niederlassungen, die ausgeschrieben sind,
eingestellt werden. Bei der Kassenärztlichen Verei-
nigung gibt es tatsächlich schon eine Praxisbörse.
Dort werden Praxen nicht nur zur Übernahme an-
geboten, dort können sich Medizinerinnen und Me-
diziner, die eine Niederlassung anstreben, auch in-
formieren und sich einbringen. Man kann den Kom-
munen nur empfehlen, sich dort ebenfalls zu infor-
mieren.

Lassen Sie mich zum Abschluss kommen. Wir wer-
den natürlich an all den Stellen, wo es geht und
möglich und notwendig ist, diese Wünsche, Forde-
rungen unterstützen. Wir werden uns natürlich auch
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auf Bundesebene dafür einsetzen, dass die Struk-
turen geschaffen werden, die notwendig sind. Aber
was wir nicht brauchen, sind Doppelstrukturen. Ich
will uns davor warnen, in Aktionismus überzuge-
hen. Nicht jede Idee ist auf andere Bereiche über-
tragbar. Sie haben beispielsweise ein Gutachten
angesprochen, das für den Rettungsdienst in Ba-
den-Württemberg in Auftrag gegeben wurde. Das
ist zum Beispiel in Thüringen aufgrund der Struktur,
wo der Rettungsdienst angebunden ist, gar nicht
möglich. So gibt es auch noch weitere Fragen, die
noch mal ganz genau rechtlich geprüft werden soll-
ten. Das würden wir Ihnen aber gern im Ausschuss
nahelegen wollen.

Ganz zum Schluss noch etwas: Wie gesagt, ich fin-
de, dass es wichtig ist, darüber gemeinsam zu dis-
kutieren. Der Ausschuss ist da auf jeden Fall auch
der richtige Ort. Aber ich möchte auch sagen, dass
Sie in bestimmten Dingen viel zu zögerlich sind. Sie
beschreiben blühende Landschaften, aber wir wis-
sen auch, gerade wenn wir die Versorgung im länd-
lichen Raum sicherstellen wollen und zum Beispiel
kleine Krankenhäuser erhalten wollen und wenn wir
wollen, dass diese eine Perspektive haben – Sie
brauchen Krankenhäuser in bestimmten Bereichen
für die Notfallversorgung.

(Zwischenruf Abg. Montag, FDP: Das brau-
chen die doch nicht!)

Und auch für die Verknüpfung von ambulanter und
stationärer Versorgung braucht es neue Versor-
gungskonzepte. Dafür gibt es aber noch keine Fi-
nanzierung. Gemeinsam mit den Krankenkassen
müssen wir hier Konzepte entwickeln, und es
braucht eben eine Finanzierung, damit diese Kon-
zepte auch wirklich im ländlichen Raum umsetzbar
sind. Dazu braucht es ein Wegkommen von bei-
spielsweise den DRGs, denn mit diesem System
sind solche Strukturen im ländlichen Raum nicht
umzusetzen. Auch die Fragen zur Kurzzeitpflege
usw. – das geht beispielsweise nur mit einer Pflege-
reform. Oder wenn es um die Niederlassung von
Ärztinnen oder Ärzten im ländlichen Raum geht –
da braucht es beispielsweise eine Veränderung der
Bedarfsplanung.

Also Sie sehen, es ist ein weites Feld. Wir können
es im Ausschuss, denke ich, genauer und intensi-
ver diskutieren. Ich freue mich auf die Diskussion
und bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Frau Ministerin. Es würde jetzt für die
Fraktionen noch zusätzliche Redezeit zur Verfü-

gung stehen. Möchte die jemand nutzen? Das kann
ich nicht erkennen. 

(Zwischenruf Abg. Montag, FDP: Wie viel
denn?)

– 5 Minuten. – Also, das wäre nicht der Fall. Damit
kommen wir zur Abstimmung.

(Zuruf aus dem Hause: Abgeordneter Mon-
tag möchte sprechen!)

Gut, dann müssen wir das so regeln, dass wir jetzt
erst einmal in die Lüftungspause eintreten. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das heißt, wir machen jetzt Lüftungspause bis
15.50 Uhr, dann hat Abgeordneter Montag das
Wort und dann kommen wir zur Abstimmung über
den entsprechenden Antrag. – Lüftungspause jetzt!

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Ich setze die Sitzung fort. Wir sind immer noch
beim Tagesordnungspunkt 29. Wie versprochen, er-
hält jetzt Abgeordneter Montag das Wort.

Abgeordneter Montag, FDP:
Frau Ministerin, es ärgert mich immer, wenn wir da-
rüber diskutieren, dass wir uns in der Analyse der
Probleme häufig einig sind, und in dem Weg, wie
man Probleme löst, nicht. Ich will das mal kurz an-
deuten. Sie haben eben dem Kollegen Zippel ge-
sagt, wir brauchen doch überhaupt keine Modellre-
gion bei der Frage der Digitalisierung. Dabei ist ge-
nau – und das wissen wir doch – ein großes Pro-
blem, dass potenzielle neue digitale oder technolo-
gische Lösungen den Weg in die Versorgung nicht
finden, weil sie nicht ausreichend getestet werden
können, weil sie vor allen Dingen nicht getestet
werden können genau in diesem Parameter zwi-
schen Anwendern, also Medizinerinnen und Medizi-
nern, Patienten und bei den Kostenträgern bzw.
denjenigen, die sie einsetzen, beispielsweise Kran-
kenhausträgern. Genau das ist der Grund, warum
wir eben auch in Deutschland nicht vorankommen
mit der Lösung, mit der Digitalisierung. Google,
Amazon, Apple investieren Milliarden in digitale Lö-
sungen. Und wir haben heute schon viele kleine va-
riable Helfer, die ja teilweise besser funktionieren
als stationäre EKGs beispielsweise usw., diese ha-
ben wir schon als Medizinprodukte zugelassen,
doch wir bringen sie nicht zu den Versorgern. Unse-
re eigenen Start-ups, unsere eigenen Ideen bringen
wir nicht an den Patienten.

(Beifall FDP)
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Deswegen braucht es genau diese Struktur, die
hilft, Projekte zu organisieren. Das ist das, was Herr
Zippel formuliert hat mit Modellregionen. Das ist
das, was Sie sehr konkret beschrieben haben mit
der Struktur, die wir brauchen. 

Thema „Krankenhäuser“. Sie haben eben gesagt,
die DRGs müssen weg. Die Meinung können Sie
haben. Das wird das Problem jedoch nicht lösen.
Denn wir haben eine Diskrepanz zwischen dem Be-
darf in den Regionen und der Angebotsstruktur, wie
sie in einem Krankenhaus heute aussieht. Deswe-
gen sind andere Bundesländer viel weiter, die teil-
weise Krankenhäuser als originäre Struktur gar
nicht mehr einbinden, sondern sie umbauen zu am-
bulant-stationären Zentren. Unter anderem ein rot-
rot-geführtes Bundesland wie Brandenburg hat es
vorgemacht, wie es geht. Ich wünsche mir diesen
Innovationsgeist auch für Thüringen – vielleicht
bringt das die Debatte am Rande des CDU-Antrags
auch in Thüringen voran. Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Danke schön. Gibt es weitere Wortmeldungen?
Das ist nicht der Fall. Es wurde Überweisung an
den Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit
und Gleichstellung beantragt. Weitere Ausschüsse?
Offenbar nicht. Dann stimmen wir über die Aus-
schussüberweisung ab. Wer dafür ist, dass der An-
trag der CDU an den Ausschuss für Soziales, Ar-
beit, Gesundheit und Gleichstellung überwiesen
wird, den bitte ich um das Handzeichen. Das sind
alle Fraktionen. Gibt es Gegenstimmen? Keine.
Enthaltungen? Auch keine. Damit ist der Antrag der
CDU an den Ausschuss für Soziales, Arbeit, Ge-
sundheit und Gleichstellung überwiesen und ich
schließe diesen Tagesordnungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 31 

Besuch der Strafvollzugskom-
mission in den Justizvollzugs-
anstalten (JVA) wieder ermögli-
chen
Antrag der Fraktion der AfD
- Drucksache 7/2053 - Neufas-
sung - 
dazu: Arbeit der Strafvollzugs-

kommission unterstützen
Alternativantrag der Frak-
tion der FDP
- Drucksache 7/3417 -
Neufassung - 

Wünscht die AfD-Fraktion das Wort? Bitte, Herr Ab-
geordneter Czuppon.

Abgeordneter Czuppon, AfD:
Sehr geehrter Herr Präsident, schön, dass Sie mir
im Rücken sitzen. Werte Abgeordnete, liebe Thürin-
ger! Unser Antrag ist eigentlich selbsterklärend und
ich möchte daher dieses Plenum nicht unnötig in
die Länge ziehen,

(Beifall CDU)

aber ein paar einleitende Worte möchte ich trotz-
dem verlieren. Am Montag, dem 21.06.2021, ist es
endlich wahr geworden: Ich durfte nach anderthalb
Jahren Mitgliedschaft in der Strafvollzugskommis-
sion des Thüringer Landtags endlich eine Thüringer
Justizvollzugsanstalt betreten –

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

nicht als Sträfling, was einigen hier im Hohen
Hause sicherlich gefallen würde, sondern als Ver-
treter des Thüringer Landtags, welcher seiner Auf-
gabe nachgekommen ist, die Sorgen und Nöte von
Strafgefangenen, aber auch der Bediensteten vor
Ort aufzunehmen und eine Lösung anzustreben.

(Beifall AfD)

Das war ein langer Kampf – anderthalb Jahre. 

(Zwischenruf Abg. Müller, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Anderthalb Jahre haben Sie ge-
kämpft? Wo denn?)

(Heiterkeit DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

In der Strafvollzugskommission, ich erzähle Ihnen
das jetzt gleich.

Ein kurzer Blick zurück: In jeder Sitzung der Straf-
vollzugskommission haben wir energisch Besuche
in den JVAs gefordert. Am 04.11.2020, also vor
acht Monaten, haben wir unseren Antrag einge-
bracht: Besuch der Strafvollzugskommission in den
Justizvollzugsanstalten wieder ermöglichen.

(Zwischenruf Abg. Müller, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Aber da haben Sie schon ge-
merkt, dass wir eine Pandemie haben?)

Am 21.01.2021 haben wir versucht, das Gefängnis
in Chemnitz zu besuchen – dieser Besuch wurde
uns verwehrt. Am 10.03.2021 haben wir eine Kleine
Anfrage gestartet, „COVID-19 in Thüringen – Straf-
vollzug“, und am 26.04.2021 eine Antwort bekom-
men. Am 07.05.2021 haben wir drei Justizvollzugs-
anstalten angeschrieben und eine Besuchsverein-
barung zu erzielen versucht – das wurde abgelehnt.
Dann haben wir am 20.05.2021 einen Selbstbefas-
sungsantrag in der Strafvollzugskommission ge-
stellt und dort einen Vorratsbeschluss erbeten, dass
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wir als Mitglieder der AfD-Fraktion in der Strafvoll-
zugskommission die Justizvollzugsanstalten im Na-
men der Strafvollzugskommission besuchen kön-
nen – auch das wurde uns abgelehnt, übrigens von
allen Fraktionen hier. Dann, wie gesagt, der glückli-
che Tag: Am 21.06. habe ich endlich mal die JVA
Tonna von innen gesehen und konnte mit den Be-
diensteten und mit den Gefangenen vor Ort spre-
chen. Und am 28./29.06. haben wir unseren Antrag
aktualisiert. Also das war der erwähnte Kampf, den
Herr Müller nicht versteht. 

(Beifall AfD)

Das war der Blick zurück. Aber da wir nicht rück-
wärtsgewandt sind, sondern die Zukunft gestalten
wollen, haben wir unseren Antrag aktualisiert und
notwendige Maßnahmen aufgezeigt, deren Umset-
zung dringend geboten scheint, um beim Auftau-
chen der Gamma-, Epsilon-, Zeta-, Eta-Variante
usw. oder bei anderen schwerwiegenden Vorkomm-
nissen vorbereitet zu sein und diese nicht als Be-
gründung benutzt wird, die notwendigen Besuche
wieder einzuschränken oder ganz zu verhindern. 

(Beifall AfD)

Zum Alternativantrag der FDP bleibt mir nur zu sa-
gen: Nur Genesene, Geimpfte oder Getestete dür-
fen die JVA besuchen – bei einer aktuellen Inzidenz
in Thüringen von 3,5, was soll das? Ich bin ge-
spannt auf Ihre Redebeiträge, wenn Sie Fragen
oder Verständnisprobleme haben, werden Sie die
sicherlich in die Debatte einbringen und Frau He-
rold wird Ihnen alles erklären. 

(Beifall AfD)

Ich bin gespannt auf Ihre Redebeiträge. Vielen
Dank.

(Beifall AfD)

(Heiterkeit DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ja, es ist manchmal eine Komödie, manchmal ein
Drama, das ist richtig.

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Danke. Wünscht die Fraktion der FDP das Wort zur
Begründung des Alternativantrags? Nein. Dann er-
öffne ich die Aussprache. Als Erste erhält Abgeord-
nete Stange von der Fraktion Die Linke das Wort. 

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:
Herr Vorsitzender, werte Kolleginnen und Kollegen!
Wenn man Sie ernst nehmen könnte, Herr Czup-
pon, 

(Zwischenruf Abg. Czuppon, AfD: Das sollten
Sie!)

dann hätten Sie hier nicht gerade gesagt: Um die
Debatte nicht in die Länge zu ziehen, wollen Sie
sich kurzfassen. Dann hätten Sie ehrlicherweise
gesagt:

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ich ziehe meinen Antrag
zurück!)

Ich ziehe den Antrag zurück. Denn er ist überflüs-
sig, mehr als überflüssig. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das Gepiepse hier vorn ist nicht mehr zu ertragen,
werte Kolleginnen und Kollegen. 

Ähnliches würde ich zum Antrag der FDP sagen.
Der ist echt peinlich. Ich hätte von Ihnen etwas an-
deres erwartet. Ich bin enttäuscht von der FDP,
dass sie die Kolleginnen und Kollegen und die Lan-
desregierung auffordern, in II.1 und 2 Dinge einzu-
fordern, die bereits in § 13 des Petitionsgesetzes
eindeutig geregelt sind. Denn da ist nachzulesen,
wie die Strafvollzugskommission arbeitet. Das hät-
ten Sie auch lesen können. Darum sind vielleicht
auch Ihre Briefe abgelehnt worden. Denn nur dann,
wenn in der Strafvollzugskommission ein Beschluss
gefasst wird, gehen wir gemeinsam oder einzelne
Personen in die jeweiligen Strafvollzugsanstalten
oder in die Maßregelvollzugsanstalten in Thüringen
– dann haben wir einen Auftrag.

(Zwischenruf Abg. Czuppon, AfD: Und war-
um haben Sie den Antrag abgelehnt?)

Das ist nicht geschehen. In Ihrer liederlichen Auf-
zählung hat sogar noch etwas gefehlt. Das will ich
auch noch mal eindeutig hier sagen. Sie haben sich
erdreistet, im Namen der Strafvollzugskommission
einen Brief an das zuständige Ministerium in Sach-
sen zu schreiben

(Zwischenruf Abg. Gröning, AfD: Das stimmt
nicht!)

(Zwischenruf Abg. Czuppon, AfD: Sie haben
nicht richtig zugehört!)

und haben gebeten, dass Sie dort in Chemnitz in
der Frauen-JVA einen Besuch absolvieren können. 

(Zwischenruf Abg. Czuppon, AfD: Das ist ei-
ne böswillige Interpretation!)

Diesen Brief haben wir als Strafvollzugskommission
der Präsidentin übermittelt, und die Präsidentin hat
im Auftrag auch der Strafvollzugskommission sicher
eine gute Antwort formuliert. Ich denke, das ist eine
Zusammenarbeit, die man nur negativ bewerten
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kann. Ich sage an der Stelle eindeutig, ich bin sehr
dankbar, dass die Mitglieder der Strafvollzugskom-
mission in den zurückliegenden zweieinhalb Jahren
eine gute Arbeit gemacht haben. 

(Zwischenruf Abg. Gröning, AfD: Indem sie
nicht in Gefängnissen waren! Gefangene
sind Menschen zweiter Klasse?!)

Ich bin auch sehr dankbar dafür, dass wir uns da-
rauf verständigt haben, dass das Ministerium jeder-
zeit aus …

(Unruhe im Hause)

– Herr Präsident, Sie sind hier oben nicht nur zum
Schön-Aussehen, sondern Sie hätten vielleicht mal
auf eine Aktion mehr reagieren müssen! –

(Beifall DIE LINKE)

Ich bin sehr dankbar dafür, dass die Abgeordneten
der Strafvollzugskommission sich eindeutig dafür
ausgesprochen haben, in der Zeit der Pandemie
nicht in die Strafvollzugsanstalten zu gehen. Aus
Schutz nicht nur den Gefangenen gegenüber, son-
dern vor allen Dingen der Bediensteten. Vor allen
Dingen die Herren und Damen der rechten Seite
haben ja in den zurückliegenden Monaten das The-
ma „Pandemie“ immer und immer wieder negiert
und Sie waren diejenigen, die uns erzählt haben, es
sei ja nur eine Grippe.

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Frau Stange, erlauben Sie eine Zwischenfrage?

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:
Das glauben Sie nicht wirklich, oder? Nein! 

Sie wissen doch selber, dass das Corona-Virus von
außen in so eine Anstalt hineingetragen wird. Sie
hätten sicher gerne gehabt, dass Gefangenen vor
Ort eventuell durch Sie, die Sie sich nicht testen
lassen, die Pandemie in die Anstalt getragen wird.
Darum bin ich an der Stelle wirklich sehr dankbar,
dass wir uns eindeutig dazu positioniert haben, uns
immer durch das Ministerium die jeweiligen Stände
erklären zu lassen. Wir sind in Kenntnis gesetzt
worden, wie die Hygienemaßnahmen in den jeweili-
gen Justizvollzugsanstalten sind. Wir sind in Kennt-
nis gesetzt worden, wenn wir gefragt haben, wie
der Stand der Impfungen der Gefangenen ist, in
welchen Kalenderwochen welche Impfung angebo-
ten wird. Und wir haben – und das gehört zur Ehr-
lichkeit dazu – im Herbst letzten Jahres gemeinsam
einen Antrag gestellt, nach Chemnitz zu fahren. Wir
haben, nachdem mit Chemnitz Rücksprache gehal-
ten wurde, gemeinsam entschieden, nicht zu fah-
ren, weil die Pandemie natürlich auch in Sachsen

soweit um sich gegriffen hatte, dass es unverant-
wortlich gewesen wäre, in das dortige Frauen-
gefängnis zu gehen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dies ist, glaube ich, verantwortliches und verant-
wortungsvolles Arbeiten einer Strafvollzugskommis-
sion in Thüringen, wofür ich mich an der Stelle bei
den demokratischen Fraktionen nur herzlich bedan-
ken kann.

(Beifall DIE LINKE)

Werte Kolleginnen und Kollegen, am Montag vor ei-
ner Woche waren wir in Tonna – ich sage ausdrück-
lich noch mal danke an das zuständige Ministerium.
Ich sage auch noch mal sehr ausführlich danke an
die Bediensteten, die uns durch die Strafvollzugs-
anstalt geführt haben. Ich sage auch danke an die-
jenigen, die alles so gut vorbereitet haben, dass wir
in drei Gruppen die Möglichkeit hatten, mit Gefan-
genen zu reden. Ich war etwas überrascht, dass
das Thema „Pandemie“ bei den Gefangenen – zu-
mindest in der Gruppe, der ich vorgestanden habe
– nicht so sehr oft gekommen ist. Ich hatte mir da
etwas anderes erwartet. Aber es waren einfach die
ganz normalen Themen, die die Gefangenen ha-
ben, über die wir heute an der Stelle auch nicht re-
den können und wollen.

Ich sage noch mal, wir werden am kommenden
Montag gemeinsam hier in diesem Rund die Aus-
wertung des Besuchs in Tonna durchführen und
auch weitere Petitionen beraten. Denn es gab zu
jeder Zeit die Möglichkeit für die Gefangenen, Peti-
tionen auf den Weg zu bringen, und sie haben da-
von Gebrauch gemacht.

(Zwischenruf Abg. Czuppon, AfD: So eine bil-
lige Ausrede!)

Das steht auch in dem Petitionsbericht, dem alle
Abgeordneten des Petitionsausschusses zuge-
stimmt haben. Somit haben sie auch zugestimmt,
dass die Strafvollzugskommission aufgrund der
Pandemie nicht in die jeweiligen JVAs gegangen
ist. Darum weiß ich gar nicht, über was Sie reden.

Noch einen letzten Satz will ich gern zu dem Antrag
der FDP sagen. Frau Dr. Bergner, wenn Sie sich
wirklich die Mühe gemacht hätten und § 13 des Pe-
titionsgesetzes richtig gelesen hätten, da steht ein-
deutig in § 13 Abs. 3: „Zur Erfüllung ihrer Aufgaben
kann sich die Strafvollzugskommission unmittelbar
vor Ort unterrichten. Die Strafvollzugskommission
oder einzelne von ihr durch Beschluss beauftrag-
te […]“. – Es können also die Mitglieder der Straf-
vollzugskommission in geschlossene Heil- oder
Pflegeanstalten oder in andere Verwahranstalten
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gehen. Das steht hier drin und da braucht es Ihren
Alternativantrag nicht, denn die Beschlusslage ist
klar. Sie wollen einfach, dass geimpfte, genesene
und negativ getestete Personen uneingeschränkt
dorthin gehen können. Das können sie tun, aber
vorher muss der Beschluss in der Strafvollzugs-
kommission gefasst werden. Darum ist Ihr Antrag
einfach abzulehnen, er ist nicht zielführend. An der
Stelle bedanke ich mich noch mal bei den Mitglie-
dern der demokratischen Parteien für die konstruk-
tive Arbeit und hoffe, wir können sie zu einem spä-
teren Zeitpunkt weiter gemeinsam im Interesse der
Bediensteten, aber auch der Strafgefangenen fort-
führen. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Nun erhält Abgeordnete Herold von der Fraktion
der AfD das Wort.

Abgeordnete Herold, AfD:
Vielen Dank, Herr Präsident. Meine sehr geehrten
Damen und Herren Abgeordneten, verehrte Zu-
schauer im Netz und geschätzte Pressevertreter!
Unser Antrag zum Thema „Möglichkeit von Besu-
chen der Strafvollzugskommission in den Justizvoll-
zugsanstalten offen halten“ ist einer der ersten Ver-
suche, hier in Thüringen die Fehler und Versäum-
nisse von Teilen des Parlaments und der Landesre-
gierung im sogenannten Pandemiemanagement
aufzuarbeiten. Die Vielzahl von Anordnungen, Ver-
boten und teilweise widersprüchlichen Maßnahmen
hat über weite Strecken eher die Bezeichnung
„Seuchenregime“ verdient, als die Beschreibung
des Regierungshandelns als wissenschaftlich fun-
dierte, klinisch erforschte und an den Bedürfnissen
der Menschen orientierte Handlungsweise.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: Wo
nehmen Sie das denn her?)

Seit Januar 2019 hatte keiner der Thüringer Straf-
oder Untersuchungsgefangenen die Möglichkeit be-
kommen, seine Anliegen in einem direkten und per-
sönlichen Gespräch mit Angehörigen der Strafvoll-
zugskommission zu erörtern. Nur die Vorsitzende
Frau Stange hat sich mit dem Besuch der Strafan-
stalt in Gräfentonna eine Extrawurst gegönnt,

(Zwischenruf Abg. Czuppon, AfD: Ohne Be-
schluss!)

und wir suchen jetzt nach dem Beschluss nach
§ 13 Abs. 3, mit dem die Strafvollzugskommission
ihre Vorsitzende beauftragt hat, in Eigenregie die
Strafanstalt in Gräfentonna aufzusuchen.

(Beifall AfD)

Wie mir aus vielen Sitzungen in der Vergangenheit
bekannt ist, lassen sich in einem persönlichen Ge-
spräch oft der eine oder andere Sachverhalt aufklä-
ren oder ergänzend zum schriftlich vorgetragenen
Anliegen der Petenten Fragen stellen, die ansons-
ten mühsam auf dem Umweg über das Justizminis-
terium oder das Petitionsreferat abgeklärt werden
müssen. Wie wir aus zahlreichen Abhandlungen
über die menschliche Kommunikation wissen, ist
ein direktes persönliches Gespräch ohne den Um-
weg über Dritte durch nichts zu ersetzen.

(Beifall AfD)

Die Strafvollzugskommission begreift sich als Sach-
walter der Gefangenen, aber auch als Schiedsstelle
zwischen den oft divergierenden Interessen zwi-
schen den Bediensteten, den Haftanstalten und
den Gefangenen. Gerade während der letzten an-
derthalb Jahre hat sich aus den schriftlichen Anträ-
gen der Gefangenen ergeben, dass diese unter
den Einschränkungen der Corona-Krise ganz be-
sonders gelitten haben. Frau Stange, da hätte es
sich auch gut gemacht, die Petitionen zu lesen, die
gerade im Petitionsausschuss zu diesen Angele-
genheiten aufscheinen, und sich anzuhören, was
Ihre Fraktionsmitglieder aus den anderen beiden
Gruppen zu berichten haben. Die Besuchsverbote
vor allem waren es, die den Gefangenen schwer
zugesetzt haben. Für die meisten von ihnen waren
auch Telefonate mit Angehörigen und Freunden
kein ausreichender Ersatz, weil die Telefongebüh-
ren bei der von einer Privatfirma angebotenen Anla-
ge, zum Beispiel in der Haftanstalt Gräfentonna, für
die Bezieher von 41 Euro Taschengeld im Monat
nahezu unerschwinglich waren. Sie müssen von
den 41 Euro nämlich die Miete für den Fernseher,
für das Radio und eventuell noch für einen Wasser-
kocher bezahlen, das macht mehr als 10 Euro im
Monat aus, und 1 Minute Telefonat ins Festnetz
kostet 16 Cent.

Mittel und Wege, auf einem Arbeitsplatz den Bezug
eines höheren Arbeitsentgelts zu erreichen, stehen
auch nicht allen Gefangenen in ausreichendem Ma-
ße zur Verfügung, und es sind viele Gefangene, die
dort nicht arbeiten können, einfach weil es keine Ar-
beitsplätze gibt. Über diese und andere Schwierig-
keiten von Menschen in Haft muss die Strafvoll-
zugskommission kontinuierlich und persönlich mit
diesen Menschen sprechen dürfen und vor allem
die Gefangenen und Untersuchungsgefangenen
mit der Strafvollzugskommission. Für viele Gefan-
gene, die kein Geld für einen Strafverteidiger oder
einen Anwalt haben, sind wir nämlich die letzten
Sachwalter. 
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(Beifall AfD)

Die materiellen Voraussetzungen zur Schaffung an-
steckungsfreier Situationen sind in allen Thüringer
Hafthäusern durchaus gegeben. Es gibt überall
Speisesäle, große Gemeinschaftsräume, Turnhal-
len, wo ein entsprechendes Infektionsschutzkon-
zept problemlos hätte umgesetzt werden können. 

Wir werden uns dafür einsetzen, dass die Strafvoll-
zugskommission in Zukunft unter allen Umständen
ihrer wichtigen und unentbehrlichen Arbeit nachge-
hen kann. 

(Beifall AfD)

Zu guter Letzt und weil es sein muss, obwohl es die
Zeit nicht wert ist, noch einige Anmerkungen zum
Ansinnen der FDP: Schon der erste Satz des An-
trags mit der Behauptung, die Gefangenen unterlä-
gen einem erhöhten Risiko, entbehrt jeder wissen-
schaftlichen Grundlage. Die vulnerable Gruppe war
eindeutig 80plus und die Anzahl der Thüringer Häft-
linge im Alter von 80plus ist sehr überschaubar. 

(Beifall AfD)

Das Ansinnen, nur noch geimpfte, genesene oder
getestete Abgeordnete in die Hafthäuser zu lassen,
widerspricht dem Prinzip der Ausübung des freien
Mandats. Der eine oder andere der FDP-Fraktion
benötigt offensichtlich ein bisschen Nachhilfe in Sa-
chen Geschäftsordnung des Thüringer Landtags
und Abgeordnetengesetz. 

(Beifall AfD)

Für eine ehemalige Partei der Freiheit und der Ei-
genverantwortung ist das hier vorgelegte Werk
nichts anderes als ein Fortschreiben der kleinli-
chen, engstirnigen und ängstlichen Maßnahmen
der Landesregierung. Darum lehnen wir diesen An-
trag zur Gänze ab und werden auch einer Aus-
schussüberweisung leider nicht zustimmen können.
Vielen Dank. 

(Beifall AfD)

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Danke schön. Der nächste Redner ist Abgeordneter
Tiesler von der Fraktion der CDU.

Abgeordneter Tiesler, CDU:
Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Kolleginnen und Kollegen, liebe Zuschauer! Unsere
Strafvollzugskommission als Unterausschuss des
Petitionsausschusses behandelt zum einen vom
Petitionsausschuss überwiesene Petitionen und be-
fasst sich auf der anderen Seite eben mit dem Voll-
zug von Untersuchungshaft, Jugendstrafen, Frei-

heitsstrafen und freiheitsentziehenden Maßregeln.
Dazu ist vorgesehen, dass die Strafvollzugskom-
mission regelmäßig die Thüringer Vollzugseinrich-
tungen besucht. Grundsätzlich sind diese Besuche
durch die Mitglieder der Strafvollzugskommission in
den Haftanstalten vor Ort ein wichtiges Mittel, um
gerade die Stimmung und Probleme bei den Gefan-
genen, aber auch den Mitarbeitern der Anstalten
aufnehmen und lösen zu können. Die Pandemiesi-
tuation seit Anfang des letzten Jahres erforderte je-
doch wie im gesamten öffentlichen und privaten Le-
ben auch gerade im Bereich der Justizvollzugsan-
stalten Einschränkungen auf die unbedingt notwen-
digen Kontakte und Besuche. Dies führte dazu –
wir haben es vorhin schon gehört –, dass bis zur
vorletzten Woche oder bis Montag letzter Woche
keine Besuche stattfinden konnten. Am Montag in
der letzten Woche – ich bin selbst dabei gewesen –
war nun mit den aktuellen Lockerungen auch ein
erster Besuch der Kommission in der JVA Tonna
unter Einhaltung der momentan gültigen Regeln
problemlos möglich. Bei diesem Besuch konnten
sich die Kommissionsmitglieder bei einem Rund-
gang zunächst einen Überblick über die gesamte
Anlage verschaffen – wir hatten es gerade schon
von Frau Stange gehört – und kamen dann im An-
schluss im ausführlichen Gespräch mit den Gefan-
genen sowie der Gefängnisleitung und einem Mitar-
beiter des Ministeriums in den Austausch. Vor allen
Dingen beim Gespräch mit der Leitung der Justiz-
vollzugsanstalt sowie dem Vertreter des hiesigen
Ministeriums stellte sich – und das muss man wirk-
lich ganz klar sagen – ganz unmissverständlich her-
aus, dass eben in dem besagten Zeitraum – in den
letzten anderthalb Jahren – keine Besuche hätten
durchgeführt werden können. Denn gerade im Hin-
blick auf die Sicherheit der Gefangenen, die in den
Anstalten auf engem Raum leben und arbeiten, wä-
re ein Viruseintrag – und das wurde uns da auch
noch mal sehr gut erläutert und auch gezeigt – von
außen zu einer echten Gefahr bzw. einem Sicher-
heitsproblem geworden. Außerdem hat der Besuch
auch gezeigt, dass entgegen den Aussagen des
vorliegenden Antrags oder der Anträge die Strafge-
fangenen gerade während der Corona-Zeit durch
die Einreichung schriftlicher Petitionen auch zu kei-
ner Zeit in irgendeiner Art und Weise abgehängt
gewesen sind. Der Kontakt der Strafvollzugskom-
mission war insofern – wenn auch nicht physisch
vor Ort – zu keiner Zeit intransparent und die Ver-
traulichkeit war auch stets gewährleistet.

(Beifall CDU)

Es zeigte sich weiter, dass die Pandemiepläne der
JVAs erfolgreich waren, da es gerade unter den In-
sassen – und das wurde uns auch noch mal ganz
ordentlich erläutert – eben zu keinerlei Infektionen
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gekommen ist und die Durchimpfung momentan zü-
gig und ebenso erfolgreich durchgezogen wird.

(Beifall CDU)

Insofern muss man sagen, dass eigentlich beide
Anträge, ob von der AfD oder FDP, aus unserer
Sicht keinen erkennbaren Mehrwert zur aktuellen
Situation darstellen. Alle Mitglieder der Kommission
können momentan in den JVAs tätig werden. Besu-
che, wie in der letzten Woche gezeigt, können
durchgeführt werden, Pandemiepläne sind erfolg-
reich umgesetzt und die Strafgefangenen können
ihre Anliegen über Petitionen an die Kommission
richten.

(Zwischenruf Abg. Czuppon, AfD: Herr Ties-
ler, wir sprechen uns im Herbst wieder!)

(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Wollen
Sie, Herr Tiesler, dass er mit Ihnen im Herbst
spricht?)

Über einzelne zu optimierende Sachverhalte hi-
naus, die auch in den Anträgen stehen, haben die
Mitglieder der Strafvollzugskommission trotzdem
immer die Möglichkeit, ihre Arbeit in der Kommis-
sion eben auch darüber zu bestimmen. Daher wür-
de ich auch sagen und kann es kurz machen: Also
wir sind nicht dabei und würden auch beiden Anträ-
gen nicht zustimmen. Danke.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Danke. Als Nächstes spricht Herr Abgeordneter
Müller von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Zwischenruf Abg. Müller, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ich ziehe zurück!)

Sie ziehen zurück, gut. Von der SPD ist mir nie-
mand gemeldet. Ist da auch kein Redebedarf? Gut.
Dann spricht als Nächstes Frau Abgeordnete
Dr. Bergner von der Fraktion der FDP.

Abgeordnete Dr. Bergner, FDP:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
gen Abgeordnete, liebe Zuhörer am Livestream!
Die Aufgaben der Strafvollzugskommission sind un-
ter anderem die Besuche in den Vollzugsanstalten
gemäß § 13 Abs. 2 Thüringer Petitionsgesetz, Frau
Stange. Das habe ich sehr wohl gelesen. Die Straf-
vollzugskommission konnte ihre Aufgaben in der
Pandemie aus Gründen des Infektionsschutzes
nicht vollständig wahrnehmen. Aus Sorge, dass wir
Abgeordnete SARS-CoV-2 in die Haftanstalten ein-
schleppen, wurden die regelmäßig geplanten Besu-
che abgesagt. Das brachte Nachteile für die Men-
schen, die in den Einrichtungen untergebracht sind.

Ihnen sind die erleichterten Möglichkeiten für Be-
schwerden und Bitten nicht mehr zur Verfügung ge-
stellt worden. Sie hatten dadurch nicht mehr die
Möglichkeit, mit Personen außerhalb der Einrich-
tung, in der sie leben, ins Gespräch zu kommen, in
einer persönlichen und vertraulichen Atmosphäre
mal ein Problem und Beschwerden loszuwerden.
Aber auch die Mitglieder der Strafvollzugskommis-
sion haben keinerlei Vorstellungen, wie es in einer
Strafvollzugsanstalt zugeht und wie es darin aus-
sieht, zumindest die Leute, die zum ersten Mal in
der Strafvollzugskommission sind. Das macht es
natürlich auch schwer, die schriftlichen Beschwer-
den der Gefangenen einzuordnen und zu bewerten.

Am 21.06. fand endlich der erste Besuch in dieser
Legislaturperiode statt. Genau dieser Besuch zeigte
mir, wie wichtig Besuche vor Ort sind. Die Gesprä-
che sowohl mit den Bediensteten als auch mit den
Inhaftierten förderten Probleme zutage, deren Lö-
sung wir Abgeordnete anstoßen müssen. – Ich will
jetzt auf die Probleme nicht noch mal eingehen,
denn die sind von Frau Herold sehr ausführlich
dargestellt worden. – Deshalb ist es uns sehr wich-
tig, dass wir aus der Pandemie der letzten einein-
halb Jahre Schlussfolgerungen für die Zukunft zie-
hen. Deshalb fordern wir die Landesregierung auf,
die Voraussetzungen zu schaffen, dass für die Mit-
glieder der Strafvollzugskommission unabhängig
von der Infektionslage jederzeit der Besuch sicher-
gestellt werden kann.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Jetzt
klatscht die AfD!)

Unabhängig von zukünftigen pandemischen oder
epidemischen Lagen soll ein Verzicht auf die Tätig-
keit der Strafvollzugskommission nach § 13 Abs. 3
Petitionsgesetz nicht mehr notwendig sein. Wenn
ein Besuch trotz Maßnahmen und Bemühungen
nicht möglich sein sollte, sollte doch dringend si-
chergestellt werden, dass Gespräche über Video-
konferenzen möglich sind.

(Beifall AfD)

Das löst zwar das Problem des persönlich virtuellen
Kontakts, aber gibt den Mitgliedern der Kommission
immer noch keine Vorstellung über die Bedingun-
gen, die in den Haftanstalten herrschen. Deswegen
bitte ich noch mal um die Überweisung des Antrags
in den Justizausschuss. Ich danke für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall FDP)
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Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Vielen Dank. Gibt es weitere Wortmeldungen? Bit-
te, Frau Herold. 3 Minuten 10 Sekunden.

Abgeordnete Herold, AfD:
Vielen Dank, Herr Präsident. Um hier noch mal et-
was klarzustellen: Es stellt sich jetzt im Nachgang,
nachdem sich die gewaltige Hysterie über diese
wahnsinnig tödliche und bedrohliche, weltweite
Pandemie gelegt hat und der Nebel sich verzieht
und der Geschützdonner langsam verstummt 

(Zwischenruf Abg. Wahl, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Über 70.000 Tote in Deutschland!)

und langsam wieder die Vernunftstimmen der Wis-
senschaft zum Tragen kommen,

(Zwischenruf Abg. Müller, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das ist doch der blanke Hohn!)

heraus, dass diese schreckliche Pandemie eine
neue ernsthafte Erkrankung war, aber durchaus be-
herrschbar und durchaus mit den bewährten klini-
schen Mitteln zu behandeln.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: Leug-
nerin!)

Ich weiß, stören Sie mich nicht mit Fakten, das stört
Ihre Vorurteile!

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dann haben Sie offensichtlich eine andere deut-
sche Sprache gelernt als ich und ich kann etwas
anderes lesen, als Sie lesen können.

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Ich bitte um Mäßigung!

Abgeordnete Herold, AfD:
Es gibt in allen Hafthäusern die Möglichkeit, unter
hygienischen Bedingungen Sprechstunden durch-
zuführen.

(Zwischenruf Abg. Müller, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Es geht wohl nicht um Fakten in
Ihrer Fraktion!)

Es wurden Gefangene ausgeführt, es wurden Fach-
ärzte in die Hafthäuser gebracht, es gab durchaus
Kontakte zwischen Außen- und Innenwelt. Es war
nicht so, dass während der ganzen anderthalb Jah-
re die Hafthäuser völlig isoliert gewesen wären. Au-

ßerdem möchte ich noch mal darauf hinweisen: Der
letzte Besuch einer Haftanstalt durch die Strafvoll-
zugskommission war im Januar 2019. Wir reden
hier über zweieinhalb Jahre, in denen die Strafvoll-
zugskommission ihrer Arbeit nicht ordnungsgemäß
nachgekommen ist.

(Beifall AfD)

Das ist ein Hauptkritikpunkt. In Gräfentonna gab es
letzten Sommer unter den Nachwirkungen des ers-
ten Lockdowns einen Suizidfall. Dazu gibt es eine
Petition, in der ein Mitgefangener bemerkt, dass es
möglicherweise zu verhindern gewesen wäre, wenn
dem jungen Mann irgendwie Zuspruch von außen
zuteilgeworden wäre. Das ist unsere Aufgabe. Zu
guter Letzt möchte ich daran erinnern, dass von
Seiten der Linken in der 6. Legislatur in einer Aus-
schusssitzung gesagt wurde: Wir Linken in Thürin-
gen haben den Anspruch, den humansten Strafvoll-
zug in ganz Deutschland zu etablieren. An diesem
Anspruch, meine Damen und Herren von den Lin-
ken, sind Sie gerade krachend gescheitert. Danke.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Danke schön. Gibt es weitere Wortmeldungen?
Nein. Wünscht die Landesregierung das Wort? Bit-
te, Herr Minister Adams.

Adams, Minister für Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete! Auch dieses Thema wäre
es wert gewesen, es mit Ernsthaftigkeit in allen Re-
debeiträgen zu behandeln.

Auch die Neufassung des hier in Rede stehenden
Antrags der Fraktion der AfD erweckt weiterhin den
unzutreffenden Eindruck, die Landesjustizverwal-
tung oder gar die Landesregierung habe zum Nach-
teil der Gefangenen Besuche der Strafvollzugskom-
mission in den Thüringer Justizvollzugsanstalten
verhindern wollen. Dies war indes keineswegs der
Fall. Darüber hinaus wird nunmehr gefordert, dass
Gefangene und Bedienstete auch unter der Nut-
zung von Videokonferenzen die Möglichkeit erhal-
ten, sich unmittelbar an die Mitglieder der Strafvoll-
zugskommission wenden zu können. 

Der Alternativantrag der FDP ist darauf gerichtet,
die Landesregierung zu bitten, dass sich geimpfte,
genesene oder negativ getestete Mitglieder der
Strafvollzugskommission wieder uneingeschränkt
entsprechend § 13 Abs. 3 des Thüringer Gesetzes
über das Petitionswesen zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben unmittelbar vor Ort über die Sachlage unter-
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richten können. Die Neufassung des Alternativan-
trags beinhaltet darüber hinausgehend auch hier
die Forderung, sich dafür einzusetzen, dass im
Pandemiefall jederzeit ein Gespräch mit Gefange-
nen auf elektronischem Wege möglich wird. Dies
erweckt ebenfalls den unzutreffenden Eindruck, die
Landesregierung habe in der Vergangenheit den
Zutritt zu den Thüringer Justizvollzugsanstalten
pandemiebedingt verwehrt. Richtig ist vielmehr,
dass die Strafvollzugskommission im jeweiligen
Einzelfall selbst entschieden – selbst entschieden!
– hat, aufgrund des Infektionsgeschehens und der
damit einhergehenden pandemiebedingten Gefähr-
dungslage von Besuchen in den Justizvollzugsein-
richtungen abzusehen, um nicht die Gefangenen
und Bediensteten sowie die Kommissionsmitglieder
einer erhöhten Infektionsgefahr auszusetzen. Dies
möchte ich trotz aller Neufassungen der vorliegen-
den Anträge der Fraktionen der AfD und der FDP
klarstellen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Lan-
desregierung schätzt die Arbeit der Strafvollzugs-
kommission und unterstützt sie nach besten Kräf-
ten. Die Landesregierung hat aber auch die bisheri-
ge Auffassung der großen Mehrheit der Mitglieder
der Strafvollzugskommission geteilt, wonach das
Risiko des Einschleppens des Coronavirus in die
Justizvollzugseinrichtungen durch Externe mög-
lichst minimiert werden sollte. Erfreulicherweise ge-
hen die Neuinfektionen, wie Sie wissen, derzeit all-
gemein zurück. Diese positive Entwicklung lässt
sich auch aktuell in den Thüringer Justizvollzugsan-
stalten feststellen. 

Die Landesregierung hat die vergangenen Ent-
scheidungen der Kommission begrüßt, bei einem
akuten Infektionsgeschehen in einer Anstalt und bei
hoher Inzidenz vom Besuch der Anstalt abzusehen.
Die Landesregierung hatte wiederholt und auch
jüngst vor dem Hintergrund der fallenden Inzidenz-
werte und der steigenden Impfquoten die Bereit-
schaft signalisiert, Besuche unter strengen Hygie-
nebedingungen zu ermöglichen, sofern die Kom-
mission dies wünscht. 

Die Strafvollzugskommission hatte in ihrer Sitzung
am 31. Mai 2021 beschlossen, am 21. Juni 2021 in
der Justizvollzugsanstalt Tonna einen Vor-Ort-Be-
such wahrzunehmen. Dieser Besuch hat in der ver-
gangenen Woche wie geplant stattgefunden, ein-
schließlich eines Rundgangs durch die Anstalt so-
wie Gesprächen mit der Anstaltsleitung, dem
TMMJV, einem Vertreter des ÖPR sowie insgesamt
25 Gefangenen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir alle haben die
faktischen Beschränkungen der Kommissionsarbeit
in der Pandemielage bedauert. Umso erfreulicher

ist, dass aufgrund der positiven Entwicklung nun-
mehr Vor-Ort-Besuche der Kommission wieder
möglich sind und auch bereits wahrgenommen wur-
den. Lassen Sie mich allerdings Folgendes klarstel-
len: Auch wenn die Strafvollzugskommission die
Thüringer Anstalten pandemiebedingt nicht berei-
sen konnte, blieb und bleibt das Recht der Gefan-
genen unberührt, ihre Anliegen beim Thüringer
Landtag im Rahmen von Petitionen vorzubringen.
Ebenso bleibt es den Abgeordneten unbenommen,
gemäß § 13 Abs. 3 des Petitionsgesetzes einzelne
Mitglieder der Strafvollzugskommission durch Be-
schluss in eine Anstalt zu entsenden. 

(Zwischenruf Abg. Czuppon, AfD: Das haben
wir doch beantragt!)

Entsprechend kann, wenn beiderseits die techni-
schen Voraussetzungen geschaffen sind, auch un-
ter diesen Voraussetzungen auch auf elektroni-
schem Wege eine Kommunikation erfolgen. Da-
rüber hinaus haben die Gefangenen das Recht,
sich über die sie betreffenden Anordnungen der je-
weiligen Anstalt bei der Aufsichtsbehörde zu be-
schweren. Schließlich können sie die sie betreffen-
den Entscheidungen der Anstaltsleitung gerichtlich
überprüfen lassen. Damit ist ein umfassender
Schutz der Gefangenen gewährleistet. 

Aufgrund der Erfahrungen der letzten Monate kann
im Übrigen ein geändertes Beschwerdeverhalten
der Gefangenen nicht festgestellt werden.

Sehr geehrte Damen und Herren, klarstellen darf
ich des Weiteren, dass seitens der Landesregie-
rung jederzeit die Bereitschaft bestand und nach
wie vor besteht, der Strafvollzugskommission zu al-
len mit der Bekämpfung der Pandemie zusammen-
hängenden Themen aus dem Strafvollzug umfas-
send zu berichten, wie dies in der Vergangenheit
auch geschehen ist. 

Der von der Fraktion der AfD erhobene Vorwurf der
Intransparenz der Maßnahmen im Zuge der Pande-
mie entbehrt jeglicher Grundlage. Letztlich geht es
im Thüringer Justizvollzug in Pandemiezeiten um
die Aufrechterhaltung des Vollzugsbetriebs mit der
Maßgabe, die Gefangenen bestmöglich vor einer
Infektion zu schützen und gleichzeitig ihre Rechte
nicht mehr als unbedingt erforderlich einzuschrän-
ken. Um dem gerecht zu werden, müssen die diver-
gierenden Interessen und Gefahren bei der Ent-
scheidungsfindung häufig gegeneinander abgewo-
gen werden. Dies ist in der Vergangenheit gut ge-
lungen. Insbesondere haben die Maßnahmen dazu
beigetragen, dass sich im Verlaufe der Pandemie
bisher nur eine sehr geringe Anzahl von Gefange-
nen infiziert hat.
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Unter Zugrundelegung dessen stellt sich die derzei-
tige Situation im Thüringer Justizvollzug hinsichtlich
der getroffenen Maßnahmen zum Schutz der Ge-
fangenen vor den Gefahren der Pandemie wie folgt
dar: Wir haben in den Thüringer Anstalten spezielle
Zugangsbereiche eingerichtet, in denen neu aufzu-
nehmende Gefangene für einen gewissen Zeitraum
von den übrigen separiert werden können, um zu
klären, ob von den Zugängen ein Infektionsrisiko
ausgeht. Sobald es verantwortet werden kann, wer-
den die betroffenen Gefangenen von den Zugangs-
und Quarantänestationen in den geschlossenen
Vollzug verlegt. Derzeit erfolgt dies – abhängig von
den Vorgaben des jeweiligen Gesundheitsamts –
zumeist nach einer Woche, sofern ein negatives
Testergebnis vorliegt, spätestens aber nach zwei
Wochen, sofern keine Symptome auftreten. Zu den
Infektionsschutzmaßnahmen zählen auch vorüber-
gehende Einschränkungen im Rahmen des Besu-
cherverkehrs, weil jeder Besuch das Risiko des
Einschleppens des Coronavirus in die betreffenden
Anstalten mit sich bringt. Diese Maßnahmen sind
aktuell gelockert. Das Besuchsrecht der Rechtsbei-
stände der Gefangenen bleibt hiervon im Übrigen
unberührt. Gerichtliche Vorführungen finden unter
den erforderlichen Hygienebedingungen uneinge-
schränkt statt. Ausführungen und Lockerungen wer-
den angesichts der derzeit entspannten Pandemie-
lage ebenfalls wieder weitgehend im üblichen Um-
fang durchgeführt, allerdings unter Beachtung der
Hygieneregeln.

Die Beschäftigung der Gefangenen durch Arbeit so-
wie berufliche und schulische Bildungsmaßnahmen
findet gegenwärtig weitergehend statt. Das Be-
handlungsangebot durch Ärzte, Therapeuten,
Suchtberatung, Schuldnerberatung usw. unterliegt
keinen Beschränkungen, abgesehen davon, dass
die behandelnden Personen die Hygieneschutzre-
geln einzuhalten haben, insbesondere einen Mund-
Nasen-Schutz tragen müssen. Die seelsorgerische
Betreuung unterliegt keinen Beschränkungen. Die
Gottesdienste sind jedoch auf eine bestimmte An-
zahl von Gefangenen beschränkt. Der Aufschluss
in den Anstalten findet statt. Die Gefangenen ha-
ben Zugang zu den Sporträumen, für die allerdings
verstärkte Hygieneanforderungen bestehen. Sonsti-
ge Freizeitmaßnahmen werden teilweise mit be-
schränkter Gruppengröße unter Einhaltung der Hy-
gieneregeln durchgeführt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wie Sie
sehen, war die Situation für die Gefangenen und
Vollzugsbediensteten aufgrund der pandemiebe-
dingten Beschränkungen sicherlich nicht einfach.
Die Gefangenen hatten überwiegend Verständnis
für die Einschränkungen, weil auch sie erkennen,
dass die Maßnahmen ihrem Schutz dienten. In den

letzten Wochen wurden die Gefangenen durch mo-
bile Impfteams auf freiwilliger Basis geimpft. Ganz
überwiegend wünschten die Gefangen den Impf-
schutz. Etwa zwei Drittel von ihnen haben nunmehr
den vollen Impfschutz erhalten. Auch den Bediens-
teten des Justizvollzugs konnte umfassend ein
Impfangebot gemacht werden, welches sie über-
wiegend wahrgenommen haben. Wir stellen daher
mit den Anstaltsleiterinnen Überlegungen an, in
welchen Bereichen pandemiebedingte Einschrän-
kungen mit Eintritt des Impfschutzes zurückgenom-
men bzw. aufgehoben werden können.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, alle An-
stalten haben mit diesen Maßnahmen auch bereits
begonnen. An dieser Stelle möchte ich allen im
Vollzug Tätigen einen herzlichen Dank sagen, von
den Anstaltsleitungen über die Vollzugsbeamten bis
hin zu den Ärzten, den Sozialarbeitern und allen,
die dort tätig sind. Vielen Dank für Ihre Arbeit.

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Vielen Dank, Herr Minister Adams. Gibt es noch
Wortmeldungen? Das ist nicht der Fall. Dann kom-
men wir zu den Abstimmungen, zuerst zur Abstim-
mung zu dem Antrag der Fraktion der AfD. Da war
Ausschussüberweisung an den Ausschuss für Mi-
gration, Justiz und Verbraucherschutz beantragt. 

(Zwischenruf Abg. Czuppon, AfD: Nein,
Strafvollzugskommission!)

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Man kann nicht an die
Strafvollzugskommission überweisen!)

Also an den Ausschuss für Migration, Justiz und
Verbraucherschutz. Wer dafür ist, dass der Antrag
der Fraktion der AfD dorthin überwiesen wird, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men der Fraktion der AfD. Gibt es Gegenstimmen?
Das sind alle anderen Fraktionen. Gibt es Enthal-
tungen? Die sehe ich nicht. Damit ist die Überwei-
sung an diesen Ausschuss nicht erfolgt, also abge-
lehnt.

Dann kommen wir direkt zur Abstimmung über den
Antrag der Fraktion der AfD in der Drucksa-
che 7/2053 – Neufassung –. Wer für die Annahme
dieses Antrags ist, den bitte ich um das Handzei-
chen. Das sind die Stimmen der Fraktion der AfD.
Gibt es Gegenstimmen? Das sind alle anderen
Fraktionen. Gibt es Enthaltungen? Keine. Damit ist
der Antrag abgelehnt.
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Ich komme jetzt zur Abstimmung über den Alterna-
tivantrag der Fraktion der FDP. Der soll ebenfalls an
den Ausschuss für Migration, Justiz und Verbrau-
cherschutz überwiesen werden. Wer dafür ist, dass
der Alternativantrag der FDP an den Ausschuss für
Migration, Justiz und Verbraucherschutz überwie-
sen wird, den bitte ich um das Handzeichen. Das
sind die Stimmen der Fraktion der FDP und eine
weitere Stimme. Gibt es Gegenstimmen? Das sind
die Stimmen aus der Fraktion der CDU und die
Fraktion der AfD überwiegend und die Fraktionen
Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen und SPD haben
auch dagegen gestimmt. Gibt es Enthaltungen?
Keine Enthaltungen. Damit ist der Antrag auf Aus-
schussüberweisung abgelehnt.

Wir stimmen jetzt über den Antrag selbst ab. Wer
für die Annahme des Alternativantrags der Fraktion
der FDP in der Drucksache 7/3417 ist, den bitte ich
um das Handzeichen. Das sind die Stimmen der
Fraktion der FDP. Gibt es Gegenstimmen? Das
sind die Fraktionen Die Linke, Bündnis 90/Die Grü-
nen, SPD, CDU und AfD. Gibt es Enthaltungen?
Keine. Damit ist der Alternativantrag der Fraktion
der FDP abgelehnt.

Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt und rufe
auf den Tagesordnungspunkt 5

Thüringer Gesetz zur Umset-
zung des Glücksspielstaats-
vertrags 2021
Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/2284 - 
dazu: Beschlussempfehlung des

Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 7/3654 - 

dazu: Suchtprävention im
Glücksspiel verbessern
Entschließungsantrag der
Fraktionen DIE LINKE, der
CDU, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/3656 - 

ZWEITE BERATUNG

Das Wort hat Herr Abgeordneter Emde aus dem
Haushalts- und Finanzausschuss zur Berichterstat-
tung zu dem Gesetzentwurf.

(Zuruf aus dem Hause)

Gut, dann bitte.

Abgeordneter Hande, DIE LINKE:
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr Kollege Emde ist leider verhindert,
weswegen ich das gern für ihn übernehme. Ich be-
richte über die Beratung im federführenden Haus-
halts- und Finanzausschuss zum Entwurf eines
Thüringer Gesetzes zur Umsetzung des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 in der Drucksache 7/2884.
Durch Beschluss des Landtags in seiner 31. Sit-
zung am 18. Dezember 2020 wurde der Gesetzent-
wurf der Fraktionen Die Linke, der SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss – federführend – sowie den Innen- und
Kommunalausschuss überwiesen. Der federführen-
de Haushalts- und Finanzausschuss hat den Ge-
setzentwurf in seiner 22. Sitzung am 3. Februar
2021, in seiner 24. Sitzung am 5. März 2021, in sei-
ner 28. Sitzung am 16. April 2021 und in seiner
31. Sitzung am 25. Juni 2021 beraten sowie ein
schriftliches Anhörungsverfahren zu dem Gesetz-
entwurf durchgeführt.

Im Rahmen dieses schriftlichen Anhörungsverfah-
rens wurden 31 Verbände und Institutionen auf An-
trag aller Fraktionen angehört. Gegenstand der An-
hörung war neben dem Gesetzentwurf auch ein Än-
derungsantrag der Fraktionen Die Linke, der SPD
und Bündnis 90/Die Grünen. Der Gesetzentwurf
war zudem Gegenstand einer Onlinediskussion ge-
mäß § 96 Abs. 2 der Geschäftsordnung. Zum Ende
der Ausschussberatung wurde ein umfangreicher
Änderungsantrag der Fraktionen Die Linke, der
CDU, der SPD und Bündnis 90/Die Grünen einge-
bracht, der in die vorliegende Beschlussempfehlung
in der Drucksache 7/3654 Eingang gefunden hat. 

Der mitberatende Innen- und Kommunalausschuss
hat den Gesetzentwurf in seiner 21. Sitzung am
30. Juni 2021 beraten und ist den Empfehlungen
des Haushalts- und Finanzausschusses unverän-
dert gefolgt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit dem
hier in Rede stehenden Gesetz sollen das Thürin-
ger Glücksspielgesetz und das Thüringer Spielhal-
lengesetz geändert und an den von den Ländern
zum 1. Juli 2021 novellierten Glücksspielstaatsver-
trag angepasst werden, welchen Thüringen mit
dem bereits am 11. März 2021 beschlossenen Zu-
stimmungsgesetz in Landesrecht transformiert hat.
Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt,
den Gesetzentwurf mit Änderungen anzunehmen.
Was diese empfohlenen Änderungen anbelangt, ist
neben einigen redaktionellen Änderungen insbe-
sondere die neu zu schaffende Möglichkeit einer
Zertifizierung von Spielhallen und ähnlichen Unter-
nehmen gemäß dem neuen § 3 a Thüringer Spiel-
hallengesetz zu nennen. An eine solche Zertifizie-

4080 Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 52. Sitzung - 02.07.2021

(Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann)

http://www.parldok.thueringen.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&LP=7&DokNum=2284&DokArt=Drs
http://www.parldok.thueringen.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&LP=7&DokNum=3654&DokArt=Drs
http://www.parldok.thueringen.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&LP=7&DokNum=3656&DokArt=Drs


rung sind Ausnahmetatbestände geknüpft. So kann
beispielsweise die in einer Spielhalle zulässige Ge-
samtzahl der Geräte auf 12 erhöht und der Min-
destabstand der Spielhallen zu Kinder- und Ju-
gendeinrichtungen ausnahmsweise auf 100 Meter
reduziert werden, wenn eine Zertifizierung vorliegt. 

Die empfohlenen Änderungen betreffen auch Über-
gangsregelungen. Hier verweise ich insbesondere
auf den neuen § 10 a Thüringer Spielhallengesetz,
der umfangreiche Übergangsregelungen für soge-
nannte Verbundspielhallen vorsieht. Zur Regelung
von Detailfragen ist schließlich in einem neuen § 12
des Thüringer Spielhallengesetzes eine Verord-
nungsermächtigung zugunsten des zuständigen Mi-
nisteriums vorgesehen.

Mit diesen kurzen Einführungen und dem Bericht
aus dem Ausschuss möchte ich es belassen und
bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Hande. Wünscht
jemand aus den antragstellenden Fraktionen das
Wort zur Begründung zu dem Entschließungsan-
trag? Das ist nicht der Fall. Ich eröffne die Ausspra-
che, erster Redner ist Herr Abgeordneter Kalich,
Fraktion Die Linke.

Abgeordneter Kalich, DIE LINKE:
Herr Präsident, meine Damen und Herren, das
Thüringer Gesetz zur Regelung des gewerblichen
Spiels – auch Spielhallengesetz genannt – stammte
vom 21. Juni 2012. Die Notwendigkeit, es zu
modernisieren, ergab sich nicht nur aus der langen
Laufzeit, sondern auch aus der Umsetzung des
Glücksspielstaatsvertrags von 2021, dem wir hier
im Hohen Haus zugestimmt haben. Im Vordergrund
für uns bei all diesen Beratungen stand immer der
Schutz von Jugendlichen und Erwachsenen, um
nicht in ein krankhaftes Abhängigkeitsverhältnis
zum Glücksspiel zu kommen. Das Angebot eines
legalen Glücksspiels soll dabei verhindern, dass es
einen sich weiter ausweitenden Schwarzmarkt gibt.
In diesem Bereich wären Kontrollen nicht möglich,
Suchtberatung könnte nicht stattfinden und somit
würde illegales Glücksspiel eine weitere Steigerung
im Bereich der Beschaffungskriminalität, hier kon-
kret ums Geld, leisten. In diesem Spannungsfeld
haben es sich die einbringenden Fraktionen aus
Rot-Rot-Grün nicht einfach gemacht. Wie bereits
berichtet, gab es dabei umfangreiche Arbeit der Re-
gierungsparteien mit der CDU, die letztendlich in ei-
nen Änderungsantrag und in eine Beschlussemp-

fehlung des Haushalts- und Finanzausschusses,
die im Innen- und Kommunalausschuss begleitend
beraten wurde, gemündet ist. So intensiv haben
sich wahrscheinlich Parlamentarier hier aus dem
Hohen Hause seit Langem nicht mehr mit Glücks-
spiel und Glücksspielhallen befasst. 

(Zwischenruf aus dem Hause: Offiziell!)

Nicht offiziell. Also ich habe keinen getroffen, wo
ich zu Besuchen dort war und mir das vor Ort ange-
guckt habe. 

Die Änderungen, die das Gesetz betreffen, sind vor
allen Dingen Abstandsregelungen sowie Zertifizie-
rungen – wie mein Kollege Hande das schon ge-
sagt hat. Die zentrale Forderung der Spielhallenbe-
treiber war die Zertifizierung. Das Augenmerk wird
weiterhin darauf gerichtet, dass Spieler nur einen
Automaten mit einer begrenzten Höhe an Geld be-
spielen können. Strikte Altersbegrenzungen zum
Betreten der Spielhallen werden durchgesetzt. All
dies soll dazu beitragen, dass Spielsucht so weit
wie möglich eingegrenzt wird, weil sich alle Beteilig-
ten darüber im Klaren sind, dass diese Suchtkrank-
heit nicht nur das Leben der Spieler, sondern vor al-
lem von deren Familien und vor allen Dingen der
Kinder massiv bedrohen kann. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich bin
mir darüber im Klaren, dass der nun vorliegende
Gesetzestext einen Kompromiss darstellt, deshalb
ist es wichtig, die in § 3a festgelegte Zertifizierung
in vier Jahren durch das Ministerium auf seine
Wirksamkeit zu prüfen und das Parlament darüber
zu informieren. Gegebenenfalls müssen Änderun-
gen entsprechend erarbeitet und eingefügt werden.
Auch in Punkt 4 des Entschließungsantrags, der in
Drucksache 7/3656 vorliegt, geht es um die Über-
prüfung und Evaluierung, um möglichen Fehlent-
wicklungen entgegenzuwirken. Wir werden genau
hinsehen müssen, um dieser Verantwortung ge-
recht zu werden. Dem wollen und werden wir uns
nicht entziehen. Ich hoffe, dass es uns mit dem Ge-
setz gelingt, einen rechtlich sauberen Rahmen für
das Glücksspiel zu schaffen und damit das illegale
Glücksspiel zurückdrängen zu können. Ich danke
für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Danke. Spricht jemand aus der Fraktion der CDU,
wenn Herr Emde nicht da ist? Bitte.
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Abgeordneter Herrgott, CDU:
Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und
Herren, aufgrund der leider andauernden Erkran-
kung von Kollegen Emde hat kurzfristig mich das
Los getroffen, Ihnen nun einen Teil seines Redebei-
trags vorzulegen. Zunächst erst mal Dank an den
Kollegen Hande, der kurzfristig die Berichterstat-
tung aus dem Ausschuss übernommen hat. Ich ha-
be mir aufgrund der fortschreitenden Zeit die Frei-
heit genommen, den Beitrag des Kollegen Emde
ein wenig einzukürzen. 

(Zwischenruf Abg. Hande, DIE LINKE: Hof-
fentlich ist er damit einverstanden!)

Das werden wir dann sehen. 

Meine Damen und Herren, der derzeit geltende
Glücksspielstaatsvertrag 2011 tritt mit Ablauf des
31. Juni dieses Jahres außer Kraft. Von daher ist es
notwendig, dass wir heute darüber sprechen, den
Glücksspielstaatsvertrag 2021 hier in Thüringen in
geltendes Recht umzusetzen und das Glücksspiel-
gesetz und das Thüringer Spielhallengesetz ent-
sprechend zu ändern. Laut Gesetzesbegründung
ist in diesem Bereich eine maßvolle Anpassung an
den neuen Staatsvertrag geboten. Dieser sieht vor,
dass die Zahl der Wettvermittlungsstellen zu be-
grenzen ist. Der durch R2G vorgelegte Entwurf zur
Umsetzung in Thüringen sieht hierbei vor, dass die
Wettvermittlungsstellen mit qualitativen statt quanti-
tativen Anforderungen ausgestattet werden. 

Im Kontrast dazu standen die Änderungen im rot-
rot-grünen Gesetzentwurf für das Thüringer Spiel-
hallengesetz. Der vorgelegte Gesetzentwurf hielt im
Thüringer Spielhallengesetz trotz der entgegenste-
henden gesetzgeberischen Intention des Glücks-
spielstaatsvertrags an den bisherigen ausschließ-
lich quantitativen Regulierungen des gewerblichen
Glücksspiels fest. Somit hätte der ursprünglich vor-
gelegte Gesetzentwurf massive Auswirkungen so-
wohl auf das Angebot wie auch die Unternehmen,
die Angestellten als auch die kommunale Ebene
gehabt. Viele Spielhallenstandorte hätten schließen
müssen, obwohl die Zahl der Spielhallen in Thürin-
gen inzwischen in den letzten Jahren deutlich rück-
läufig ist. Arbeitsplätze wären weggefallen und die
Kommunen hätten auf Einnahmen aus der Vergnü-
gungs- und Gewerbesteuer vermutlich verzichten
müssen. So zumindest das Ergebnis einer Reihe
von Stellungnahmen, die wir in der Anhörung erhal-
ten haben. 

Das Kanalisierungsziel sowie der Auftrag, aus dem
Glücksspielstaatsvertrag ein ausreichendes Glücks-
spielangebot sicherzustellen, hätte auf diese Art
und Weise vermutlich nicht erfüllt werden können.
Demgegenüber steht eine weitgehende Öffnung

des Online-Glücksspiels, wie Sie aus den Medien in
den letzten Tagen entnehmen konnten.

Umso besser, dass man sich auf Basis der Anhö-
rung zu einem gemeinsamen Änderungsantrag ver-
ständigen konnte. Der gemeinsame Änderungsan-
trag ersetzt die überholten quantitativen Regulie-
rungen im Thüringer Spielhallengesetz konsequent
durch qualitative Regelungen. Eine Zertifizierung
wirkt sich in hohem Maße auf die Qualität der Spiel-
halle und folglich auf den Spieler- und Verbraucher-
schutz aus. Die mit der Zertifizierung einhergehen-
den Prüfverfahren fördern den kontinuierlichen Ver-
besserungsprozess, und die Erleichterungen, die
der Änderungsvertrag möglich macht, sind an eine
solche Zertifizierung gekoppelt.

Meine Damen und Herren, besonders wichtig ist
uns, dass der vorliegende Änderungsantrag im Pa-
ket mit dem vorliegenden Entschließungsantrag zu
sehen und zu bewerten ist. Alle Maßgaben und Re-
gulierungen der Spielhallen müssen in erster Linie
unter Berücksichtigung des Spielerschutzes und
der Suchtprävention betrachtet werden. Dies betont
der Entschließungsantrag, indem er Instrumente
fordert, um die Suchtprävention hinsichtlich der
Glücksspielsucht in Thüringen zu stärken.

Folgende Instrumente sind hier genannt: Es ist alle
zwei Jahre von der Landesregierung ein Glücks-
spielsuchtbericht zu erarbeiten, zu finanzieren und
dem Landtag vorzulegen, um für zukünftige Weiter-
entwicklungen, wie es der Kollege Kalich bereits er-
wähnt hat, eine solide Datengrundlage speziell für
Thüringen zu haben. Darüber hinaus soll Sorge da-
für getragen werden, dass die gemeinsame Glücks-
spielbehörde der Länder ihrer Verpflichtung zur Mit-
wirkung im Rahmen der Evaluierung auch künftig
nachkommen kann.

Zusammenfassend haben wir hier nun ein ausge-
wogenes Gesetz und einen Entschließungsantrag,
welche den Zielen des Glücksspielstaatsvertrags
Rechnung tragen und die Themen „Spielerschutz“
und „Suchtprävention“ in den Fokus nehmen. Ich
bitte aus Sicht meiner Fraktion um Zustimmung für
den Gesetzentwurf und den Entschließungsantrag.
Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Danke schön. Es spricht nun Abgeordneter Kießling
von der Fraktion der AfD.

Abgeordneter Kießling, AfD:
Sehr geehrter Herr Präsident, meine werten Damen
und Herren Abgeordneten, liebe Gäste an den Bild-
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schirmen, nachdem kürzlich der Glücksspielstaats-
vertrag mit allen Bundesländern auf den Weg ge-
bracht wurde und dieser bereits ab dem 01.07.
schon seine Gültigkeit erlangt hat, muss nun auch
das Thüringer Glücksspielgesetz angepasst wer-
den. Ziel ist es unter anderem, den Spielerschutz
zu erhöhen. Daher wurde nun auch versucht, das
bisher illegale Online-Glücksspiel zu regulieren, in-
dem ein beschränktes Online-Glücksspielangebot
geschaffen wurde unter einer staatlichen Monopol-
stellung zum Schutz der Spieler. Hierzu sollen auch
Lizenzvergaben für private Betreiber möglich sein,
ebenso wie die Möglichkeit von Sportwetten. Da-
durch soll den Glücksspielwilligen eine legale Alter-
native zu den auf dem Schwarzmarkt angebotenen
Onlinespielen gegeben werden – und der Staat
möchte hier natürlich auch an den Erlösen teilha-
ben. Dies ist im Groben der Inhalt des heutigen Ge-
setzentwurfs. Wir erkennen die Notwendigkeit die-
ser Neugestaltung des Thüringer Glücksspielge-
setzes an und begrüßen natürlich auch den Ver-
such, den Spielerschutz zu erhöhen und den illega-
len Online-Glücksspielmarkt zu regulieren. So weit,
so gut.

Hier kommen wir gleich zum ersten Problem. Bei
der Regulierung und Umsetzung des neuen
Glücksspielstaatsvertrags, welcher die Grundlage
bildet, soll eine neue gemeinsame Glücksspielbe-
hörde in Sachsen-Anhalt als Anstalt des öffentli-
chen Rechts helfen. Diese Aufsichtsbehörde soll al-
lerdings erst ab dem 01.01.2023 ihre Tätigkeit laut
Staatsvertrag aufnehmen. Da stellt sich bei uns die
Frage: Was ist in der Zwischenzeit? Die bisherige
Aufsicht liegt weiterhin bei den Ländern, also auch
in Thüringen, und für Sportwetten zentral in Darm-
stadt. Auch die Landesfachstelle Glücksspiel in
Nordrhein-Westfalen hat Zweifel, ob dies mit der
neuen Aufsicht funktioniert, auch mit dem geplan-
ten Provisorium in Hessen für die Aufsicht. Ob die
eingeführte Sperrdatei zum Schutz der Spieler ihre
volle Wirkung entfaltet, bleibt offen. Dies wurde
auch in einer Fernsehreportage der ARD kürzlich
dargestellt, dass Glücksspielsüchtige trotz Sperrda-
tei immer noch spielen können. Da wird auch die
Änderung von Nummer 6 Abs. 1 Satz 1 in Ihrer
Neufassung des Änderungsantrags in Vorla-
ge 7/2237, die unverzügliche Aufnahme in die
Sperrdatei, nichts nützen, wenn die Kontrolle löch-
rig ist.

Es ist schwierig, hier das Online-Glücksspiel und
die Sportwetten zu legalisieren, wenn genügend
Schlupflöcher vorhanden sind, die leider noch ge-
nutzt werden. Auch haben Sie unter anderem § 3
Abs. 2 Satz 3 des Gesetzes geändert laut Ihrer Vor-
lage 7/2284. Hier wäre zum Beispiel für die Vorlage
von geänderten Teilnahmebedingungen eine Anga-

be von maximal vier Wochen sinnvoll gewesen, um
künftige Missverständnisse zu vermeiden, selbst
wenn die geänderten Bedingungen erst nach Be-
stätigung der Glücksspielaufsichtsbehörde wirksam
werden, wie es die Neuregelung im Satz 4 vorsieht. 

Für den Online-Glücksspielmarkt schaffen Sie mit
diesem Gesetz Erleichterungen, jedoch für den sta-
tionären Betrieb werden nachträglich Hürden aufge-
baut und zusätzliche Kosten für eine Zertifizierung
abverlangt, um die neuen Auflagen wieder umge-
hen zu können. Hier ist die Änderung des Artikels 2
in § 3 bezüglich der Änderung des Mindestab-
stands von 200 auf 300 Meter bei den Spielhallen
gemeint, mit der Zertifizierung derer sind es näm-
lich wiederum nur noch 100 Meter. Grundsätzlich ist
gegen eine freiwillige Zertifizierung nach Ihrem neu-
en § 3a nichts einzuwenden, im Sinne des Spieler-
schutzes jedoch darf es gerade für bestehende
Spielhallen bezüglich Abstandsgebot nicht miss-
braucht werden.

Für eventuell neu zu errichtende Spielhallen wäre
eine neue Abstandsregelung berechtigt. Auf die ge-
plante Auswertung im Jahr 2025 bezüglich der
Wirksamkeit der Zertifizierungsmaßnahmen sind
wir schon gespannt und freuen uns dann auf die
Evaluierung des entsprechenden Vertrags und Ge-
setzes. 

Auch Ihre Änderung in Artikel 2 bezüglich Be-
schränkungen der Spielgeräte auf maximal zehn
Geräte ist eine Benachteiligung gegenüber dem
Online-Glücksspiel. Dies hat auch nichts mit dem
Spielerschutz zu tun, da die heutigen Glücksspiel-
geräte einen eingebauten Schutz gegen mehrfa-
ches bzw. paralleles Bespielen der Geräte durch ei-
nen Spieler haben. Dies ist der Stellungnahme des
TÜV Rheinland zu entnehmen. Bei den stationären
Spielhallen gibt es auch zusätzliches Aufsichtsper-
sonal, was im Onlinebereich aber eben nicht vor-
handen ist. Da hilft auch nicht die neu eingeführte
Ausnahmegenehmigung, dass auch hier die Be-
schränkung der Geräteanzahl durch freiwillige Zerti-
fizierung wieder aufgehoben werden kann. Zu die-
ser Problematik verweise ich auf die Stellungnahme
des Fachverbands Drogen und Suchthilfe e.V. Ich
zitiere hier: „Durch die Legalisierung von Glücks-
spielen im Internet mit dem Inkrafttreten des
Glücksspielstaatsvertrags 2021 wird sich die deut-
sche Glücksspiellandschaft tiefgreifend verändern.
Aufgrund ihrer strukturellen Eigenschaften weisen
Online-Casinos und virtuelle Automatenspiele ein
hohes Suchtpotential auf. Eine hohe Verfügbarkeit
– rund um die Uhr – und schnelle Spielabfolgen in
Verbindung mit zum Teil sehr kurzen Auszahlungs-
intervallen machen diese Glücksspiele zu einer ris-
kanten Spielform. Darüber hinaus entfallen beim

Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 52. Sitzung - 02.07.2021 4083

(Abg. Kießling)



Glücksspielen im Internet persönliche Kontakte und
zwischenmenschliche Begegnungen und damit
auch bewährte soziale Kontrollmöglichkeiten. Das
stellt den Staat im Bereich des Jugend- und Spie-
lerschutzes vor neue Herausforderungen.“ Mit ihrer
Verdrängung der Spieler ins Internet durch den rot-
rot-grünen Gesetzentwurf richten Sie also tiefgrei-
fenden Schaden an bei Spielern, vor allem bei Ju-
gendlichen. 

Auch in der Stellungnahme der Rechtsanwaltskanz-
lei „REDEKER SELLNER DAHS Rechtsanwälte“
wird explizit die Streichung des § 6 Abs. 10 Nr. 2
des Gesetzentwurfs gefordert, da auch hier eine
Verdrängung der Spieler ins Internet stattfindet.
Das Verbot der Abgabe von Speisen und Geträn-
ken an Ort und Stelle wird nach Auffassung der
Rechtsanwaltskanzlei keinen Beitrag zum Spieler-
schutz darstellen. 

Auch die Neueinführung Ihres § 10a – Übergangs-
regelung für Verbundspielhallen –, also für die vor
dem 01.01.2020 bestehenden Spielhallen und wel-
che seitdem ununterbrochen betrieben werden, ist
kritisch zu betrachten. Hier sollen für die mitantrag-
stellenden Spielhallen automatisch zum 31.12.2028
ihre Erlaubnisse erlöschen. Hier werden gewerbli-
che Betreiber von Spielhallen gegenüber den On-
line-Glücksspielbetreibern nach unserer Ansicht
mehrfach benachteiligt, ohne dass es ein Plus an
Spielerschutz gibt. Eher das Gegenteil ist der Fall.
Der Wille, hier eine Regulierung zugunsten des
Spielerschutzes einzuführen, ist zwar anzuerken-
nen, jedoch fehlt uns da der Glaube, dass es in der
Praxis, gerade was das Online-Glücksspiel betrifft,
funktionieren wird.

Ich hatte in meiner Rede zum Glücksspielstaatsver-
trag schon auf die verfassungsrechtlichen Proble-
me und die offensichtliche Ungleichbehandlung von
Online- und terrestrischem Spiel hingewiesen, was
ich hier nicht noch mal in aller Breite wiederholen
möchte. Auch hatte ich auf die vielen Bedenken der
Anzuhörenden hingewiesen. Weiterhin möchte ich
aber noch mal auf die geäußerten erheblichen Be-
denken der Datenschutzbeauftragten der Länder
verweisen bezüglich der Neuschaffung einer Limit-
datei und einer Aktivitätsdatei, wo sozusagen die
Spieler zum gläsernen Bürger werden. 

Die AfD-Fraktion wird dem Gesetzentwurf auch in
seiner Neufassung vom 24.06.2021 daher so leider
nicht zustimmen können. Vielen Dank für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Vielen Dank. Der nächste Redner ist Abgeordneter
Müller – Sie ziehen zurück. Die Fraktion der FDP
hat ihren Beitrag auch zurückgezogen. Gibt es ei-
nen Redner aus der Fraktion der SPD? Nein. Gibt
es weitere Wortmeldungen? Das ist nicht der Fall.
Bitte, Herr Staatssekretär.

Götze, Staatssekretär:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, nach einem Anhörungs-
verfahren und intensiven Beratungen ist es gelun-
gen, den vorliegenden Entwurf mitsamt Änderungs-
antrag in den Ausschüssen zu beschließen, damit
heute im Plenum die zweite Lesung stattfinden
kann. Das ist insofern sehr erfreulich, als damit der
Weg für die notwendigen landesgesetzlichen An-
passungen an die Neuregelung des Glücksspiel-
staatsvertrags geebnet wurde. Ich möchte aus-
drücklich dafür werben, dass dieses Gesetz heute
im Plenum verabschiedet wird.

Den inhaltlichen Kern der Änderungen im Thüringer
Glücksspielgesetz nimmt die Neufassung der Be-
stimmungen zur Wettstellenvermittlung ein. Diese
Änderung soll qualifizierte Anforderungen an den
Betrieb von Wettvermittlungsstellen im Rahmen des
Erlaubnissystems des Glücksspielstaatsvertrags
etablieren, die eine Ordnung und Begrenzung des
Angebots und einen effektiven Spielerschutz –
auch im stationären Bereich – gewährleisten. Das
Niveau des Jugend- und Spielerschutzes der Be-
stimmung ist sehr hoch und es dürfte ausgeschlos-
sen sein, dass es gerade vor dem Hintergrund der
ländlichen Struktur des Landes zu einer maßlosen
Dichte und Ausweitung der stationären Sportwett-
angebote kommen wird.

Die entworfene Regelung ist auch dringend erfor-
derlich, damit kann Transparenz und Planbarkeit
geschaffen werden, nach welchem Reglement
glücksspielrechtliche Erlaubnisse ab dem 1. Juli
2021 erteilt und Aufsichtsmaßnahmen vorgesehen
werden. Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Danke, Herr Staatssekretär Götze. Gibt es weitere
Wortmeldungen? Das ist nicht der Fall. Dann kom-
men wir zu den Abstimmungen.

Erstens: Abstimmung über die Beschlussempfeh-
lung des Haushalts- und Finanzausschusses in der
Drucksache 7/3654. Wer für diese Beschlussemp-
fehlung ist, den bitte ich um das Handzeichen. Das

4084 Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 52. Sitzung - 02.07.2021

(Abg. Kießling)



sind die Fraktionen Die Linke, Bündnis 90/Die Grü-
nen, der SPD, der FDP und der CDU. Gibt es Ge-
genstimmen? Nein. Enthaltungen? Es enthalten
sich die Stimmen der AfD. Damit ist die Beschluss-
empfehlung angenommen.

Zweitens: Abstimmung über den Gesetzentwurf der
Fraktionen Die Linke, der SPD und Bündnis 90/Die
Grünen in der Drucksache 7/2284 in zweiter Bera-
tung unter Berücksichtigung des Ergebnisses der
Abstimmung über die Beschlussempfehlung. Wer
für diesen Gesetzentwurf ist, den bitte ich um das
Handzeichen. Das sind wiederum die Stimmen aus
den Fraktionen Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen,
der SPD, der FDP und der CDU. Gibt es Gegen-
stimmen? Nein. Enthaltungen? Das ist die Fraktion
der AfD. Damit ist der Gesetzentwurf unter Berück-
sichtigung des Ergebnisses der Abstimmung über
die Beschlussempfehlung angenommen.

Wir kommen jetzt zur Schlussabstimmung über den
Gesetzentwurf. Wer für den Gesetzentwurf ist, den
bitte ich, sich vom Platz zu erheben. Das sind die
Fraktionen Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen, der
SPD, der FDP und der CDU. Danke. Gibt es Ge-
genstimmen? Bitte, erheben Sie sich von den Plät-
zen. Es gibt keine Gegenstimmen. Enthaltungen?
Enthaltungen kommen aus der Fraktion der AfD.
Damit ist der Gesetzentwurf in der Schlussabstim-
mung angenommen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag. Wurde dazu Ausschussüber-
weisung beantragt? Nein. Dann kommen wir direkt
zur Abstimmung über den Entschließungsantrag
der Fraktionen Die Linke, der CDU, der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen in der Drucksache 7/3656.
Wer für diesen Entschließungsantrag ist, den bitte
ich um das Handzeichen. Das sind die Fraktionen
Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen, der SPD und
der CDU. Gibt es Gegenstimmen? Nein. Gibt es
Enthaltungen? Das sind die Fraktionen der FDP
und der AfD. Damit ist der Entschließungsantrag
angenommen und ich schließe damit diesen Tages-
ordnungspunkt.

Ich rufe nun auf den Tagesordnungspunkt 10

Erstes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Schiedsstellen-
gesetzes
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 7/3340 - 
ERSTE BERATUNG

Wünscht die Landesregierung das Wort zur Be-
gründung? Nein. Ich eröffne die Aussprache. Die

erste Rednerin ist Abgeordnete Dr. Martin-Gehl von
der Fraktion Die Linke.

(Zuruf Abg. Dr. Martin-Gehl, DIE LINKE: Ich
ziehe zurück!)

Sie ziehen zurück. Dann spricht nun Abgeordneter
Sesselmann von der Fraktion der AfD.

Abgeordneter Sesselmann, AfD:
Sehr geehrte Damen und Herren, Herr Präsident!
Herr Minister Adams, ich habe Ihnen zugesichert,
dass ich mich kurzfasse. Grundsätzlich ist es so,
dass das Thüringer Schiedsstellengesetz, das 1996
verabschiedet worden ist, eine Änderung erfährt,
die an sich dem Grunde nach sinnvoll ist. Die Frage
ist allerdings: Ist dieses Thüringer Schiedsstellen-
gesetz sinnvoll, wenn wir in der Begründung lesen
– bereits in der Einleitung Ihres Gesetzesände-
rungsvorhabens, Herr Minister –, dass wir in Thü-
ringen 232 Schiedsstellen haben und pro Jahr
250 Fälle. Das macht im Schnitt einen Fall pro
Schiedsstelle, mal ganz grob gerechnet. Das heißt,
die Frage ist tatsächlich: Brauchen wir hier über-
haupt ein Schiedsstellengesetz?

Gestern hatten wir die Problematik „Standarderpro-
bung“ auf der Tagesordnung. Da ging es darum, die
Verfahren effektiver zu gestalten, Gesetze mögli-
cherweise wegzulassen oder zu prüfen, ob man auf
Gesetze verzichten kann. Das Schiedsstellenge-
setz ist aus unserer Sicht ein Gesetz, auf das man
verzichten kann. Das war damals 1996 möglicher-
weise noch nicht der Fall, aber mittlerweile haben
wir alternative Konfliktlösungen, beispielsweise im
Thüringer Beirat für alternative Konfliktlösungen.
Wir haben seit 2012 das Mediationsgesetz, das ei-
nige Änderungen beinhaltet, vor allen Dingen auch
an die Frage der Geeignetheit erhöhte Vorausset-
zungen oder Anforderungen stellt.

Im Ergebnis halten wir die Änderungen an sich des-
halb nicht für erforderlich, weil das Gesetz an sich
schon nicht erforderlich ist. Dieses Gesetz ist aus
unserer Sicht ein Gesetz, das man getrost strei-
chen kann. Aber, wie gesagt, Herr Minister, das
kann man auch gern im Ausschuss diskutieren. Wir
werden uns dennoch bei einer Überweisung an den
Ausschuss enthalten. Ich bedanke mich für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Vielen Dank. Es spricht jetzt Abgeordneter Schard
von der Fraktion der CDU.

(Zuruf Abg. Schard, CDU: Ich ziehe auch zu-
rück!)
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Nein. Dann ist das auch zurückgezogen. Dann ha-
be ich hier keine weiteren Wortbeiträge. Gibt es
weitere Wortmeldungen? Das ist nicht der Fall.
Wünscht die Landesregierung das Wort? Nein,
auch nicht. Dann kommen wir direkt zur Abstim-
mung. Wurde Ausschussüberweisung beantragt?

(Zuruf aus dem Hause: Ja!)

An den Justizausschuss?

(Zuruf aus dem Hause: Ja!)

Wer dafür ist, dass dieses Gesetz an den Aus-
schuss für Migration, Justiz und Verbraucherschutz
überwiesen wird, den bitte ich um das Handzei-
chen. Das sind die Fraktionen Die Linke, Bünd-
nis 90/Die Grünen, der SPD, der FDP und der
CDU. Gibt es Gegenstimmen? Nein. Enthaltungen?
Aus der Fraktion der AfD. Damit ist die Überwei-
sung an den Ausschuss für Migration, Justiz und
Verbraucherschutz angenommen und ich schließe
diesen Tagesordnungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 4

Zweites Gesetz zur Änderung
des Thüringer Gesetzes über
das Petitionswesen
Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/2042 - 
dazu: Beschlussempfehlung des

Petitionsausschusses
- Drucksache 7/3639 - 

ZWEITE BERATUNG

Das Wort zur Berichterstattung hat Abgeordneter
Olaf Müller aus dem Petitionsausschuss.

Abgeordneter Müller, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, die Erste
Beratung zum Zweiten Gesetz zur Änderung des
Thüringer Gesetzes über das Petitionswesen fand
in der 35. Plenarsitzung am Donnerstag, dem
4. Februar 2021 statt. Der Gesetzentwurf wurde fe-
derführend an den Petitionsausschuss und an den
Ausschuss für Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz überwiesen. In der 14. Sitzung des Petiti-
onsausschusses am 25. Februar 2021 beschloss
der Ausschuss einstimmig die schriftliche Anhörung
zum Gesetzentwurf der Fraktionen Die Linke, SPD
und Bündnis 90/Die Grünen in Drucksache 7/2042
gemeinsam mit der Anhörung zum Gesetzentwurf
der Fraktion der FDP in Drucksache 7/985, der be-
reits in der 20. Plenarsitzung am Donnerstag, dem
16.07.2020, erstmals beraten wurde. Die Frist für

die Einreichung der Stellungnahmen wurde auf
sechs Wochen und das Fristende damit auf den
12. April 2021 festgelegt. Im Rahmen einer außer-
planmäßigen Sitzung des Petitionsausschusses am
29. April dieses Jahres fand die Auswertung der
schriftlichen Anhörung zu den Gesetzentwürfen zur
Änderung des Petitionsgesetzes statt. 

Die Auswertung der Stellungnahmen zeigte eine
überwiegend große Zustimmung zu den vorge-
schlagenen Änderungen des Thüringer Petitionsge-
setzes. Lediglich das öffentliche Tagen des Petiti-
onsausschusses hier in Thüringen wurde kontro-
vers bewertet. Die Gleichstellung zwischen hand-
schriftlich gesammelten Unterschriften und elektro-
nischen Mitzeichnungen dagegen wurde sehr be-
grüßt und die Mehrheit der Anzuhörenden unter-
stützte auch den Vorschlag der Anonymisierung
von Mitzeichnungen. 

In der 18. Sitzung des Petitionsausschusses am
17. Juni 2021 zog Frau Abgeordnete Dr. Bergner
namens der Fraktion der FDP den Gesetzentwurf in
Drucksache 7/985 zurück. 

Die Auswertung der Anhörung am 17. Juni ergab
Änderungen, die die Möglichkeit der moderierten
Diskussion von Petitionen auf der Internetseite des
Landtags, die Nichtöffentlichkeit der Sitzungen des
Ausschusses, den Umgang mit neu eingegangenen
Petitionen, den Umfang der auf den Sammellisten
einzutragenden Daten sowie deren Frist für den
Eingang im Landtag und den Umgang mit Doppe-
lungen von Unterschriften in den analogen und digi-
talen Listen betreffen. 

Der Ausschuss beschloss, die Annahme des Ge-
setzentwurfs der Fraktionen Die Linke, der SPD
und Bündnis 90/Die Grünen in Drucksache 7/2042
unter Berücksichtigung der beschlossenen Ände-
rungen zu empfehlen. So beraten wir heute diesen
Gesetzentwurf in Drucksache 7/2042. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Vielen Dank. Ich eröffne die Aussprache. Der erste
Redner ist Abgeordneter Gröning von der Fraktion
der AfD.

Abgeordneter Gröning, AfD:
Sehr geehrter Präsident, sehr geehrte Damen und
Herren, sehr geehrte Zuschauer! In dem ursprüngli-
chen Gesetzentwurf wurde der manipulative Cha-
rakter von Rot-Rot-Grün sichtbar, da hier die Abhal-
tung von grundsätzlich öffentlichen Sitzungen im
Petitionsausschuss vorgesehen war. Transparenz
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wird politisch dort gefordert, wo die Kontrolle der
Bürger angestrebt wird. Nutznießer von öffentlichen
Sitzungen sind nicht die Petenten, sondern die
Fraktionen der Minderheitsregierung. Diese hat ihre
verlogene Moral bereits in den nicht öffentlichen
Sitzungen zur Schau gestellt, indem sie den Peten-
ten Hilfe zusicherten, wo gerechterweise keine Hilfe
möglich war. Dementsprechend sollten Petenten in
öffentlichen Sitzungen des Petitionsausschusses
missbraucht werden, damit sich Rot-Rot-Grün als
moralisch überlegen in Szene setzen konnte und
dieses öffentlich vermarkten wollte. 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das ist echt eine Unver-
schämtheit …!)

In der ersten Beratung haben wir darauf hingewie-
sen, dass grundsätzlich öffentlich abgehaltene Sit-
zungen im Petitionsausschuss mit der AfD nicht
möglich sein werden. Schön, dass Sie unserem Rat
gefolgt sind und diesen Passus aus Ihrem ersten
Gesetzentwurf gestrichen und in unserem Sinne
geändert haben. 

(Beifall AfD)

Rot-Rot-Grün zeigte mit dem ursprünglichen Ge-
setzentwurf, wie weit Ihnen das Wohl unserer Bür-
ger und die demokratische Ordnung am Herzen lie-
gen. Sie sind stärker mit ihrem egoistischen Eigen-
wohl beschäftigt als mit dem Wohl unserer Bürger.
Beispielgebend ist hier die Rede von Frau Abgeord-
neter Müller, Die Linke, vom 04.02.2021 – ich zitie-
re: „Und ich glaube, wenn Menschen sich an uns
wenden – ich rede wirklich von Menschen und nicht
nur von Bürgerinnen und Bürgern; das hat auch
was damit zu tun, dass jede und jeder sich an den
Petitionsausschuss wenden kann, unabhängig der
Staatsangehörigkeit – […]“.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sehr geehrte Damen und Herren, es geht nicht, wie
die Linke gern abfällig formuliert, um „die Bürger“,
es geht um „unsere Bürger“. 

(Beifall AfD)

(Unruhe DIE LINKE)

Der Fokus unserer Politik als Abgeordnete des
Thüringer Landtags muss die Sorge um die Belan-
ge unserer Bürger hier in Thüringen sein. 

(Beifall AfD)

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dazu wurden wir von unseren Bürgern auch ge-
wählt. Die AfD-Fraktion im Thüringer Landtag hat in
die Haushaltsverhandlungen Anträge eingebracht,

um die Öffentlichkeitsarbeit des Petitionsausschus-
ses, so wie es seit Jahren sogar auf Bundesebene
gefordert wird, zu verbessern. Ebenso haben wir
Anträge in die Haushaltsverhandlungen einge-
bracht, die es dem Petitionsausschuss ermöglicht
hätten, unabhängige Sachverständige im Rahmen
des Petitionsverfahrens zu bestimmten Sachverhal-
ten anzuhören. Diese Anträge hätten die Abläufe
des Petitionsausschusses des Thüringer Landtags
im Sinne unserer Bürger gestalten lassen. 

(Beifall AfD)

Leider haben diese Anträge keine Mehrheit gefun-
den und wurden somit abgelehnt. Wir machen Poli-
tik für unsere Bürger! AfD – wir für Sie. Vielen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Danke schön. Es spricht jetzt Abgeordnete Müller
von der Fraktion Die Linke.

Abgeordnete Müller, DIE LINKE:
Meine sehr verehrten Damen und Herren, Herr Prä-
sident, liebe Zuschauerinnen und Zuschauer am Li-
vestream, ich sage es ganz deutlich: Heute ist ein
richtig guter Tag für die direkte Demokratie und die
Mitbestimmung der Menschen in Thüringen, 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

denn wir werden das Recht, das in der Verfassung
verankert ist, für jede und jeden stärken, der sich
an den Petitionsausschuss wendet. Ich freue mich
darüber sehr, dass wir heute, wie gesagt, ein neues
Petitionsgesetz verabschieden. Es ist ein gutes Ge-
setz, ein gutes Gesetz für die Menschen im Land.
Es senkt die Hürden für Bitten und Beschwerden an
den Landtag. Es erhöht die Attraktivität des Petiti-
onsrechts und stärkt somit die direkte Demokratie.
Ich freue mich auch über den großen Zuspruch,
den unser Gesetzentwurf bei Expertinnen und Ex-
perten und insbesondere bei den Menschen gefun-
den hat. Die zahlreichen Zuschriften, die uns im An-
hörungsverfahren zum Gesetzentwurf erreicht ha-
ben, begrüßen in ihrer überwiegenden Mehrzahl die
geplanten Änderungen und insbesondere die
Neuerung, dass nun bei veröffentlichten Petitionen
auch analoge Unterschriften anerkannt werden.
Das ist von großer Bedeutung für die Petentinnen
und Petenten. Gerade im Hinblick auf eine älter
werdende Bevölkerung stellte die bisherige Rege-
lung, dass Petitionen nur online auf der Plattform
mitgezeichnet werden können, eine sehr große
Hürde dar. Viele Petentinnen und Petenten ziehen
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lieber vor Ort los und sammeln in oft mühevoller
Kleinarbeit teilweise Hunderte und Tausende Unter-
schriften in handschriftlicher Form, um sie anschlie-
ßend dem Petitionsausschuss zu übergeben. Mit
der Anerkennung dieser Unterschriften steht der
Ausschuss nicht mehr vor der Frage, wie mit diesen
Unterschriften umgegangen werden soll – vor allem
dann, wenn die Unterschriften auf der Petitions-
plattform im Internet eben nicht das Quorum er-
reicht haben. Mit der nun vollzogenen Klarstellung
gibt es da keine Diskussion und keinen Spielraum
für parteipolitische Spielchen mehr. 

Aber auch für die Menschen, die mit digitalen Betei-
ligungsverfahren besser umgehen können, haben
wir zahlreiche Verbesserungen eingeführt. Men-
schen, die gern online eine Petition mitzeichnen
wollen, können dies nun tun, ohne ihre Klarnamen
und ihren Wohnort im Internet wiederfinden zu
müssen. Stattdessen kann bei Mitzeichnung auch
ein Pseudonym gewählt werden, denn gerade in so
einem kleinteiligen Land wie Thüringen mit Ge-
meindegrößen teilweise unter 300 Einwohnern ist
es oftmals ein Leichtes, jemanden anhand seines
Namens und Wohnorts zu identifizieren. Gerade in
der Praxis hatte sich daher immer wieder gezeigt,
dass viele Menschen aufgrund von Sicherheitsbe-
denken und der Angst vor persönlichen Anfeindun-
gen vor einer Mitzeichnung zurückgeschreckt sind.
Mit der Möglichkeit, bei Mitzeichnung ein Pseud-
onym zu wählen, was sich im Übrigen an den Re-
gelungen des Deutschen Bundestags orientiert, ist
dieses Problem gelöst. Name und Anschrift der Mit-
zeichnenden müssen dennoch angegeben und bei
der Landtagsverwaltung zur Kontrolle hinterlegt
werden. 

Die Petitionsplattform erfährt darüber hinaus eine
umfassende Überarbeitung, denn zukünftig wird es
eine Diskussionsmöglichkeit während der Mitzeich-
nungsphase von Petitionen geben. Das steigert
nicht nur die Attraktivität der Plattform, sondern
macht auch das Für und Wider einer Petition im öf-
fentlichen Diskurs sichtbar. Damit die Einhaltung
der Umgangsformen sichergestellt wird, wird die
Diskussionsseite dann moderiert. Zudem haben wir
eine Evaluation nicht nur der Diskussionsseite fest-
geschrieben, sondern auch der gesamten Petitions-
plattform, um bei möglichen Problemen bei der
technischen Umsetzung noch Anpassungen vor-
nehmen zu können. 

Zu den Beratungen des Gesetzes im Ausschuss
möchte ich sagen, dass ich mich über die konstruk-
tive Zusammenarbeit der demokratischen Fraktio-
nen sehr gefreut habe und dass es uns gelungen
ist, ein so gutes Petitionsgesetz auf den Weg zu
bringen. Es stellt die Mängel ab, die sich in den

letzten Jahren in der Praxis gezeigt haben, und
wird dafür sorgen, dass wir gegenüber den privaten
Petitionsplattformen attraktiver werden. Allerdings
bin ich – und das fällt mir schwer; aber die FDP hat
ihren Antrag zurückgezogen, und das macht deut-
lich, dass sie mit dem Pseudonym auch mitgehen
können; danke auch dafür – nicht so glücklich da-
rüber – und das ist, das muss ich ganz offen sagen,
der Unterschied zu den Rechtsextremen auf der
anderen Seite –, dass der Vorschlag, die Sitzung
des Petitionsausschusses öffentlich zu machen,
keine Mehrheit gefunden hat. 

(Zwischenruf Abg. Gröning, AfD: Das nennt
man Demokratie, Frau Müller!)

Insbesondere hat das Anhörungsverfahren, wel-
ches wir auch sehr häufig durchführen, gezeigt,
dass genau diese Öffentlichkeit von den Menschen
gewünscht wird. Gerade im Bürgerausschuss, denn
so nenne ich den Petitionsausschuss auch immer
gern, sollte bei Einhaltung aller datenschutzrechtli-
chen Regelungen öffentlich getagt und damit Trans-
parenz hergestellt werden. Die Transparenz ist un-
verzichtbar für die lebendige Demokratie. Beispiele
aus Bayern und Sachsen-Anhalt, wo die Ausschüs-
se öffentlich tagen, zeigen es: Die meisten Men-
schen wollen, dass ihre Petition öffentlich behandelt
wird, dass sie an der Beratung der Petition teilneh-
men und dass sie transparent nachvollziehen kön-
nen, wie der Ausschuss zu seiner Entscheidung
kommt. Sachverhalte können zudem bei Anwesen-
heit aller Beteiligten direkt geklärt und Missver-
ständnisse ausgeräumt werden. Die Entscheidung
des Ausschusses würde so viel besser verständlich
für die Betroffenen und mögliche Nachfolgepetitio-
nen würden vielleicht auch überflüssig.

Zwar ist die Öffentlichkeit der Sitzung des Petitions-
ausschusses vorerst nicht umsetzbar, aber das
heißt ja nicht, dass wir sie nicht weiter fordern. Viel-
leicht werden wir es in einer anderen Legislaturpe-
riode dahin bringen, dass auch dieser Ausschuss –
unser Bürgerausschuss –, an den sich jeder wen-
den kann, öffentlich tagt. Und es ist ja auch fest-
stellbar: Wir sind häufig ein Übersetzer im Petitions-
ausschuss, wir erklären Verwaltungshandeln, weil
die Menschen manchmal nicht mehr verstehen, wie
eine Entscheidung zustande kommt, wer für was
zuständig ist. Ich sehe Sie dahinten schütteln, ich
weiß es, Herr Heym, wir haben da eine kontroverse
Diskussion geführt mit der CDU, aber wir sind nicht
durchgekommen. Vielleicht schaffen wir es irgend-
wann, Sie davon zu überzeugen, wenn wir vielleicht
mal eine Ausschussreise nach Bayern oder Sach-
sen-Anhalt machen und die Angst – das große Ge-
spenst – vor einer öffentlichen Sitzung dann verlo-
rengeht. Denn gerade diese Rede eben hat doch
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deutlich gezeigt: Im Ausschuss kommt kein Wort –
hier im Parlament stellt man sich hin. Und ich glau-
be, das würde dem Bürgerausschuss guttun, wenn
er öffentlich tagt.

Ich will noch einen Satz verlieren oder einen klei-
nen Hinweis geben: Die Landtagsverwaltung hat
uns am Mittwoch mit einem Brief durch die Parla-
mentarischen Geschäftsführer darauf aufmerksam
gemacht, dass es vielleicht noch Probleme geben
könnte bis zur Umsetzung des Diskussionsforums
auf der Petitionsplattform. Dennoch bleiben wir da-
bei und werben dafür, dies einzuführen. Wir werden
das mit den Menschen auch draußen kommunizie-
ren, damit stärken wir der Verwaltung auch den Rü-
cken – ich sehe Herrn Niemeyer dahinten sitzen.
Dennoch bleiben wir dabei, dieses tolle Gesetz, das
die Rechte der Menschen stärkt, heute auf den
Weg zu bringen. Ich danke Ihnen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Kollegin. Als Nächster hat sich
für die CDU-Fraktion Herr Abgeordneter Tiesler zu
Wort gemeldet.

Abgeordneter Tiesler, CDU:
Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen
und Kollegen, liebe Gäste, unser Thüringer Gesetz
über das Petitionswesen weist im Bundesmaßstab
gesehen bereits jetzt schon sehr weitreichende Re-
gelungen auf und wurde auch im Endergebnis der
vorangegangenen Anhörungen – wir hatten es vor-
hin gehört – von einer Vielzahl der Anzuhörenden
gelobt. Doch wie so oft im Leben gibt es immer gu-
te Gründe, es besser zu machen, um damit den
stetigen Anforderungen gerecht zu werden. Inso-
fern war es gut und richtig, dass es einen Hinweis
zu einer Gesetzesänderung gegeben hat. Aber wie
gesagt: Nichts ist so gut, als dass man es nicht ver-
bessern könnte. Daher hat sich auch die CDU-
Fraktion in den letzten Wochen und Monaten aktiv
in diesen Entwicklungsprozess eingebracht und
den Gesetzentwurf der Regierungskoalition sachkri-
tisch und ausführlich mitdiskutiert. Hierbei halfen
auch die zahlreichen Anregungen und Meinungen,
welche uns im Rahmen der Anhörung und im Vor-
feld gegeben worden sind, auch wenn nicht alle in
die Gesetzesvorlage Einzug halten konnten, zum
Beispiel – wir haben es gerade gehört – das Thema
„Öffentliche Anhörung“. Im Bayerischen Landtag ist
es so, dass per se alle Petitionen öffentlich ange-
hört werden. Aber aufgrund des Aufwands, der da-
durch entsteht, sind die Petitionen auf alle Land-

tagsabgeordneten aufgeteilt und werden im jeweils
dazugehörigen Ausschuss beraten. Das zeigt also,
dass mit dieser öffentlichen Anhörung auch ein
Mehraufwand einhergeht. Es ist also auch kritisch
zu diskutieren, ob man das aufnehmen möchte.

Insofern gab es – wie gesagt – einen intensiven
Prozess, welcher sich nun in dem vorliegenden Ge-
setz widerspiegelt. Als erster guter Punkt ist zu
nennen, dass mit der Gesetzesänderung die Dis-
kussionsseite des Landtags für Petitionen eine
Moderation erhalten soll. Damit kann das Nut-
zungsverhalten in bessere Bahnen gelenkt werden
oder – besser gesagt – es trägt maßgeblich zur
Einhaltung der Netiquette und Sachlichkeit der Nut-
zerinnen und Nutzer bei. Bezüglich der Praktikabili-
tät ist ja weiterhin auch eine zeitnahe Evaluation
verankert – wir haben es gehört, nach einem Jahr
soll die gesamte Sache noch mal evaluiert wer-
den –, welche natürlich dann auch der Qualität des
Systems zuträglich ist.

Wir haben auch gehört, und das möchte ich jetzt
gleich noch mit einschieben: Es gab von der Ver-
waltung hier eine Information, dass die Umsetzung
dieser Moderation in dem alten System momentan
schwierig ist – die Petitionsplattform ist halt von
2013; wer sich ein bisschen in der Materie aus-
kennt, weiß, dass es sehr aufwendig ist, wenn ich
das System von 2013 wieder anfasse. Wir werden
– auch wenn wir das Gesetz hier begrüßen –
schauen müssen, dass wir irgendwie eine Über-
gangslösung für die nächsten Monate in diesem
Bereich finden.

Ein weiterer Punkt ist – ich habe es schon er-
wähnt –, dass sich viele Anzuhörende auch für die
im vorherigen Gesetzentwurf von Rot-Rot-Grün ur-
sprünglich vorgesehene Öffentlichkeit der Aus-
schusssitzungen aussprachen. Hier haben wir es
uns hinsichtlich einer genauen Positionierung nicht
leicht gemacht, aber schlussendlich zum einen auf-
grund von datenschutzrechtlichen Bedenken, aber
vor allem zur wirklichen Wahrung der offenen Dis-
kussionskultur innerhalb des Petitionsausschusses
ganz klar davon abgesehen. Gut, dass dies noch
einmal verankert wird.

(Beifall AfD)

Zur weiteren Verbesserung der alltäglichen Arbeit
im Ausschuss trägt jetzt sicher auch bei, dass die
Mitglieder des Petitionsausschusses frühzeitig über
neu eingegangene Petitionen in Kenntnis gesetzt
werden und damit auch rechtzeitig entscheiden
können, ob schneller Handlungsbedarf besteht. Ak-
tuell werden die Ausschussmitglieder erst von den
Petitionen in Kenntnis gesetzt, nachdem diese ei-
nen zeitlich zum Teil nicht ganz unerheblichen Vor-
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prozess innerhalb der Verwaltung durchlaufen ha-
ben. Insofern gibt es mit dieser Regelung nun die
Möglichkeit, lange Wartezeiten für wichtige Ent-
scheidungen für wichtige Petitionen verkürzen zu
können.

Noch ein weiteres und – wie wir finden – gutes Re-
sultat konnte im Bereich der Mitzeichnung gefun-
den werden. Grundlegend haben wir als CDU-Frak-
tion uns immer gegen die Verwendung von Pseud-
onymen gestellt, da jeder Unterzeichnende für eine
Sache, die er unterstützt, auch mit Ross und Reiter
genannt werden soll.

(Beifall CDU)

Aber, wie bereits auf Bundesebene sowie in zahlrei-
chen Landesparlamenten praktiziert, gibt es eben
auch sinnvolle Kompromisslösungen. Hierbei müs-
sen auch weiterhin die Namen und Anschriften der
Unterzeichner auf den Sammellisten für die Land-
tagsverwaltung ersichtlich und nachprüfbar sein,
aber gerade im Onlineformat können im öffentlich
zugänglichen Bereich Pseudonyme verwendet wer-
den, solange im Hintergrund die Klarnamen der Pe-
tenten von der Verwaltung nachprüfbar erkannt
werden können.

Und einen letzten Punkt möchte ich noch nennen:
Wir als CDU-Fraktion sind immer für die Verhinde-
rung von Mehrfachzeichnungen eingetreten. Daher
liegt auf dem Punkt der zukünftigen Prüfung der
Eintragungen auf Mehrfachunterzeichnungen gera-
de in der Zusammenführung der digitalen und ana-
logen Listen ein wichtiges Augenmerk, damit eben
das Sammlungsergebnis nicht verfälscht wird.

Zum Schluss noch einmal zusammengefasst: Es
liegt hier ein Gesetzentwurf vor, der im Sinne einer
praktikablen, aber vor allem – und das sei beson-
ders betont – einer fraktionsübergreifenden, sachli-
chen Bearbeitung von Petitionen ein stimmiges Er-
gebnis gibt. Damit werbe ich auch noch mal für Ihre
Zustimmung. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kollege Tiesler. Als Nächstes hat
sich Abgeordneter Müller für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Müller, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen, seit gut einem Dreivierteljahr haben wir
uns mit den Änderungen des Thüringer Petitionsge-
setzes befasst. Heute sind wir bei der zweiten Be-
ratung im Plenum und damit hoffentlich nah am

Ziel, die Hürden für das Einreichen einer Petition
und die Möglichkeit einer öffentlichen Anhörung zu
senken. Petitionen sind ein zweckmäßiges Instru-
ment, Onlinepetitionen auf Change.org oder Cam-
pact sind längst Bestandteil von NGO-Kampagnen
oder um einem Bürgeranliegen Gehör zu verschaf-
fen. Die Inhalte dieser Petitionen landen freilich
nicht im Landtag, sind aber dennoch ein probates
Mittel zur vor allem politischen Meinungsbildung.
Allerdings besteht hier die Gefahr, dass die Inhalte
im Rauschen des Internets verpuffen. Petitionen
aber, die sich an den Thüringer Landtag richten,
kommen direkt beim Petitionsausschuss an. Frei-
lich sollte der Inhalt im Zuständigkeitsbereich des
Landtags oder im Bereich „Sonstige Einrichtungen
mit öffentlichen Aufgaben“ liegen.

Liegt der Petition noch ein öffentliches Interesse zu-
grunde, kann die Petition auf der Petitionsplattform
des Thüringer Landtags veröffentlicht werden, da-
mit wiederum können viele Menschen über das Ziel
des Begehrens informiert werden und dies auch mit
ihrer Unterschrift unterstützen. 

Ja, das ging alles bisher auch so, aber durch die
vorgeschlagenen Änderungen wird das Thüringer
Petitionsrecht sehr deutlich nachgebessert. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, in der Be-
fassung mit der Erneuerung des Gesetzes kamen
wir immer wieder an zwei Hürden. Einerseits galt
es, dem Datenschutz und somit den Persönlich-
keitsrechten von Petentinnen und Petenten wie
auch von Unterzeichnenden Rechnung zu tragen.
Andererseits haben wir auch lange über die Funk-
tionen und Fähigkeiten der digitalen Plattform de-
battiert, um auch hier einerseits den Datenschutz,
andererseits aber auch die notwendige Transpa-
renz zu sichern. Nun aber liegt uns hier ein Gesetz
vor, das mehr Partizipationen möglich macht. Wir
sind da in Thüringen gut vornweg. Natürlich gibt es
in allen Landtagen und Senaten und auch im Bun-
destag die Möglichkeit, Petitionen einzureichen.
Das kann überall schriftlich oder elektronisch pas-
sieren, ein barrierefreier Zugang aber ist nicht über-
all verbürgt. Wir sind hier in Thüringen recht weit.
So gibt es in Thüringen schon lange die Option,
Eingaben schriftlich einzureichen oder mündlich
vorzutragen. An dieser Stelle möchte ich gern dem
Bürgerbeauftragten für sein Engagement danken.
Ebenso können bei uns in Thüringen Petitionen in
Gebärdensprache, in lautsprachbegleitenden Ge-
bärden oder auch in Brailleschrift eingereicht wer-
den. Darauf können wir recht stolz sein.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) 
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Und nun, liebe Kolleginnen und Kollegen, machen
wir es noch ein bisschen leichter. Wir wollen die
Frist für die Stellungnahmen der Landesregierung
in den – zugegebenerweise bislang manchmal sehr
langwierigen – Verfahren verkürzen. Wir wollen die
Möglichkeit der anonymisierten Mitzeichnung von
öffentlichen Petitionen schaffen und damit die Hür-
den aufheben, Namen und Wohnort mit dafür ange-
ben zu müssen. Und wir wollen eine regelmäßige
Evaluierung der elektronischen Arbeits- und Beteili-
gungsstrukturen des Petitionsausschusses einfüh-
ren und eine digitale Diskussionsmöglichkeit von
veröffentlichten Petitionen schaffen. Und wir sen-
ken das Quorum, also die Anzahl der beizubringen-
den Unterschriften, nach denen eine Petition auf je-
den Fall öffentlich angehört werden kann. Jetzt
kann das Quorum per Gesetz sowohl durch die Mit-
zeichnung nach § 14 a als auch durch die Einrei-
chung handschriftlich unterzeichneter Sammellisten
erfüllt werden.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, Petitionen
und Eingaben sollen gute Beispiele gelebter Demo-
kratie sein und die Kommunikation zwischen Bürge-
rinnen und Bürgern mit der Regierung bzw. den Ab-
geordneten auf kurzem Weg ermöglichen. Das
funktioniert nur mit einfachen, gut zugänglichen und
transparenten Partizipationsmöglichkeiten. Insofern
sind wir hier ein Stück weitergekommen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Stärkung der Demokratie ist uns ein urgrünes
Anliegen. Demokratie ist für uns die Grundlage für
ein freies und friedliches Zusammenleben. Sie
braucht das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger
in die Menschen, die sie im Parlament und in Insti-
tutionen vertreten, und das Vertrauen, dass ihre
Meinung, ihre Fragen und ihre Probleme ankom-
men und in transparenten Entscheidungsprozessen
kommuniziert werden. Mit dieser Novellierung des
Thüringer Petitionsgesetzes wird den Thüringerin-
nen und Thüringern Mitwirkung und Partizipation
erleichtert, und deshalb bitte ich Sie um Ihre Zu-
stimmung. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN) 

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Müller. Für die FDP-Fraktion hat
sich Abgeordnete Dr. Bergner zu Wort gemeldet.

Meine Damen und Herren, es ist doch sehr unruhig,
ich würde um Ruhe bitten. Frau Dr. Bergner hat das
Wort.

Abgeordnete Dr. Bergner, FDP:
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen Abgeordnete, liebe Zuhörer am Li-
vestream, das Petitionsrecht ist ein essenzieller Be-
standteil unseres parlamentarischen Systems und
eine wichtige Säule politischer Mitbestimmung in ei-
ner repräsentativen Demokratie, wie wir sie derzeit
in Deutschland und in Thüringen vorfinden. Mit ei-
ner Petition können die Bürger Wünsche artikulie-
ren, aber auch auf Missstände aufmerksam ma-
chen und auch Forderungen an die Parlamente for-
mulieren. Petitionen können von privatem und öf-
fentlichem Interesse sein. Es ist auch wichtig, dass
Petitionen umstrittene Fragen aufwerfen, die einen
offenen Diskurs brauchen. Hier müssen wir si-
cherstellen, dass der Bürger, der Petitionen zeich-
net, keinen Repressalien ausgesetzt wird. Deshalb
haben wir Freie Demokraten bereits am 12. Juni
letzten Jahres einen Gesetzentwurf zur Änderung
des Thüringer Gesetzes über das Petitionswesen
eingebracht. Ich freue mich, dass unsere Initiative
dazu geführt hat, dass noch weitere Hindernisse
zur Anhörung der Bürger aus dem Weg geräumt
wurden. 

Politik muss stets ein offenes Ohr für die Belange
und die Nöte der Bürger haben, auch wenn es auf
den ersten Blick mal unangenehm ist. Im Zentrum
der Politik müssen die Menschen stehen, für die sie
gemacht wird. Dieser Grundsatz darf nie zu einer
Floskel verkommen. Das erreichen wir, indem wir
auch den Anspruch des Bürgers auf öffentliche An-
hörung bei Erreichen eines Quorums festschreiben.
Das ist eine wirkliche Errungenschaft, da die Zulas-
sung von Anhörungen nicht mehr von politischen
Mehrheiten abhängig ist. Weiterhin schaffen wir
Klarheit, dass digitale und analoge Unterschriften
von Mitzeichnern gleichberechtigt zählen. Uns Frei-
en Demokraten war es besonders wichtig, dass der
geschützte Raum des Petitionsausschusses erhal-
ten geblieben ist. Das Abhalten öffentlicher Sitzun-
gen schafft Transparenz. Ja, das ist richtig. Jedoch
braucht die ehrliche Aufarbeitung von Konflikten ge-
schützte Räume. Es ist bekannt, dass sich Men-
schen anders verhalten, anders äußern, wenn sie
es in der Öffentlichkeit tun oder wenn sie sich in ei-
ner vertrauenswürdigen Umgebung befinden. 

(Beifall AfD)

Deshalb bleibt ja zusätzlich die Möglichkeit, offene
Sitzungen in den Petitionsausschüssen durchzufüh-
ren. 

Und, Frau Müller, ich kann Ihnen sagen, es ist doch
klar: Jeder Bürger, der von Anfang an eine öffentli-
che Verhandlung haben möchte, kann diese doch
beantragen. Diese Möglichkeit besteht.
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(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Nein!)

Insgesamt sind wir froh, dass wir diesen Kompro-
miss im Ausschuss gemeinsam gefunden haben.
Es ist ein gemeinsamer Schritt zu einer weiteren
Stärkung des Petitionsrechts in Thüringen sowie
ein klarer transparenter Zugang der Bürger zu ih-
rem Recht, jederzeit Eingaben an dieses Parlament
richten zu können. 

Die Fraktion der Freien Demokraten wird dieser Be-
schlussempfehlung zustimmen, denn es ist ein gu-
ter Tag für die Stärkung der gezielten Meinungsäu-
ßerung an die richtige Stelle, an das Parlament, für
die Bürger Thüringens. Ich danke Ihnen für Ihre
Aufmerksamkeit. 

(Beifall AfD, FDP)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Dr. Bergner. Das Wort hat jetzt
für die SPD-Fraktion Abgeordnete Marx.

Abgeordnete Marx, SPD:
Werter Herr Präsident, geehrte Kolleginnen und
Kollegen, unser Petitionsrecht ist in der Verfassung
verankert. Es ist uns wichtig und bedeutsam. Wir
haben schon von einigen Rednerinnen gehört, dass
das auch außerhalb unseres Bundeslandes Aner-
kennung findet. Trotzdem gibt es Dinge, die wir
besser machen können. 

Ich möchte auf einen Punkt hinweisen, den wir hier
noch nicht so betont haben, der aber auch wichtig
ist. Wir geben der Landesregierung härtere Banda-
gen, nämlich sechs bis acht Wochen für eine erste
Stellungnahme zur jeweiligen Petition. Das ist eine
Nachschärfung, die natürlich eine sehr starke He-
rausforderung darstellen kann, weil wir oft auch
sehr komplexe Sachverhalte im Petitionsausschuss
serviert bekommen. Aber es ist eben wichtig, dass
wir relativ schnell dann auch Auskunft geben kön-
nen. Zum anderen schaffen wir endlich die Möglich-
keit, dass bei den Mitzeichnern/Mitzeichnerinnen ei-
ner Petition auf deren Verlangen hin ein Pseud-
onym anstelle von Name und Wohnort veröffentlicht
wird. Das ist in Zeiten des Internets besonders
wichtig geworden, weil es bei bestimmten Petitio-
nen leider vorgekommen ist – nicht in unserem
Bundesland nach meinem Wissen, aber in anderen
Bundesländern –, dass bei Anliegen, die eine be-
sondere Polarisierung hervorgerufen haben, Mit-
zeichner dann auch mit Belästigungen rechnen
mussten bis hin zu Drohungen und Verunglimpfun-
gen. 

Aus der Wissenschafts- und Zivilgesellschaft gab
es positive Rückmeldungen zu diesen Neuerungen,

die jetzt im Gesetz enthalten sind. Deswegen freue
ich mich auch für meine Fraktion, dass dieses Ge-
setzesvorhaben hier Wirklichkeit werden kann. Wir
haben Thüringen damit heute wenigstens an dieser
Stelle ein Stückchen weiter vorangebracht, wenn
wir jetzt gleich diesen Gesetzentwurf beschließen
werden. Danke schön. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Kollegin Marx. Ich habe noch ei-
ne Wortmeldung von Frau Müller mit 1 Minute und
50 Sekunden. Ich nehme Sie noch dran, obwohl wir
gleich mit einer Lüftungspause dran wären. Das
kriegen wir aber noch hin. 

(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Wir
machen das Flotti-Lotti!)

Das hoffe ich. 

Abgeordnete Müller, DIE LINKE:
Herr Präsident, vielen Dank, dass Sie mir das noch
mal gestatten. Aber, Frau Dr. Bergner, mich hat es
noch mal nach vorn getrieben, weil Sie eben etwas
falsch dargestellt haben. Es ist eben nicht so ein-
fach, dass Menschen, die sich an uns wenden, ein-
fach sagen: Ich will eine öffentliche Ausschusssit-
zung. Dazu sind bestimmte Dinge notwendig: Da
sind erst einmal Unterschriften – es muss ein Quo-
rum erreicht werden. Wir können nicht einfach sa-
gen, wir machen das jetzt öffentlich. Das funktio-
niert einfach nicht. Das will ich an dieser Stelle ein-
fach klarstellen. Deswegen haben wir auch als rot-
rot-grüne Regierungskoalition den Versuch gestar-
tet, die Sitzungen öffentlich machen zu lassen, da-
mit es transparenter ist, wie die Entscheidungen zu-
stande kommen. Und wir – das habe ich eben auch
noch mal betont – sind häufig der Übersetzer zwi-
schen Kommunalverantwortlichen oder Bundesbe-
hörden – wie auch immer. Das wissen Sie durch die
Arbeit im Petitionsausschuss. Das hätte ich mir ge-
wünscht, damit die Menschen auch wieder verste-
hen, wie gestaltet sich die Politik, wie setzt sich et-
was zusammen. 

Und ja, viele haben es gesagt – das möchte ich an
dieser Stelle auch noch betonen –, damit ist Thürin-
gen Spitzenreiter in der Bundesrepublik, was direk-
te Demokratie im Petitionswesen ist. Lassen Sie
uns weiter daran arbeiten, auch in einer zukünftigen
nächsten Legislatur. Ich freue mich, wenn wir jetzt
gleich das Gesetz verabschieden. Danke. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Müller. Bitte?

(Zwischenruf Abg. Gröning, AfD: Habe ich
noch Zeit?)

Das müssen wir erfragen – aber dann treten wir in
die Lüftungspause ein. 

(Zwischenrufe aus dem Hause: Nein! Abstim-
mung!)

Herr Gröning, Sie haben noch 4 Minuten und
50 Sekunden. Dann müssen wir aber in die Lüf-
tungspause gehen. 

Abgeordneter Gröning, AfD:
Vielen Dank, Herr Präsident, für das Wort. 

Sehr geehrte Abgeordnete, sehr geehrte Zuschau-
er, hier wurde mal wieder gezeigt, dass auf demo-
kratischem Wege wirklich die Vernunft gesiegt hat:
Unser Einwand, hier den Petitionsausschuss nicht
grundsätzlich öffentlich zu gestalten, hat Fuß ge-
fasst. AfD wirkt, wir haben das wirklich geschafft,
hier wirklich die Vernunft in diesem Land einziehen
zu lassen, auch gemeinsam mit anderen Fraktio-
nen. Dazu auch noch mal vielen Dank. Ich denke,
wir sind hier auf einem guten Weg. Vielen Dank
noch mal. 

(Beifall AfD)

Vizepräsident Bergner:
Das war erkanntermaßen kurz. Ich nehme an, mit
Ihrem Einverständnis können wir die Abstimmung
jetzt noch durchführen, ohne in die Lüftungspause
einzutreten.

Meine Damen und Herren, dann treten wir, da es
keine weiteren Wortmeldungen gibt, jetzt in die Ab-
stimmung ein, erstens über die Beschlussempfeh-
lung des Petitionsausschusses in der Drucksa-
che 7/3639. Die Stimmen dafür? Aus allen Fraktio-
nen. Danke schön. Gegenstimmen? Da sehe ich
keine. Enthaltungen? Da sehe ich auch keine. Da-
mit ist die Beschlussempfehlung angenommen. 

Damit machen wir weiter. Wir stimmen über den
Gesetzentwurf der Fraktionen Die Linke, der SPD
und Bündnis 90/Die Grünen in der Drucksa-
che 7/2042 in zweiter Beratung unter Berücksichti-
gung des Ergebnisses der Abstimmung über die
Beschlussempfehlung ab. Wer ist dafür? Danke
schön. Ich frage nach Gegenstimmen. Keine. Ent-
haltungen? Auch keine. Damit, meine Damen und
Herren, ist der Gesetzentwurf unter Berücksichti-
gung des Ergebnisses der Abstimmung über die
Beschlussempfehlung angenommen. 

Wir stimmen über den Gesetzentwurf in der
Schlussabstimmung ab. Wer ist dafür? Die Kolle-
ginnen und Kollegen bitte ich, sich von den Plätzen
zu erheben. Wiederum alle Fraktionen. Danke
schön. Ich frage der guten Ordnung halber nach
Gegenstimmen. Enthaltungen? Das ist nicht der
Fall. Damit ist der Gesetzentwurf in der Schlussab-
stimmung angenommen. 

(Beifall AfD)

Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt. Da wir
jetzt in die Lüftungspause eintreten müssten, kom-
men wir sowieso über 18.00 Uhr hinweg. Ich schlie-
ße also damit auch die heutige Sitzung und wün-
sche Ihnen einen guten Nachhauseweg und ein
schönes Wochenende. Kommen Sie gut an!

Ende: 17.54 Uhr
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